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Bekanntmachung!
Auf Vrund de? Beschlüsse der Vorstände - Konferenz vo-.. 6. rnd 7. November 1920 und der

Reichsvertteter-Sitzung vom 11. Mai 1921 wird hiermit der

A-Gewerffchafis-Kon

zum 2. und S. Oktober 4925 nach Düsseldorf
Sssettschafi.Verein^, Steinflraße ^0<t6

..nberufm.

Vorläufige Tagesordnungt

1. Reorganisation des AsA-Dundes.
2. Vereinheitlichung und Demokratisierung des Arbeitsvechtes.

Referent: Prof. Dr. Hugo Slnzheimer, Frankfurt a. M.

Z. Die Neuordnung der Sozialversicherung.
Referent: Hellmuch Lehmann-Dresorn. Geschäftsführer des Hauptverbandeo Deutscher OrtviranKenKaisen.

4. Wahlen.
5. Verschiedenes.

Anträge der Ortsgruppen und Ortskartelle sind bis zum 1. September d. I. einzureichen.
Die unter Punkt 1 zur Beratung stehende vorläufige Satzung ist den Ortskartellen bereits zu>

gegangen.

Die Wahlen erfolgen innerhalb der angeschlossenen Verbände. Jeden: Befand steht die drei,

fache Zahl von Delegierten zu, die er ill der Vertretersitzung hat.

Berlin, am I.August 1V21.

Mgemesner freier Angefietttenbund

Ver Borftand:
ushkuser. Klingen. Süh.



Die Erwerbslosenftage
Zu den schwierigste« Problemen in de, kaz,!,gliftisch«n

Wirtschaft gehört die Arbeitslosigkeit. Seit Jahrzehnte«
steht diese Frage im Vordergrund der sozialpolitischen Er»
örterungen. Die regelmahia wiederkehrenden wirtschaftlichen
Depressionen, die eine mehr oder weniger starke Erhöhung
der Ziffern der Arbeitslosen zeitigten, siihrten ebenso reget»
möftig zu ausgedehnten Debatten im Vlelchstag wie in den
Parlamenten der Ländcr und Gemeinden. Die neue

Reichsoerfassung vom lt. 8. 5919 schreibt tm Artikel 163
Abs. 2 folgendes vor:

.Jedem Deutschen soll die Möglichkeit gegeken werde« durch
wirtschaf.'liche Arbeit seinen Unterhalt zu erwerben, soweit ihm
sngemesskne Arbeitsgelegenheit nicht bnacwi.se« werde» kann,
wird fi>_ seinen Unterhalt gesorgt. Da» Ztahere wird durch
besonders Dleichsgeletje bestimmt.

Damit hat das Reich die Verpflichtung übernommen, siir
die Besa>,ffung neuer Artxitsmöglichleiten besorgt zu sein.
Die Anfgive des Reiches kann sich also nicht darin erschöp»
len, den Erwerbslosen eine Unterstützung zu gewähren, mit
dc: flc den notwendigsten Lebensunterhalt bcsireiten können,
fonde?« vorüber Kinaus müssen die verantwortlichen Hn»
ganzen als zwingt ndfte Ausgabe ansehen, die Arbeitslosen
wicder in Arbeit ;u bringen. Diese letztere Iorderung ist
auch bereits vor dcm Kriege immer und immer wieder aus»
gesollt worden. Insbesondere hat ir.an es auch bei den
.rüheren Erörterungen in dcn ^Parlamenten Stier die Ar»
deitslosens.age ständig als einc Ausgabe de; Sraatsregie»
rung hingestellt, die für öfseutliche ölechnung ouszusühren»
den Vrdejten zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit durch
eine zweckmäßige Verteilung und Regelung heranzuziehen.
Cchon ein pr»uZ>ischcr Ministerialcrlaß vom 3l. Juli 1894
sagte:

„Wie der Ltaat. so Heden auch die Gemeindeoerttelungen
in »r«r Eig njchast als «Mitgebe, die P'licht. der Arbeit,»
losigteit nach «röiten dadvrch entgegenzuwirken, dah ste all»
ckemei» und planmäßig aus eine zweckmäßig« »erkilung und

^«lun^ der für ihre «echnung auszuführend«» Arbeiten Be»

Trotzdem blieben alle Anregungen mehr oder weniger
aus dem Papiere ziehen oder wenn einmal praktisch zuge»
griffen wurde, tam.n die Maßnahmen zu spat. In einer
tm Jahre t9!.'i crsriicncnen Schrift dor Deutschen Gesell»
schast zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit faßt Dr. Bern«
hardt sein Urteil dchin zusammen:

»Im groben und ganzen sahen wir in dem letzten Jahrzehnt
die Etcmtsrkg,«rung dem Problem der Arbeitsdeschassung «nd
AebeitsverteÜung immer erst ihre voll« Ausmerkjomleit zuux».
de« wenn der Notstand ossenbar und die veleaendeit sur vor»
beugende MoKnahmcn bereit, vorüber war . . .

Nur in einer Al.zahl Gemeinden hatte man auch schon vor
dem Kriege versucht, dura) großzügiger« Maßnahmen die
hier erwachsenden Aufgaben zu lösen. Cchon vor dem
Kriege ergod sich also dacselbe Bild in dem «erhalten des
kapitalistischen Staats zum Erwcrbsiose,!problem. wie e«
jetzt auch nach dem Kriege festzustellen ift: Nur wenn da-
Yener aus oen Nageln brannte, rasste ftch die Bureaukratie
und such dann nur zu halben Maßregeln aus. Es sollen
keineswegs d>e Schwierigkeiten verkannt werden, die sich in«
folgc >^ Zusammendruchs der Wirtschaft nach dem Kriege
gerade ur das Erwerbslosenproblem im besonderen Aus»
maße ergaben. Aber immerhin hätte man erwarten dürfe»,
daß angeftchrS des außerordentlichen Grade, der Arbeit»,
loligkeit zu beschleunigteren und durtbgreife«oeren pratti»
Iche» Maßnahme;: geschritten wär?. A., geeigneten Bor»
schläj,c,i hat es nicht c,esed!t. Der Reichswirtschasisrat hatte
'a seiner ersten Sitzung am M. Juni 19St) einen Antrag
Wtssell und Genosen angenommen, der de» Augbau der
Erwe'bslosenfürscrge zu einer produktiven, die Waren»
erzeugung steigernden, sür dringend notwendig erklärte. Ein
aus Mitgliidern des wirtschafts- und sozialpolitischen Aus»
lchusses gebildeter Unterausschuß des Reichswirtschaftsrates,
de? sich mit dem (frwerbslo,ettproble« matter besagt tzG«g,
legte am l" August eine bedeutsame Denkschrift vor.
tn welcher einerseits die tatsächlichen Ursachen unserer «irt»
«h«ftlichen «ot bloßgelegt und andererseits ei» Programm
M, die Neugestaltung des gesamten Wirtschaftsleben» auf»
gesellt war. Nur wenig ift au» diesem Programm »o« der

Reicheres, irrung in die Tat umgesetzt. So ist die Verordnung
üb« BetriebserdbrilM »«tz »sn0eaui>g vom 8. November
^920 a»f t?ne Vorschu« A«rtttzuführen. Daß man aber nun

grobzügigerroeise «uf Grund der Denlschrift dem Problem
der Arbeitsbeschasfung zu Leibe gegangen v>lre. lann nicht
behauptet werden. Es bedürfte erst wieder eines verstärkten
Druck« der freien Gewerkschaften, big »»« «ch im NeiH zu
weitere» Maßnahmen aufraffte. N»f Gr»no von eingeben»
den Veratunqen zwischen A.D.G.V. »rd AsA.Vund wurde.,
dcr Neichsregierung unter dem 2ti. ffebruar 1921 folgende
19 Forderungen der freien Gewerkschaften überreicht:

1. Sofortige Jnangriifnad«« ANentUche, Arbeite» im weireften
Umfange. erster Linie sind die srr die i'fsentlich«« Ver»
kehrsdetriebe ersorderltchen Erneuerui^sarbelte« ohne leden

«er^ug in «u.trag zu «eden Di« Vt itel s», wettere i^fsent»
liche Arbeite» sind ichleunigst bereitziiftelle«.

i. Vei der Vergebung dieser Austrage ft»d dle ,»« der größten
Ardeitsloftgketl betroffenen Bezirke i» «rfter Linie zn be»
rülksiaitigen. Den Unternehme.« tK >i« V«'pslichtu»a auf»
»erlegen, entsprechend >er Grdße de» jeweilige» Auftrag«
Arbeitslose einzustellen. Zu diesem Zweck st, souxit dte«
technisch nicitt durchführbar ist. ein« verkürzt« Arbeitszeit
einzuführen od«r die>tb« beizubehalten, ssnett fte dentt,
besteht. Wo dnrch Schichtmechiel «it verttlrzte. Arbeitszeit
die doppelte Arbeiterzahl beschäftigt «erden tan?:, ift ern,

solche Bedingung bei Uebertragung öffentlicher Auftrag«
vorzuschreibe».

S. Soweit die ««chanoenen Be riebe ein einer Industrie zmetge
Mcht »««retchen. bestimmte Arten der o«rsügl>ae«n «uströge
allein auszuführen, ist zum Zweck der Unterbringung der

Akc.Uslos»>n ein entsprechend«? T«il diel«r Auftrag« an g«.
eignete andere B«tri«d« z« veröden, «öttgensall« ist di,
Umstellung von Betrieben zur d«rst?lu«g dieser Arbeiten
sofort zu veranlassen.

4. Alle Arbeitkauströg« der Lssentlichen B«rv>altun«<« des
Neiches. der Lander und der G«m«inden ft«d als Nocha«ds«
arb«it«n «u «rklär«n. d«i den«» d« U»t«»«hn«rH«koin« aus
«in den B«rt.ält»iss<n ange»«ss«n«f. HeMma« z« d«gr«n.«n
ist. De» Arbeitern sind u« A,d.'lt?:.<»trigt«tt<» möglichst
z« vermeide« di« Tariflohn« ftch«rfi,ft««'«.

5. Zu, Mitbestimmung dei der «egelusg de» ««stregse«!»
geb«»«. W»eit «s sich um di« in ZiN«r . bis < vorg?sehe»,n
Verpflichtungen handelt, sind B«rtr«t«k der «öewer?schas.en
«lzuzieben.
W» e

loten

7.

e« a»f keinem ttndexen Wege «äKlich ilt den «ideits-

iosen
BeschästiMng i>v veesHaffen. ist zu Verlanaen. kx.ii ali-

«mein, atto awh für private Tustr^jge. die AroellA,eit d?
voll «eWiLttgt« Ve?ttir;t und na.H «öa ichkeit Schicht

^lel einaefuhrt wird. Die seither ZI ollbel^äslwtcn we -

.nn zu diesem Opfer an die gänzlich Arbeitslosen bexe.t

fein, wenn die in Zisser 7 sola»de Holden.^ eriuUt wird.
NUen Kurzarbeitern ist der bei der verkürzten «rbeitst<tt
entstehende Ltchn«uskau zu zwei Dritteln von den Arbeit'

zebern z« ersetzen. Das Reich und die Lander udernebmln
die halste der den «rdeit«dern hi?«NS erwachsend«n
»oste» auf die Mittel der produktiven Erwerb.Ivseniurjorsie
Diese Vagncchme kann aber «ur eine vorube gehende u,:d

«tcht so« langer Dauer sein, sonder« es muk mit Hinsicht
aus die E^isten^moglichktit der Kurzarbeite, in der ieh,wen
t«ere« Zeit alles aufsewendet «e«e«. NN die XurzalKcil
boidmft wieder in B'liardeit umzNVa^del^

8. Die Vele^UAß des Baugewerbe, durch Aiere.tfteklung ^ i,ent'
lichcr Mittel skr de« »obnunDAbau mit sro^erer E,Ie
als bisher zu betreiben. Als Ziel all.! Biajnuhmen aus
diesem Kebiete hat in erster Li«te ««d «sch vsr der Ve

kömpfunj, der Wohtmnqsnot die VeseU >««« ^er Arbeit,

lofigkeit zu gelten.
9. Hör diejenigen Arbeitslosen, den-« auib durch die Ersullung

vorstehender Jorderunge« leine Arbeit VeHjchRsst «werden
ka««. ift eine weitgehende, den TeuernngsoerdtUtniksen an,

messene Erhöhung der lausenken UnterftKtzeng zu dr

,IieKen. damit diese Arbeitslosen mit ihren Jamilie« Vor
dem Verhungern geschützt werden. Hu >>em gle.H« Z»mk
ist die Schulsptisung sür Kinder unbemiUeltfr Sttcr« e«n-

MsKhre« ««d ausMvaue«.
!0. Dilmit «NS der DN.chjtihru«« Vvrslehe«d„ «ahnahmen keine

«weitere S.eigentvg der Inflation einteilt, wir.) »U allen
«achdruck die iosortige E.nhedun« «ller Befeuern ver.

langt
'

Unter dem 5t. März IttLI erging auf diese Einaade ein

UilHeres Sckre«den des Reichskanzlers. I« dem Eckreiden
würde auf vie «abnähme« hingewiesen, die Nie Reichs'
reAinung Ktsber fchon ergriffen habe, um den Arbeitslosen
Ar«it zu beschaffen ^znd ihnen, soweit fle keine Arbeit

«halte» konnten, auf dem Wege tfsentlicher Unterstützung
bc.. notwendtgste» LedenWN^terhalt zu gim«!jle». Im Jahre
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Z!>'_>0 seien ein.? Milliarde Mark ,'ur Erwer^^lose.isürsorge
hiervon ti«t Millionen in fform produktiver Er^e.dslosen-
fürsorae ausgegeben worden. Dieje Summe erhole sich um
dcn Anteil der Lander uid Gemeinden auf das lopxelte.
Für die Belebung des Baugewerbes seien in den Ial/reii
l.N^ bis 1<..Ä) aus Reichs.nitteln l^^> Millionen Mark zur
Unterstützung des allgemeinen Wohnungsbaues rnd
Millionen Mark zur Unterstützung des Baues von Berg,
mannsw^nungen aufgewendet worden. Insgesamt habe
,nan bis W20 für den Wohnungsbau 4>i Milliardei Mark
öfsenUicher Mittel aufgewendet, ffür das Jahr Nt.'.l seien
je 1? Milliarden Mark für allgemeinen Wohnungsbau
und für Bergmnnnswohnungen und daneben noch 7t« Mil
lionen Mark aus der Kohlenabgabe. zusammen !i,7 M.lliar«
den angesetzt.
Von diesen Milliarden dürfte aus die Arbeitslosen nur

ein Teil entfallen sein, wahrend die großen Summer durch
die Mnterialprelse und Riescnprofite dcr Unternehmer vcr.

Ichlunaen worden find. Im übrigen machte das Schreiben
des Reichskanzlers den Eindruck, dah die Reichsrejiierung
den furchtbaren Ernst der Situation noch nicht völlig be-
griffen habe.

Die Vorstände der Spitz< „verbände versuchten durch wei¬
tere Verhandlungen mit den für die Ergebung von öffenl-
lichen Arbeiten in strage kommenden wichtigsten Ministerien,
dem Retchsverkehrsminifterium und dem
Reichspost mini st erium weiteres zu erreichen. Aus
Vorschlag der Gewerkschaften wurde beim Retchsoerkehrs-
Ministerium ein AusschuK eingesetzt, bestehend aus i^ertre-
tern der Spitzenverbände der Gewerkschaften und der Arbeit-
geber. der die Berwaltung bei der Regelung der Arftrag-
Vergebung und bei der Beschaffung vor. Arbeitskräften be-
raten und unterstützen sollt,?, diesem Ausschuh s?ll c uch in

periodisch einzuberufenden Sitzungen über dic im ^gereich
der Reiaiseisenbahn vorliegenden Arbeiten berichtet werden.
Ebenso war das Reichsverke.nsmiilisterium damit einver-
standen, das, bei den Eisenbahn^e?icraldirektlonen. den
C,ienbahN'Dtrekt,onen und Zentralen Aemtern gleich« Aus«
fchusse aus Vertretern derselben Organisationen gebildet
n>erdei!. die auch monatlich einmal zu einer gemeinsamen
Beratung zusammenderufen werden sollen.' ^n diesen
Sitzungen sollen die allgemeinen ffragen der «rbei tsver

ge^ung behandelt und seitens der T^erwaltung ein Ueber-
ol.ck gegeben werden über die im Bezirk bisher vergebenen
und in nächster Zeit noch ^u verqcbenden Arbeiten und Lie¬

ferungen. Auch sollen Maßnahmen beraten werden über die

Jn^ngrissnahme möglichst vieler Arbeiten. Hierbei soll ec

den Vertretern dcr Ardeitgeber und Arbeitnehmer srei
stehen, aus die (Gebiete delonde er Arbeitslosigkeit hinzu¬
weisen. Anregungen zur Linderung von Arbeitsnot eller
Art zu geben und an den Mahnahmen der Verwaltung

< Kritik zu üben. Der »usschuh bei dem Reichs ver.

kehrsministerium low!« die Ausschüsse bei
den E . se n b ah n d i: e r t i v ne n ftnd inzwischen aedil-
det worden und haben ihre Tätigkeit aufgenommen, »s ist
iezeichncnd. dah geaer. die Errichtung von Ausschüssen bei
den Eisenbahnd.reMonen seltene oer Arbeitgeber grundsätz¬
lich Widerspruch erhoben worden war.

Die Aktion der freien Geu«kschaf!en dei der Reichsrcgie-
rung fand Unterstützung durch auf der Grundlage der w ffor-
derunaen der Eewerkschafti.. aufgebaute Anträge ser

Fraktionen der S. P. D. und ll. S- P. im Deutschen
Reichstag. Die Anträge t«r beiden Fraktionen fübrten
grundlegenden Verhandlungen im volkswirtschaft¬
lichen Ausschuß des Reichstag«. Als Ergebnis der Ve¬
ratungen dieses Ausschusses wurde dem Reichstag noch kurz
vor seiner Sommerpause eine umfangreiche Denkschrift über¬
reicht, die ein auherockenMch reich,haltiaes Material zur Be¬
urteilung der Ecwerbslosenflage im Zusammenhang mit der
Deutschen Wirtschaftslage geväbrt. D^r Ausfchuh kam auf
<5rund seiner Beratungen zu folgenden Anträgen, die tm
Plenum des Reichstages auch angenommen wurden:

..Di« »rdeitelosigkeit ist mit den ffragen de, Wirtschaft
engst« verbunden. Etn« Begrün« d«r wirtschaftlich«» T^«:aält.
niss« trägt gleichzeitig «ur Linderung d«r «ot d«r «rbettrlo^en
dei und vermindert der«n Zahl durch zunehmend« B«schakt!»ung.

Erwerbslos«, di« kein« B«s<>>ästigun« finden können. dedurs«»
eln«r finanziell«« Unterstützung, die ihnen ei» Ezistenzminimum

sichert. Dabei bcheht ied)ch in erster L.l'ie die zwizzaent^ «oi-
wtNt>n.ke.!. ^n Beschäftigungslosen Arbeit zn bc?chafsen.
Die imch dem Kriege eingetretenen wirtschaftlichen und sozz-

aleü ZZerhallnille ma^en eine weitgehende i'.mich«chtung der
Bevölkerung von der Sta^t auf das l?and dringend erfor«^ l!: t,.
Zur Erleichterung unserer Bersorstuna mit Nahrungsmitteln,
ur Verm:,H<rung un>sere? Einfuhr u; eine Verbreiterung der
nbwirtschaitlichen Grundlage unentbehrlich.
Diesen Zwecken dient:

!. eine grobzügige Neusiedlung und A'tliegersiedlun«.
t. die Bereitstellung der ^5zu ersorderlichen Mittel.
». eine Abänderung des Neichsstedlun«s«esetzes wodurch die

Itest bestehenden Hemmnisse der Siedlung beseitigt werden.
4. die An.ernuna i'.ädttlcher Arbeiter Zur Landwirtschaft urr^Z

(Gartenbau Die p^oduk^ive Enverbslosensuriorge wll dieje
Anl^rnung KUrch Kewäqrung ei^s angemessenem Zuischussez
sur die Dauer der Anlernzeit fördern,

K. dic Schassunq von Kulturgürteln. namentlich um dle groker
Städte, '-urch RuKbarmachung von Oedflöchen und Aus»,
zu görtn^rdjcher Siedlung zwecks Berlorgung der Beoölle.
rung m.i Gemüse. Obst u. n.

K. Förderung der Melioraionen. Kultivierung und Besiedlung
vin Moorländereien unter möglichster Berücksichtigung des
Naturschutzes.

Arbeitsbeschaffung,
t. Förderung des Baugeuxrbes in Stadt und La ü burch

U) «audeihilsen.
l l Anregung der privaten Bautätigkeit aus dem ?>ge

steuerliche? Erleichterung und srrier Bcrlü^ng über
Neubauten.

) ^ .fampsung ungesunl) hohe.' Preise der Baustoffe
6) mit den Mitteln der produktiven ErwerK^iensursorW

die Ausbes>:rungcar >eitcn an den Wohnhäusern zu
sordern.

2. Schnellere ssirdcrung des Baues von Kanälen. Talsperren
sowie anderer Arbc'Zen. die einer stöiderung des Verkehrs
u,^^ der Wirtschaft dienen evtl. ,.s'ter Bereünellung von

Mitieln aus der produktiven Es:uxrbslo<ensürsorge.
5. Neubau notwendiaer Berkehrsstraizen u^o Wiederherstellung

der vielfach sehr stark abgenutzten ^'lndstrahen und Wege.
4. Beschleunigung der Wi«deraufs^rstungsarbeiten.
b. Soforligtr Znanarisfnahme öffentlicher Arbeiten in wel.

l item Umfang. An erster Linie sind die sür die Lssentlich»^
VerkehrsbetrieKe erforderlicher: Eriicuerunftsarb?iien ohne
jcden Bering in Austrag uz gedcn. ?^ie Mittel sür weitere

. öffentliche Arbeiten sind schleunigst bereitzustellen.
Bei der Vergebung dieser Austräge sinid. unter Wabrung

dcr Wirtschaftlichkeit, d^ von der grüben Ardettslosiak >t

d<lroffe,ren Bezirke in erster Lniu ^u berücksichtigen. Deu
Unternehmern ist die Hierpslichtun^ lUlszuerlegen. entspre«
chend der Grötze d^s ievntligen AuNrages Aroeits.ose -in-
zustellen, sofern dies mit >em «ntschastltchen Zwecke der Aus'
träne vereiidar ift.
Soweit die vorhandei^en Betriebe einzelner Industrie-
>eige .rtcht ausreichen, bestimmte Arten der verfügbare«
usträgc allein auszufüllen, soll tunlichst zum Zwecke der

Unterbringung der Arbeitslosen ein entsoreckender Teil die«
Kr Austrage an geeianet? andere Betriebe vergeben wecken.
Nö5igen,'all, ist die Umstellung von Betrieben zur berstet
lung dieser Arbeit?« sofort zu veranlassen.
Bei allen Arbeit->rustrigen der öffentlichen Verwaltungen

des Netchs. der Länder und der Gemeinden, die ir. der heDti-
«en Rotzoit vergeben werden, ist de' Unterneh.nerMwinn
eruf ein den Lerhältniss n ongemesses>es HöMmaK zu be-

grenzen. Den Ardeitern sind, um AibettsstreitigKite« zN
vermeiden, die Tarislöhn» sicher^ustelle.t.

Zur Mitwirkung bet der N^gelun« ^^r Austra^svergebung.
foweit es sich um die in Ziffer b. Abs. 5 bis 4 vorgesehenen
Verpslichtungeu bandelt, mch Vertreter de? Gewerkschaften
unid der Unterneyme^ver^vde zuzuziehen.

G. Dte Gemeinden «erden e-such:. mit Unterstützung der Länder
und der produktiven Erwerbslosenfür^rge des Kelchs er.

döhte Aufmerksamkeit auf die Arbeitsbeschaffung sür Erwerbs-
deschränite zu richten. Dabei ist insbesondere zu vritten. ob
nicht durch Bildung von Ar^tsflenosie^säx.jten die Krie«n-
un> ZtvilrenKnempfänge? Aufträge für Masicn rtikel über¬
nehmen können, um sie in Werkstätten oder Heimarbeit
e: ledigen.

7. Weibliche Erwerbslose stnd zur Uebernahme von Hausange«
stewenarbeit anzuregen. Zu ihrer Ausdild^lng können n^ch
Bedarf Mittel der produktiven E'werbslosenfürsorge ein«

' gesetzt werden.

S. Bci der TKrgebunH öffentlicher Austräge sind in an^messene«
Aietse auch die Mittel, rnd Kleinbetriebe heranzuziehen.
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Arbeitsvermittlung.

Solange die allgemeine Arbeitslosigkeit herrscht, ist die Zahl
der ausländische« Aroeiter nach Möglichkeit zu vermindern.
Bet ckrd-. Kanal. Eisenbahn.. Stra^.enaröeil^n vn/> Melio-

rationen. deren Kosie« zan^ oder teilweise aus öffentlichen
Mitten besninen nercvcn du7^,i «rbeilskroste ,n d<? ^c^el
«ur durch Bermittluna der Arbeitsnachweise entnommen werden.

Langfristige Erweroslose ßno dei Notstandsarbeiten bevor«

zug! einzustellen, evtl. unter Zahlulrg eines höheren Förderung?,«
satzes aus der produktiven Erwerdsloseniuriorge.
Um die Unterbringung erwerbsloser Arbeiter a»s der Stadt

aus dem L^nde. zwecks Anlernen sur landwirtschaftliche Arbeit
uz «leichtern, sind die Deputatwohnunsen ju verbessern und den

u bergest edel ten Arbeitern zu vermieten. Zur Vermittlung sol«
iher Ardeitskrüste stnd die tbewerklckaften anzuregen.

Zwischen den ftädtilchen Arbeitsnachweisen und den Arbeits¬
vermittlungen der Lnndwirtschastskammern ist eine lebendige
V<rk>indunz herzustellen, um dz.rch sachkundige A«s-oahl eine

zahlreiche Vermittlung städtischer Ardettskräste sur die Land-
arbeit zu erreichen. Bet der Negelun^ össentlicher Aufträge
sind besonders *>te Bezirke zu berücksichtigen, die eine hohe Ar-

beitslosenzifter haben.

Allgemeine volkswirtschaftliche Maßnahmen.
Die bevorstehende Steigerung der Vetre.de- und Brotpreise.

der Miete- und Kohl.'npreise. die in Aussicht stehenden erheb¬
lichen Steuerbelastungcn ^nd die daraus Ach ergebende Veld^

entwertung ersordern:

1. den allgemeinen Uebergang zu einer gesunden Preis- und

Gewinnpolitik und die Ädlebnung ungesund hoher Gewinne.

2. eine allgemeine Helmng der Vr<-duktivitat. nach dem Gründ«
Ktz HSqster Erzeugung bei billigster Unkostenhöhe. gr^Kem
Umsatz und beschränkten Gewinnen.

Die R'ichsregierung wird ersrcht. zu prusen. und Vorschläge
« machen, in welcber Weise das Kartell, und VerbandvwesxN
In Industrie nnd Handel einer fortlarsenden Beobachtung zu
«nterneden ist. Sie wird erlucht. den im Reichswirtschasts-
«inifterlum de^tehende, Ausschuß zur Prüfung der Kartellge-
ba?«ng durch HinzuzieKung von Mitgliedern des Neichswirt-
^haftsrats N.rd des Neicdsmgs au? eine breiten Grundlage zu
stellen und den Abschluss seiner Arbeiten zn beschleunigen.

II.

Der Reichstag tritt der Erklärung der Reichsregierung bel

bezüglich ein r erböhten Unterstütnln« der Kurzarbeiter nnd der

Erklärung, eine Erhöhung der Er^erbslosenunterstützung ln der

Höhe von 20 bis 25 Prozent der seitherigen Sätze ab l. August
eintreten »» lassen

Bon besonderem HnUresse fiir alle Arbeitnehmer sind die
vom Reichstag gewünschten allgemeinen volkswirtschaftlichen
Mahnahmen, oie angesichts der kommenden ungeheuren Be¬

lastung der Konsumenten infolge der gesteigerten Getreide-
und Brotpreise, der Mi^ts- und Kohlenpreise usw. eine Be¬

schränkung der Unternehmer Gewinne fordern. Mit dieser
ordcrung wird eine der übelsten aber auch kennzeichnendsten
irscheinungen kapitalistischer Wirtschaftsweise in der Kriegs-

unb Nachkriegszeit berührt. Bereits vor einigen Monaten
hotte ein demokratisches Blat-, die ..Frankfurter Zeitung",
diese Dinge offen gedrandmarkt als sie am M. 4. l92l schrieb:

^Was in den grogen leuer^egsjahre« lglg «nd IUM schwer
konlrollierbur «»r. decr«nt ^tz jetzt allmählich etwas Narer
Lder>hen z« lasse«. D.e jet;t zur Verössentl.chang gelangen,
den Geschäftsberichte der bankgeZchöstUchen. i^dustriellr» und
Sandelsunternehmung^n ^ei«en sa^ durchweg derartig enorme

Ertragszisjern. da» ftch t«nz zwcij<l,^ folgendes erpibt: Die

Dann

erst recht keine Aeitragsierhöhung

Vroduktl<?n ist aukerord^ntlich »s^. mit ihre» Preiserböhun-
gen ges^uttR. Ke ?at zwe?sellos « vielen Fällen das notwen¬
dige Maj, überschritten, dte «erti.erung der Euter «nd Leistun¬
gen ist i« vielen Aalicn zu «ne, Quelle underechUgter. für oie
Gesamtheit der Volkswirtschaft Mdlicher Gewinne «ewoeden-
Wir wissen, dich solche VrofitvVien immer mit dem !a.'i-

talistischen System verbunden seiA werden. Den Gewinn be¬
schneiden heiß, einer, der sensibt/ftn. Nerven des Kapitalis¬
mus emofindlich treffen. Ma, wird gespannt darauf sem
müssen, inwieweit es der Reichvregieruna gelingt, die ?Zorde.
rungen des Reichstages in diesem Punkte zu verwirklitken.
Zeit wäre es. dost ?in l^nde nemache würde mit der karita-
üftischen Prositaier weiter Kreise, deren Genußsucht keine
Grenzen mehr rennt, wälzend auf der anderen Seite Hun¬
derttausende von Voiksangehörigen mit unzureichenden lln.

terstühungen kavm das nnckte Leben fristen könne« und in

physischer und geistiger N.>t zu versinken drohe».
L. Hvf« ann.

Herr Gustav Schneider, der Borsteher des Gewerk¬

schaftsbundes d^r Angestellten hat in der demokratischen
Partvtpresse einen Aufsatz veröffentlicht, in dem es lseißt'

„D,e reiche» Mittel der Nngeftelltenoerstchening ftnd aber
die Spargetder der Angestellten, die nahezu tS Jahre lang trotz

liel fache s höhere
Beiträge für ihre Versicherung gezahlt habell. «m die Zukunft
ihrer grauen und die eigene z« sickern. Diese Spargeldez mochte«
die Terschmelzungssreunde gern der notleidende« In¬
validenversicherung überantworten."

Herr Gustav Schneider weih natürlich ebenso wie roir. dak
diese Argumentation durchaus unwahr ist. Der AfA-Bund
-st füi die Vereinheitlichung der Sozialversicherung schon ein¬

getreten, bevor überhaupt das Verflchsrui gsgesH sür An¬

gestellt geschaffen worden ist. Die vielen guten Erlil.de. di«
der AfA-Bund für seine Stellungnahme hat. bromhen a»

dieser Stelle nicht wtederholt zu werden Es soll hier aber
einmcl gezeigt werden, zu welch unschönen Mitteln dii
Sonder lass enf reu «de greisen, um unter d^n Ane

gesellten Sympathien sür die Angeftelltenv^rfichcruni^ i« er-

wecken.

Die Invalidenversicherung ist bereits einige
Jahrzehnte Slter als die Angestelltenversilherung: infolge¬
dessen gewährt die Invalidenversicherung bereits Jahrzehnte
hindurch Invalidenrenten. Ruch dem u« vorliegende«
letzten Jahresbericht der Invaliden-Lan!)esversicherungse
anstalten sind von diesen im Jahre 1S19 allein an Rente«
lohne das Heilversahren) gezahlt worden t6JKt<1!iA M.Z
in demselben Jahre haben die Landesversit!l>erungsanftalten
insgesamt KU3ftttK52 WochendeitrSge eingenommen«
Teilt man diese Zahl durch 52 (d. i. die Zahl der kLoche«
im Jahre), so ergibt stch ein Bestand von l2lN7l«l1 «er-

sicherten.

Dagegen hat die Angeftelltenoerllchern»g i«

demselben Zahre 191g an Renten nur 9M!K2 M. bezahlt.
Sie hatte tm gleichen Jahre einen Bestand von l<S7 446

Tiersicherten.
Daraus ergibt sich, dah proKvpsderBersicherten

die Invalidenversicherung Z«.l« Mark Rente im Jahre
Utt9 gezahlt hat. deß die Angestelltenve^si^rung aber in

demsel!>en Jahre nur 68 Pf. Rente pro Kopf der Ver-

sicherten gezahlt hat. Dies erttärt ftch daraus. die

Angestklltenversicherung überhaupt noch nicht in ihre eigent-
lichen Rentenleiftun^en eingetreten ift. weil nämlich die

Wartezeit für Invalidenrenten, die zehn Jal re beträgt, erst
am Zl. Dezember !922 abläuft. Vom l. Januar ab

erst wird die Angestelltenverftcherung in di? regelmähigen
Leistungen von Invalidenrenten einzutreten haben. Bis

dahin zahlt die Anxestelltenverfichcrnng nuc die geringen
Witwen- und Waisenrenten, vornehmlich aber die hohen
Tlerrraltungskoften aus. Das ift ja eben der Unterschied der

Invaliden- und AngesteNtenvcrsicherung, dah di«

letztere vorläufig in ihre eigentliche»
Leistungen noch gar nicht eingetreten tt und

deren Leistungen zunächst fast nur auf dem Papier stehen.
Vor d,m Augenblick aber, in dem ste zahlen nuh. haben ge¬
rade die Sondcrkassenfreunde die aröhte An; st' dann »trv

sich nilmlich die Leistungsunfähigkeit der «ngeftcllti'noer-
sicyeru ra «och mehr herausstellen.

Aehalich. wie Herr Schneider in dem erwähnte,! Zeitunas-
aufsatz. hat ja schon die «Deutsche Handelswack t" vom !i.Ro-
rembec l92U erklärt:

^Die Leistu,.gssKhiakeit der Anaeftelltenoerfiche,««^ hatte akso
ihre Feuerprobe z« ve«eben. See ha« sie gliinzeul) de.

standen. Die Beriissentltchung der «it SpanA««^ erwertete«

veHchenmßstechnischen »ilam erfolgt demniickft. Nach dm i«

Venvaltungrat der RetckvVentcherungsanftalj s«r Angestellte ge¬
gebener vorläufigen «itteitungen darf «ber htute schon fest¬
gestellt werden, datz die Bilanz für die geltenden Beiträge und

Leistungen einen versicherunastechnischen lleberschutz von

rund !H Milliarde« Mark ergibt «nd somit bedeu¬
tend,: Ver>es<er««ge« der Seist, «ge« «es
stattet!"

Trs«, dieser «ngeblitb s« glänzenden Atnanzlc,e der Di^ws

verfich,?rungs««ftalt für Angestellte jammert «ber der-

jelde Gufta, Schneider ebenso wie die deutschnutionale«
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Berbandsfülz.er Thiel und Lambach darüber, duß sich
der AsA Bund gegen die von den genannten Herren ge-
forderte kolossale Beitragserhöhung sträubt
In der ..Deutschen Handelswacht" vom I. November 19A)

war auch mitgeteilt worden, daß das D i r e k t o r i ^ m der

Ncichsversicherungsanstalt sür Angestellte
eine Aenderung des Angestelltenverstcherungsgesetzes vor«

bereitet habe. ..die gegenwärtig mit dem yauptaus-
schuh für die v o z i a l o e r f i ch e r u n g der Pri-
vatangeftellten beraten" werde, in dei i ..nahezu
restlos alle nichtsozialdemokratischen Anyeftelltenvrrbönde"
vertreten seien. Ans Grund dieser gemeiniamen Bsrctunaen

schlug das Diektorium ^r Reich5versicherungsanstolt jur An¬

gestellte Ende Novembe l^2l> die Einführung neuer Bei-

trngsklasse/. und zugleich eine gewaltige Beitragserhöhung
vor:

E« sollten künftig gezahlt wenden tn«her wurden ye^odlt:

7.- Mk. I.'OMk.
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lHegcn dicse kolossale Beitragserhöhung hat der AfA
Bund in einer längeren Erklärung sofort
protestiert (abgedruckt tn der ..Deutschen Techniker«

Zeitung" vom 10. Dezember 1920. in der ..Wa.-t.'" vom

15. Dezember 19V. im freien Angestellten" vom 17. Ao«
vember 1929). Daraufhin verkündete das Direktorium der

Neich^verficherungsansrnlt am 81. Februar 192!
..Um die Leistungen der An>i ftelltenversicheruno zeitgtmSf, er»

höke« <u können, hatte das Direktorium der Re!ch«xql<t«r«ng«'
anstatt für «ng«ste0t< ursxröng ich Veikra,,?sStze bis ju t« «.

tttch vorgeschlaaen «e«erding« »eroe« dagegen Ntoge I«^
lucht. auf denen^ftch diese« Ziel ohne et«« f, start« Be«
loftuna t

reiche» la»t
oftuna der Arbeitgeber »nd Angestellte« i» »«fentttche« er»

Im Juni 1921 H dem Reichstag ein Gesetzentwurf vor»

gelegt worden, der folgend« Beitragserhöhungen in Aussicht
nahm:

<»«halt«kla''«n:

«l 'ie 1 di« ,u 1 Mk

Monotsdetlr^
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Der Reichstag hat aber Anfang Juli 1921 die Tinfiihrung
Höherer Leistungen durch Bewährung von Veihilf'n an

Rentenempfänger ohne Veitragserhöhung beschlosfer,' doch
stnd einige Veitragsklasfen duro^ Reichstagsbeschlutz neu auf»
gesetzt worden, die sich au, folgender Tabelle ergeben!
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richtet, die von dett Versicherten zu leistende«
Beiträge zu erhöhen, nett ste die hohen Vermal-
tungskosten öer Eond< Versicherung hereinbringen wollen.
Der AsÄ-Bund hat lein Augenmerk darauf gerichtet, de»
Angestellten für ihre Beiträge höhere Leistun«
gen zu sichern, indem die AngesteUtenversicherung
mit der Invalidenversicherung vereinheitlicht wird. Nvr
seiner Aaitation ist es zu verdanken, daß die geseh-
gebenden Körperschaften höhere ^eist^ngon für die

Rentenempfänger durch Bewahrung von Beihilfen beschlossen
haben, ohne zugleich töhere Beiträge festzusetzen.

Welche Haltung hab«n die Angestellten sür die Zukunft
einzunehmen? Entweder ist die Behauptung der

Condcrkasiensceunde richtig, da« die Reichsversicherungs¬
anstalt für Angestellte im Gelde schwimme, dann müssen
die Angestellten jede Beitragserhöhung
ablehnen. 5)ber aber die finanzielle Lage der Reichs-
Versicherungsanstalt für Angestellte ist trotz ver bisber von

den Angestellten gezahlten hohen Beiträge jo schlecht, doch
sie damit nicht auskommen kann- dann kann daraus nur

die Folgerung gezoger werden, dost zur Erjpar'mq der

kowsiaien Berwaltung5kvften de alsbald^ge Beriirbeit-
lichung mit der Invalidenversicherung durchgeführt wird.

Die Tarifverträge im Jahre 4^19/20

In dem 23. Sonderheft zum Reichsa"bsitsblatt wird in
ausführlichen Darlegungen über die Tarifverträge i^

Deutschen Reiche am Ende des Jahres 1.N9 berichtet. Die

denkwürdigen R^ormdertafle iiit ihren tiesgre senden
Ver^inderunaen der pclitischen und sozialen Berbintnisse
haben das Tarifwesen im weitesten Mafte deeinf'u^t "vn
der Vereinbarung der Unternehmer und Arbeitnehmer vom

1', ?<>vemder 1918 komnt dieser Umschwung der Anschauung
übcr das Recht der Arb irnehmer. an den Zustandekommen
des Arbeitsoertraqes mitzulncken. den!.icb zum Auv^ruck.
Danach stnd für alle Arbeitnehmer die Arbeitsbedingungen
durch ^ollektivverlinbarungen mit den Berussvereini Zungen
der Ärbeilnehmer festzusitzen. Hinzu kam dann noch die ge¬
setzliche Regelung des Rechts der Taiifvertroqe.

Die Verordnung über Tarifverträge. Arbeiter- rmd An^,«
stelltcnar.rschüsse und Schlichtung von Streitigkeiten vom
2.i. Dezember 1915 bot zwzr keine erschöpfende Rege ung. s<^,uf
aber in zwei besonders wichtigen ^r^.gen des Tar'.jrechlz
Klarheit. Die bisher sinnige ffrage der ttnaddinqbarkeit des

Tarifvertrages wurde geregelt und die Möglichkeit gewährt.
Tarifverträge L^er den «reis de« Beteiligten hinaus für all¬
gemein verbindlich zu erklären

In der nunmehr vvlliegenden Tarifstatistik des Jahre«
l!N9 kommt zablenmökig .um Aufdruck, in welch steigendem
Blähe die Berufsverbote der Arbeitnehmer und Arbeitgeber
zum AbschluK dcr Tarifverträge geschritten ftnd. Im Fc>' re

1 N9 stieg der Bettand an Tarisgemeinjchajten snnch Au9.

merzung der Doppelzählung) v >n 7^l^ auf 1 s «>S. Die Zahl
der tariflich bel ecrschten Boiriebe non 1t>7 5iZ? auk S?
und die der tariflich gebundenen Personen von 1 127 tW0 aus
K;^t, i? > Die Entwicklung der Tarifverträge in den letzten
acht Iahren ergibt folgendes Bild.

mit

Tarisgenein» fu, beschäftigten
fcl>,sten Betrieb ?erfsn«n

1912. . . . l,>7,'!9 17.9 9. «> 1K74S«

i;n:i. . . . 10^i 14.19»« 1 J98S97

l'NI. . . . ir^> 1 tX t«<1 ' «r> 72-.1

i;ii'>
. . . . 1' 17 121 K97 943 t42

191«. . 194 179 749 971

I!>1,
. . ... 8 X5> t 91 lllS 9«15,979

191»
. . . . 7 519 1i>7 1127 9?«

1N9
. . . . 11M' 272 25.1 K«K4

Bet dieser Entwicklung ist besonders bedeutungsvoll, de^
sich die Tarifverträge nunmehr auch diejenigen Zweige der

Großindustrie und des hundels erkoren haben, in denen fi«
gar nicht oder doch nur soürlich vertreten waren. So v«?

ollem im Hnnde l. im P> r gbau' und bü t ten« < se n.

in der E! fen indust r i e. m der chemische« und Tel»
tilindustrie und auch in d«r dem Tarifvertrag bishe.' ver«

schlossenen Landwirtschaft «no in d«n Verwolrnngen und B<«
trl<b«n der Länder «n> Gemelnden. wie «uch de«
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Reiches wird heute im allgemeinen nach tariflich fest-
gelegten Bedingungen gearbeitet.
Ende 1919 arbeiteten in der Gewerbegruppe Metall¬

industrie 1 463032 Personen unter tariflichen Bedingungen,
im Bergbau- und Hüttenwesen 1 372 628. tn der Holzindustrie
»«298, im Bekleidungsgewerbe 327 581. im Baugewerbe
437 195 und im Berkehrsyewerbe 1<«42K Personen.
In 1072 Tarifgemeinlchostzn für 44 737 Betriebe mit

13Ü6 571 Perlonei war cine kürzere Arbeitszeit als 48 Stun¬
den in der Woch-: vorgesehen, darunter hatten 289 907 Per¬
sonen eine wesentliche Arbeitszeit von über 42 bis
45 Stunden.
Die Verordnung über Tarifverträge. Arbeiter- und An-

gestelltenausschü^e und Schlichtung von Arbeitsstreitigkeiten
vom 23. Dezember 1918 ist. soweit sich der erste Abschnitt auf
Tarifverträge bezieht, durch Verordnung vom 31. Mai 1920
geändert worde.i. Danach kann das Reichsarbeitsminifte-
rium Tarifverträge. )!e für die Gestaltung der Arbeitsbedin¬
gungen des Beruf(ilreises in dcm Tarifgcbiet über¬
wiegende Bedeutung haben, sür allgemein verbind¬
lich erklären.
Sie find dann innerhalb ihres räumlichen Geltungs¬

bereiches als Arbeitserträge, die nach der Art der Arbeit
unter den Tarifvertrag fallen, auch dann verbindlich, rrcnn
der Arbeitgeber oder der Arbeitnehmer oder beide an dem
Tarifvertrag nicht beteiligt find. Die allgemein verbindlich
erklärten Tarifverträge werden in ein beim Reichsarbcits-
ministerium geführter. Tarisregister eingetragen, über dessen
Führung der Rcichsacbeitsminister am 7. Mai 1919 Bestim-
mungen erlassen hat. Die Eintragungen werden in der durch
den Reichsarbeitsminister am 8. September 1920 geregelten
Form im Reichsarbeitsblatt bekannt gemacht.
Aus den Eintragungen in dos Tarisregister ergibt sich fllr

die einzelnen Gewerbegruvpen unter Berücksichtigung der
Orts-, Bezirks- und Rcichstarife nachstehende Uebersicht:
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Räch dieser Uebersicht sind Ende 1919 insgesamt tt.« Tarif¬
vertrage für allgemein verbindlich erklärt worden. Davon
waren ^ Reichslurife. 375 Bezirkstarise und 211 Ortstarife.
iknde war die ^zahl der sür allgemein verbindlich er¬

klärten Tarifverträge bcrens auf 14l,4 gestiegen, daruiu.r
«1 Reichs.. 9Z« Bezirks- und 413 Ortstarisc.
Ganz bedeutend ist die Zahl derjenigen Tarifverträge. d'V

für die Angebellten abgeschlossen wurden. Ende 1919 waren

3.'>3 Angestelltentarife l52L vom Hundert aller verbindli.l,
erklärten Tarife) Ende 1920 schon 58« Angcstelltentarife
(40 i> vom HündertZ in das Tarnregistcr eingetragen.
Die meisten für allgemein verbindlich erklärten Tarifver

träge wies 1 N9 20 das Handelsgew^rbe auf. nämlich
im Jahre 19;9 KZ«. 1!M 259 voi denen lt2 im Jahre 1.N9
und 209 im Jahre 1920 Angestelltenta, ife waren. Auch
nnter den in der Gruppe XlV sConftig?s) abgeschlossenen
Tarifverträgen überwiegen bei weitem die Aiisestellteiitarife.
!>ier handelt es sich meistens um Tarifverträge, dic m^rcre
x^rufsgruppen dcr Angestellten zugleich umfassen.

^>in^u kommt die ungeheuer große Zahl derjcniflcn T^r:f-
vortrüge, die nicht für rechtsnerbindlich erklärt nurden und
bti denen das Berbindlichkeitsverfahren noch schiebt oder
für die ein Antrag hierzu nicht gestellt war.
Das beweist. doh der Gedanke des Torifvcrlrageg mar¬

schiert. Das gesamte Bild zeigt eine ungeahrtc Aufwärts¬
entwicklung, besonders bei >>en Angestellt, n. Darin kommt
dc ltlich der steigende Einfluß dcr Gewerkschaft zum Ausdruck.
Kaum auszudeutendes siirchtbares Elend wü.dc in diesen
Ze ten des wirtschaftlichen Niederbruchs in der Nachkrie^s-
zcii die deutsche Arbeitnehmerschaft und in^esondere die
Angestellten betroffen baben. wenn sie sich durch die Gcwerk.
schaften nicht jenen machtvcllen Einfluß gcslhasfen hatten, d.r
durch die abgeschlossenen Tarifvertrage ganz augenfällig zu¬
tage tritt.

Zum
«Entwurf einer SchlichtunciSvrdnung

NI.
Der A 55 verlangt, daß Aussperrungen unn Arbeits¬

einstellungen erst stattsinden dürfen, nachdem die zu¬
ständigen Clblichtungsstellen oder die CH. ichtun«sbehörden
angrrusen find und einen Schiedsspruch gesollt haben. Wer¬
den von der drohenden Aussperrung oder iilrbeits^ ittstellung
gemeinnützige Betriebe betroffen, so ist der Eingr ff in das
Htreikrecht noch ein viel we tgehenderer. Die Aussperrung
oder die Arbeit«inftellung mu» in geheimer Abstimmung
mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der Arbeitgeber bi.:v.
der Arbeitnehmer beschlossen und' seit Berkünd.ing des
Schiedsspruches mindestens eine SVoche Isrift verstrichen sein.
Bet derAbstimmung und der Feststellung
ihres Ergebnisses hat der sir den Be¬
zirk zuständige Gewerbeaufsichtsb-amie
das Recht, zugegen zu sein und dieOrd'
nungsmäßigkeit zu prüfen. 5rt und Zeit
der Abstimmung sind vorher dem Ge-
werbebe ernten anzuzeigen. Armer
Staatsbürger Weder das Jahr 1848 noch die November-
tage 1918 Heroen dich gan^ von dem größten Feind demer
Borträrtsentioicklung. dem Geist polizeilicher Benormm'-
dung. befreien können. Er Kb! uird ninimt dich giltig
unter Führung einer unfehlbaren Bureaukratie unter seine
betreuende Bormundschaft, selbst in dem Augenblick, wo du
im Azmpfe mit der höchsten wirtschaftlichen Not oder zur
Verteidigung deiner verfassungsmäßigen Arbeitnehmer-
rechte aufflammst und deine letzte und schärfste Lvcfse. die
Verweigerung deiner Arbeitskraft, einsekest! Nur noch ein
kleiner Schritt zum gewerdepolizeilich konzessionierten
Strel?!

Zwar hat man die im ersten Entwurf für die Nicjtbesil-
gung des ß 55 vorgesehenen Strasbestimmungen in d<m ror-

liesenie.i Entwurf nickt mehr aufgenommen. Die allge¬
meinen zioilrechtlichen und ftralrechtlichen
Bestimmungen bleiben aber mangels d^son^erer Vcrsch.is-
ten in Kraft. Bei Verstößen gegen den !>5 se.tens der
Arbeitrehmer wären die Klagen wegen Erpressung i r

Nötigung sowie Schadensersatz gemäß K 823 Ab! 2 des Bls.B.
durchaus möglich, und 2war würden der einzelne Arbeit¬
nehmer wie die Organisation davon betroffen werden

«ewist wäre im Nttgemetninteresse manche? Streik besser
unterblieben. Ader bei näherer Prüfung Her einzelnen
Fälle w rd man immer wieder finden, daß Kr Hauptgrund
der Unzufriedenheit einmal in der Unzulänglichkeit des



— ,t! —

Realloh»« «»b dann aber auch l« dee immer wieder zu
beobachtenden Nerftöndnislostgsett mancher Arlxitgeber.
kreise zu suche» tft. die jede, «er auch jede nock ,o berech»
tigl« Fordenl»g ablehne» und dafür zur Begründung die
stereotype Redensart ihrer angeblichen Virtfchaftkiih«« 5?ot.

läge anführen. Im Entwurf der Schlichtuna«orlmung ist
nichts darüber zu finden, daß den Einigungsämtern nun

das Recht zustünde, die Vebaupwng?» der Unternehme.' in

solchen Falle» durch Einblick in die Geschäftsbücher usw.
nachzuprüfen.
Ein« Grenze für de« Umfang des Be-

griffe, der gemeirnötiaen Betriebe ift
überhaupt nicht gezogen: dett» nach g SK Abs. 4 können

außer de» i» Abs. 3 aufgeführten auf Antrag dei Reichs,
regierung durch den Reich«n,irtschaftsrat für das Reich, aus
Antrag ver obersten Lnndesverwaltnngsdehörde t»er San«

deswirtschaftsrat oder Bezirkswirtschaftsrat für das Land
oder den Vezirk auch andere Betriebe dauernd oder auf be«

stimmte Zeit für gemetnnötig erklärt werden.
Will man wirtttch zu einer Eindämmung der sogenannten

wilde» Streiks in den gemrinnötigen Verrieben Ikommen.
ift es an der Zeit, daß end'.ch von den verantw„rtli«den
Stellen di« Verhandlun,zen aufgenommen werden über di«
vo» ADGB. und AfA-Bund in dieser Richtung gestellte« A».
tröge. Kommt man so zu einer ernsthaften Erörterung dieser
Vorschläge, dann wird sich erweisen, dah «an den im Entwurf
vorgesehenen total verfehlten Weg der Einengung und An«

taftung des 5toalttio«srechts durchaus entbehren kann.
Oder «ill »»» de« mit der berüchtigten Berordming de«

Sl<ich«prafide«t«« ,«» Verllner Elektrizitätsarbeiterftreik
beschrtttene« Weg des AbboUs de« 5»«lition«reckts in
anderer Form weitergehen? Dieser Weg dürste für die

Reicksregicrung. miZd« gesagt, ein Holzniog fein, vor dem
n»r drinaend gewarnt «erden kann.

Wenn im Artikel 165 de? d««schen Reicksverfassun« den
Arbeitnehmern zuerkannt wird, gleichberechtigt mit den
Unternehmer» a» der Regelung der Lobn« uns ArKtitooer«
«ltnisse sowie a« der gesamten Wirtschaftlichen lZwtwick«

rung der produttiven Kraft« «it^uMrken. so ist nickt zu
übersehen, daß für den Arl>eitnevm« gegenüber der durch
den Besitz der Produktionsmittel fest ««ankerten wirtschaft'
lichen Uebermacht der Unternehmer die Gewerkschaften die

Boraussetzung bilden, um überhaupt zu «iner s'lchen Mit¬

wirkung zu kommen. In der Tat ft» die GewerNchafte»
als die sozialen Organe der Arbeiter «Nd Abstellten mit

öffentlicher Wirksamkeit durch die Verfassung anerkannt.
Diese Anerkennung hat. wi, Dr. Potthoff im ..Reichs-Ar«
beitsblatt" Rr. 17 vom IS. Juni 1921 treffe» ousführt.
Ausdruck gefunden im heutigen Tarifvertragsrecht. Durckj
die Unabdingbarkeit der Tarifverträge ftnd die einzelnen
Arbeitnehmer an die Maßnahme» ilner Berufsvereine ge,
bunden. In dee unbedingten Gefolgschaft ihrer Mitglieder
liest sür die Gewerkschaften die Voraussedung für die Er«

füllunc der ihnen versassungsmakig übertragenen Ssse.rt«
lichen Aufgaben. Au» die ReaMentwicklung wird dem

Gedanken der Gleichstellung von GeVerkschastspflichten mit

Staatsbürgerpflichten folgen müssen. E« rann ketil Ver-

stoß gegen Recht und Sitte bedeuten, wenn die Mitgliede,
der Anordnung ihre« Verufsverein«, der alle sicheren

friedlichen Mittel bei Ausübung seines Mitwirlungnechts
vergeblich anaowandt hat. zum Streik Folge leisten, ^l» den

Streikordnungen der Gewerkschaften ftnd bereits die Hrund.

lagen fllr die Sicherung gegen wilde Streik« gegeben Eine

ördlich, ReZlementierung ist nichts anderes als ein Ei»«
lag,

griff in da. Reckt der werdenden Selbstbestimmung t n Ar»

besprecht, der nicht scharf g«nug zurückgewiesen werden

rann.

Im S SV wird festgestellt, dtch vereinbarte SchllHnngo»
stellen den Schlichtungsbebörden vorgeben. Zweifellos tk
es richtig, daß erst die vereinbarten Schltchtungvinögttchket«
ten erschöpft ßi» «ülse«. eh, die Schlichtuna«^«HSrd, an«,

tfen wird. Hlnsechtöar ift «der Satz S i« Abs. 2 de« g S«.
e« heißt:
«Ist di, «reinbart, Schllchtungsftelle töttg gew«>rde».

hat jedOck dn« Verfahre» vor lbr «oder zu einer Eini.
«mza noch zu eine« Schiedsspruch gtstHrr. f« »iid d«
VchnchtungobsKörde ?llt zusurdig, »mddem fte der «r»

etnborten Schlicktungsstelle Gelegenheit gegeben Hot.
nochmal, die Schlichtung der Streitigkeit zu versuche«.''

Daß ein solche« Verfahre» einen nennenstverte» prakti«
sche» Erfolg haben sollte, ift kaum anzunehmen. Anderer«
seit, aber entsteht dadurch zweifellos eine außerordentlich«
Verzögerung in der Durchführung vielleicht gerade schwie«
riger Fälle, so dek von einer solchen Bestimmung zweck»
mäkigerweise abgesehen werden sollte.
Nach K 5« ist die Tätigkeit der Ccklichtungsbehörden ge.

oihrenfrei. mit Ausnahme der Gebühren für die Au«,

funktspersonen und Gutachten, die d e beantragende Partei
zu tragen hat.

Bezüglich d.s Verfahrens vor den EinigungstteKen ikt

tvesentlich. inwieweit d,?n Einignngeämtern die Möglichkeit
gegeben ift. die Behauptungen der Barteien sachlich ei»,

gehend nachzuprüsen. Die m tz öS für die vereinbarte»

Echlichtungsnellen und n K 86 für die Einigungsumter vor«

gesehenen Möglichkeiten fachlicher Klarstellung sind zu vage,
als daß fie als ausreich'nd angesehen werden könnten. Eine

eidlich« Vernehmung non Auslunftspersonen oder Gut.

ochtern ift z. B. nur b:i Streitigseiten bezüglich des Ve.

flehen« oder der Auslegung einer Regelung von Arbeits.

««dingungen angängig.
Da d<e Vernehmung durch die zuständigen Geriete er.

folgt, hat da« Einigunjzsamt auf die Fragestellung nur

mittelbaren EinfluK.
Vo« besonderer Hedet.tnna ift die Frage des Anrufung«,

recht, nach S 66. Da» onch den wirtschaftlichen T^erelnigu».
gen von Arbeitgebern oder Arbeitnehmern darin zugesta«.
dene A.nrufungsreckt erfährt im Nachsatz der Ziff. 3 des
S 66 eine ganz n?sentli,he Einschränkung, die unocdingt z«s
streiche« ift. Es heißt darin:

foweit fich )ie Streitigkeit auf einen einzelne«
Betrieb oder eine einzelne Verwaltung beschrankt und nicht
den Abschluß, die Aendetung. die Aufhebung. d«Zi Befteben
oder die Auslegung eines Tarifvertrages betrifft, bedürfe«
fie hierzu der Zustimmung der auf Arbeitgeber« ode? Ar»

beitnehmerseite gemäß Rr. l und 2 — gemetnt find die Ar.

veitgeber in Nr. 1 und unter 2 die Betriebsvertretunge«
— zur Anrufung Berechtigten."
Es muß den V?ikbände„ die Möglichkeit gegeben sein, vhne

Einschränkung auch gegen den Willen dee einzelne» oder der

Vetriebsnertretunz das Tinigungsamt anzurusen.
Vrachtenmoert und vielleicht in d.es^n oder jenem Hiunkt

einer Kritik bedürftig find die in den tzS 6» und 69 evthal.
tenen Vestimmung«n füt die Falle, wo bei einer Gesamt«
streitigkeit aus Arbeirgeler. oder auf Arbeitnehmerseit«
mehrere Verbände in F :age kommen, von denen nur et»

Teil an der Streitigkeit be^iltgt ist.
In g 73 ift dle Vertretung der Parteien vor dem Eini.

gnngsamt geregelt. Die Vertretung durch Richtsa»«ü!te
tft danach tUtsqeschlosse«.
Nach A 7S soll zwischen dcr Anrufung dcz Einigungsamtes

und dem Tage der mündlichen Verhandlung höchstens eine

Woche liegen. Nach den praktischen Ersahrungen in de«

großen Schlichtungsausschüsscn scheint diese Frist etwas zu

knapp bemessen HU sein, si erwünscht an und für Kch gröht«
möglichste Beschleunigung des Versahrens auch ist. Zwei«
fellos ist für den Erfolg auch ein« sorgsnme Borbereitung
Bedingung, und es steht zu besürckten. daß bei einer M

knappen Bordereitungsfxift mancher Termin ^us diesem
oder jenem Grunde nutz?,'« angesetzt und dadurch der beab«

stcktigte Zweck der Veschl'unigung in sein (Gegenteil umgc«

kehrt wird.
Ueber die Fra«. ob uuter dem Bcrsit,e e:«e« unpar.

teiischvn Vorfitzenden verl«ndelt werden soll, ist den Par.
teit« i« g 77 weiter Spielraum gelassen.
Di, Partei,» könne» beschließen:

1. daß. wen» »»ter einein «trparteiischen Vorständen ver«

bandelt werde» soll, «n dte Stell, de, ZKrstuenden der

Kammer «ine aitdere Verson al, unpartetlscher Vor.

fitzender tritt;
2. da» die Kammer ohne unparteMchen VorKtzerden tafil und
ä. daß dte Kammer mit unparteiischem Vorsitzenden tagt,

^ auch wenn dle ständig?» Belfitzer der Etnigungskamme?

!^ auf Vr«»d dt« « L7 beschlösse« 50 b«». daß für die Daue:

ihrer Mahlzeit die Kitmmer ohne unparteiischen Vor«

sitzenoen tagen soll.
Di, Parteien könne» f,:rn^r vereinbaren, daß an Stelle

der ols Beisitzer berufene» Persono» ander« Personen al«

«eifitze, treten.
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Kommt eine Einigung nach ß 81 nicht zustande, fo ist ein
Schiedsspruch abzukommen, übe? dessen Zustandekommen in

den SK 82 bis 86 ausführliche Bestimmungen enthalten
find.

Nach S 9ö ilt der Schiedsspruch bindend, soweit ibm turch
gesetzliche Vorschrift oder durch Vereinbarung der Par eien
bindende Wirkung beigelegt ist oder soweit die Parteien
ftch ihm unterworfen yabcn.
Nach g 91 kann die fehlende Unterwerfung unter den

Schiedsspruch, soweit er nicht das Bestehen oder die Aus¬

legung eines Tarifvertrages betrisst. dadurch ersetzt wer¬

ben, daß der Schiedsspruch nach den Vorschriften der KH 113

bis 11/, die das Verfahren zur Berbindlichkeitserklärung
von Schiedssprüchen regeln, für verbindlich erklärt wird.

Ueber die Frage der Verbindlichkcitserklärung wird noch
einiges zu sagen sein.
Das Verfahren vor dem Landeseinigungsamt wird in den

ßß 93 bls 97 geregelt.
Zu lebhafter Kritik in der Oefsentiichkeit hat § 94 geführt,

wonach das Landeseinigungsamt m wichtigen Fallen die

Schlichtung von Streitigkeiten. sür die eigentlich ein Eini-

gungsann seines Bezirks zuständig wäre, jederzeit selbst
übernehmen kann. Eine ähnliche Bestimmung ist in K 99

für das Reichseiniaunasamt vorgesehen.
Nach Satz 3 im Abs. 1 des S 94 enscheidet lediglich der Vor¬

sitzende der Einigunpskammcr des Landeselnignngsamts
uöer die Uebernahme. In seiner Hand liegt es, selbstherrlich
auch gegen den Willen der Parteien die strittige Hache dem

Einigungsamt zu entziehen und vor das Landeseinigungs-
OMt zu bringen. Diese Bestimmung war bereits im alten

Entwurf entölten, und Prof. Kaskel hatte im Reichsarbeits.
Klatt Nr. 1 vom Oktober 1920 folgendes dagegen ausgeführt:
„Das bedeutet einen Rücksall, nicht nur in die Zeiten des

gbjoluten Staates, londern in die Zeiten reiner Kabinetts-

juftiz, und da in -nseiem parlamentarisch regierten Staat
Vie Besetzung der obersten Verwaltungsbehörde von der je¬
weilig bestehenden Parteikonstellation abhängt, so bedeutet

dieser Zustand die Auslieferung des Schlichtungsverfahrens
«?. die jeweilig herrschende politische Partei. Ein solcher Zu-
Kand kann nicht ertragen werden, vielmehr muß das Schlich¬
tungsverfahren, soll es eine Form wirklichen Rechtsschutzes
darstellen, ebenso wie die Gerichtsbarkeit mit rechtlichen Ga¬
rantien umgeben werden."

Zum mindesten wäre daher zu verlangen, dah den Parteie.l
das Reckt eingeräumt wird, darüber zu enscheiden, ob die

Streitigkeit von dem Einigungsamt auf das Landeseini¬

gungsamt bzw. Reichseinigungsamt übertragen werden soll.
Aus den Bestimmungen über das Verfahren vor dem

Reichseinigungsamt tn 5H 98 bis 102 ist insbesondere H 102
beachtenswert. Es heißt dort:

„Entscheidungen des Reichseinigungsamts über Rechts¬
fragen, die nicht Gegenstand einer gerichtlichen Entscheidung
bilden können, können für grundsätzlich erklärt werde r. Die
Erklärung erfolgt durch den großen venat des Reichseini¬
gungsamts."
Die Einigungsämter, Landeseinigungsämter und Senate

de« Neichseinigungsamts find an diese Entscheidungen ge¬
bunden, es sei denn, es sei ihnen durch Entscheidung des

großen Senats des Reichseinigungsamts die Ermächtigung
zur Abweichung in einer bestimmten Frage erteilt worden.
Die SS 103 bis IN behandeln das R e ch t s m i t t e l d e r

Revision. Es wird nicht behauptet werden können, daß
durch diese Bestimmungen eme Vereinfachung des Verfahrens
herbeigeführt worden ist Bereits dei Veröffentlichung des
ersten Entwnrfs hatte Pcof. Kaskel auf die außerordentliche
Komplizieruna des Schlichtungsbehördenausbaues durch die
Einführung der besonderen Revifionskammern bei den
Landeseinigungsämtern und dem Reichseinigungsamt hin¬
gewiesen nn^ betont, dah auch die Grenze zwischen Gerichts¬
barkeit und Schlichtung dadurch stark verwischt und der Zu-
stand der Rechtsunsicherheit geschaffen werde. Es erscheint
tiberbaupt fraglich, ob es einer Revision bedarf, klänge ein
Schiedsspruch nicht für verbindlich erklärt worden ift. Zu
vriifen wäre daher, ob die Revision nicht gegen den 6chieds-
lpruch, sonder« nur geg,m die Ber^indlicherklärung zuge-
laHm werden soll.
Räch Z 10K kann die Revision nur daraus gestützt werde«.

Rsß der angefochtene Schiedsspruch ans der Nichtanwendung

od'r unrichtigen Anwendung des bestehenden Rechts beruhe
od< r daß das Verfahren an e'nem wesentlichen Mangel leide.

Di: Cchlichtunosbehörden find aber nicht dazu da, um lcdig-
liä, über die Auslegung von Rechtsnormen zu beschließen.
Ihre Ausgaben und Fähigkeiten sollen aus einem ganz an-

deren Gebiete liegen, nämlich dem Vermögen, sich aus die

Bedürfnisse des praktischen Wirtschaftslebens einzustellen.
Ihre Vertreter müssen aber nicht nur Verständnis für das

^vrtschastsleben besitzen, sondern auch von einem starken
sozialen Empfinden getragen sein. Es ist nicht anzunehmen,

? die nach den Bestimmungen des Entwurfs als Verfitzende
in nrage kommenden Persönlichkeiten diesen Anforderungen
im Durchschnitt entsprechen werden.

llcber die bereits erklärte Frage der Verbindlich¬
er klörung von Schiedssprüchen bestehen inner,

halb der Gcwerksck>aften von einander abweichende Auf¬
fassungen.

m allgemeinen sind die Bestimmungen des Entwurfs
üb:r die Verbindlicherklärang außerordentlich abänderungs-
bcl.ürftlg. Nach H itt Satz 2 heißt es, daß die Verbindlich,
kei serNurunu nur zulässig ilt. wenn dle in dem Schieds¬
spruch getroffene Regelung bei gerechter Abwägung der

Interessen beider Teile der Billigkeit entspricht und ihre
Durchführung zum Schutze des allgemeinen Wirtschaftslebens
unerläßlich ist. Ferner ist nach ß 116 «bs. S sür die Verbind,

licherklärung eine Zweidrittelmehrheit der Stim-
me i erforderlich.

Selbst den Gegnern der VerbindlichkeitserklLrung unter

den Arbeitnehmern sollte es zu denken geben, daß die Arbeit,

geber als wütende Gegner der Bestimmungen des Entwurfs

nur Berbindlicherklörung von Schiedssprüche« austreten. <r«

sink sogar Tendenzen unter den Aroeitaebern festzustellen,
die den ganzen Entwurf von der Beseitigung der Verbind-

lil^kritserklärung von Schiedssprüchen abhängig machen
wollen.

Bei nüchterner Abwögung des Für und Wider wird man

der Ansicht Fr. Schröders in Nr. 9 des ..Freien Angestellten",
1. !^ahrg., recht geben können, wenn er sagt.
„Wir sind aus einer grundsätzlichen Erwözung Anhänger

der Verbindlichkeitserklärung weil sie. bei r chtig-r Fassung
der Bestimmungen, einen sozialpolitischen (>chutz der wnt.

schnstlich Schwachen darstellt. Solange der Unternehmer im
Besitz der ökonomischen Macht ist. benötigen wir diese Masse,
um seinen Absolutismus einzuschränken und dem Ziel tiner

gleichberechtigten Mitwirkung bei der Regelung der Lohn-
und Arbeitsbedingungen näherzukommen.

Eine eingehendere Durchsicht zeigt, daß der In kurzen Zügen
hier besprochene zweite Cnlnurs zur Schlichtungsordnung
Hwar beachtenswerte Verbesserungen gegenüber dem vor¬

jährigen Entwurf ausweist. Trotzdem aver ist festzustellen,
daß auch der neue Entwurf außerordentliche Gefahren sür
die Organisations- und Bewegungsfreiheit der Arbeitnehmer
in sich birgt. Ohne daß im Rahmen dieser Besprechung in

einer eingehenden kritischen Beleuchtung zu jedem einzelnen
Paragraphen Stellung acnommen weroen konnte, wurden

doch eine ganze Reihe Bestimmungen vorgeführt, die als

Angriffspunkte in erster Linie anzusehen find, wenn der Ent-
wur zu ein- , brauchbaren Grundlage umgestaltet werden

soll. Zuerst ili!. es naturgemäß, die grundsäl lichen Mängel
des Entwurfs — Beschränkung des Stre krechts. über-
rasender Einslutz der Verwaltungsbureaukraiie usw. — zu
beseitigen.
Die V..,ai>ge? der sreigewerkfchastlichen Arbeitnehmer«

beukguna werden in Erkenntnis der wirtschaftlichen Tat.

lochen aver vor der Illusion bewahrt bleiben, datz mit der

Echlichtungsordnung nun das Zeitalter de« e:„igen Arbeit»,
frieden« hereinbreche. Das Gesicht des Entwurfs zur Schlich«
tung»ordnung ist nicht genügend maskiert, „m nicht seine
wahi en Züge erkennen, die nur aNAud'utllch den Stempel
eZn« siir die Arbeitnehmer ungunstigen 5on'promisies mit
den Trägern der wirtschaftlichen Macht aufweisen und damit

bzsseü als alles andere enthüllen, wie es tn Wahrheit um

die «Gleichberechtigung im Wirtschaftsleben steht. Noch stehen
d!« Arbeitnehmer weit vor dieser Etappe, »nd von ihrem
Kamosesmut und ihrer Geschlossenheit wird — abhängen, w
welchem Zeitmah ste die, nächste Ziel erreich««.

L. Ziosmann
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Verfehlte
Beschlüsse des Zleichswirtschaftsrates
(schlicht ullgsordnunq - Arbeitsnachweis
Der sozialpolitische Ausschuß des vorläufigen Reich^w.rt-

schaftsrates hat auf Grund emer Vorbcratung in einem

Un^erail«-schuß feine Stellungnahme zum Gesetzentwurf einer

Schllchkuugsordnung festgelegt, und es ist anzunehmen, daß
nach dcn Sommerferien die endgültiae Beratung und Bc-

schluhsassung des Plenums erjolgt. Die Regierungsvorlage
bat. soweit es sich um die gc>etzestechnijche Seite
bolidelt. im Ausschuß nianche Verbesserung erfahren.
In grundsätzlicher Bezic zung sind jedoch die Be¬
schlusse des Ausschusses unannehmbar, denn sie be¬
deuten die Sanktionierung d.r in dcr Ressierungs-
vorläge enthaltenen (r:li'(hräsZkung dcs Streikrechls.
Ili Gcaenjatz zu dem van um^em AsA Bund eingen^m-
l > i:cti Standpunkt hat der Ausschuß dcn ^jährlichsten Para¬
graphen dcr Vorlage, nämlich dcn H im Prin^'p an-

gesioninleil. Es war dort vorgesehen, duf^ für die An^itell-
? ?l uud Arbeiter aller ^..l.ebe ein Aurufung^zwalia der

Schl.chtungsausschüsse eingeführt wird und damit die freie
^nischlieZ?ung übcr cine Arbeitseinstellung aufkört. ^>m
1?. ^l' j. l> r.. ^ V) war darüber hinaus jur die geliictii'toilgen

'

lebe noch die verschärfte ^orichrlft cn:'ialt<n. dufl ci,ic

Arbeitseinstellung nur mit Zweldrittellnebrbett b<!chiei!en
k-Nltt Ulid dcr Gewerbeaussichtsbeamte dic ^rdnuiigs-

ma^k^.t <>er Abstimmung zu prüfen Hit. Schliesslich war

flir d:e gemeinnotigen betriebe n^ch die weitere ein¬

schränkende Bestimmung vorgesehen, daß auch dci emem ein¬

wandfrei zustandege!o?nmcnen Vejä,luß ü>er den Elr.:k. der¬

selbe srlihcslcns eine Woche uach der ^erlüiiduiig .c.j^^t
wcrden darf.
Das Ergebnis de? Ausschuszberatungen besteht nun darin,

dosi rik'e Unterscheidung zu^ichen dcu al, gemeinen und dcn

lebenswichtigen Betrieben iu Wegfatt lommt. dieje '^.r-

ciilbcitlkchung hat man abcr in der Weise berdeigefübrt. daß
d?c rorber nur Zur dle gemeinnotigen Beltlede vo^ge ehcurn
! richi rilcn Bestim nungen nunmehr auf alle Betriede uud
damit auf alle Äng,stelllcn uud Arbeiter üusgcdi hnt worden

s,u5. Dcr 5>5. lst vom Ausschuß jetzt so gestaltet. d.'Z, das

vorne? zu Unrecht für die lebenswichtigen Betriebe auf-
g.!obene Streikrecht nunmehr generell beseitigt wirk. ?ie
Arbeitnehmer und ihre Gewerkschasien sind nach der Aus-

sch,.s,fassung unter Strafe gestellt ,i> ^! Abs. ^ V.^'B. —

Eii)adcucrialj^sllcht). wenn sie künstig von ihrem einfachen
;'.!('enschenrecht. ciucr solidarischen Verweigerung in der Be>

reitstellung ihrer Arbeitskräfte. Gebrauch machen, ob,c daß
voiber d.t ^>nrcaukrulie ihre Mitbestimmung ausgeübt t^i:.
Dcr Anschuß hat festgelegt: l. den An^us ^naszwang dcs

Schlichtungsausschusses. ^. die weitestgehende vehördlili e ^ .

vormundung in der Streikabstimmung. !i. dic gesetzlich ''Ur¬

schrift für die Innehaltung einer Frist, die vor dem Vegmn
T inrr Kampfhandlung abgelaufcu sein muh. Das ganze Zu-

pcstuliduls. das dabei gemacht wurde, wer. daß diese Frist
,'"!! ^ auf !! Tage ucrknrzt wurde. Mit der EnlschilesjUl.gs-
fvc I>cit dcr Gewerkschaften über die Bestimmung des Zeit¬
punktes e:ne^ Streiks ist damit grundsätzlich ausgeräumt.
Dcr Einwand, baß die Gewerkschaften auch schon bisher

die Anrufung des Echlichtungsausschusse'z vor Beginn eines

Elrc!k'> l>i Uebiinz litten, uiid daß euch I?i,lii^lUliih d^r
Adstimml'ng usw. gewerkschaftliche Geflogenbcleii vorliege?',
ist nicht st ')ba!tig. Denn ob eine Gewerkschaft inner^ola
der von dcn Mitgliedern selbst geschaffenen Satzungen und
Richtlinien bestimmte l',ru,idsatze verfolgt, odcr ob man dieses
disher für die Mitglieder der freien Gewerkschaften unan¬

tastbare Eelbstbcstimmungsrecht auf die bureaukratischcn
Instanzen unseres kapitalistischen Staatswesens übertragt,
ist ein derartig Iv.mmelweiter Unterschied, daß er hie? d u

Lesern unseres Blattes wohl nicht nochmals erläutert zu
wcrden braucht. Unser AfA'Bur.d wird wohl trotz des
verfehlten Beschlusses im Ausschüsse des Reichswirtschasts-
rates kaum bereit sein, sc nen Standpunkt zur Aufrecht-
erhaltung des Strcikrechtes ^u revidieren. Der Kam^s ist
uns durch jene Beschlüsse außerordentlich erschwert worden,
er muß mit um so größerem Nachdruck wei.ergcsuhrt wcrdcn.

Aucy die Beratuua über das Arbeitsnachloeisgesetz hübe«
zunächst im Ausschuß d?s Rcichswirtschaftsrates bedenkliche
Ergebnisse gezeitigt. Allch hie' sind zwo. einzelne TZerbesse.
rungc« der Regierungsrorlaae nicht zu b-streiten. im Kern¬
punkt der ganzen Arbei snachweisfraae aber wird dos aus¬

gesprochen kapitalistische Unwesen der Arbeitsbeschaffung bei¬
behalten! während bei d,;r Schlichtungsordnung durch Zwcng
die vitalsten Arbeitnehmerreck^e genommen werden, scheut
man slch beim Arbeitsnachweis, auf die Unternehme: den

unbedingt notwendigen Zwang auszuüben. Die Vorlage,
wie sie sich aus den bisherigen, allerdings noch nicht in letzter
i/e,ling verhandelten Busschußbeschlüsicn zeigt, hat. dem

Wunsche der Unternehmer entsprechend, keinerlei Melde-
oder Benutzungszwang vorgesehen. Das Gesetz würde ledig,
lich eine bessere Organisation ber öffentlichen Arbeitsnach¬
weise bringen, aber keineswegs grundsätzlich die Willkür des
Unternehmertums bei der Verfügung üoer die vorhandenen
Arbeitslüste beseitigen. Wenn die öffentlichen Arbeitt-
nachwcile oam Unternehmertum nicht obligatorisch in An¬

spruch g^i.^imen werden müssen, dann ist es auch aus¬

geschlossen die so dringliche Zentralisation der Arbeitsver-
milUun^ überhaupt zu schaffen. Der Ucberblick üoer den
Ardeit5mar!t ist nur dankbar, wenn Arbeitsangebot uvw

Arbeit5nachsrage an dcn stellen der öffentlichen Arbcns

Vermietung zusammenlaufen. Der ZKrzicht auf einen Be-

n.UjuniV'-.ircing der öfs'.'Ntlichcn Ail^cit^vermittlung wird
seiner ganzen Tragweite aber erst verstau..! ch. u.eiin man

h!nzunim!nt. daß nach den Ausschuhbeschlüncn an dem
r't in den Tageszeitungen einsl' ich der Chls:re-

Inserate lil.ljts geändert werdeli soll. Man ist der sonder,
baren AiiK.sZuna. daß d'e spalt.nlongen Stellen 7"!!erate in
d^'i lapilallstlschen Ze lungen keine gewerbsmäßige
Ct,Ileniu'lmilllung darste len. Es wäre ganz lehrreich, em»

mal feststellen, welche Millwnengewlnne jene Unter«

nehmungen aus dem Geschäft der Vermittlung von mensch¬
licher Alle;!' ?rast ziehen, um einwandfrei zu beweisen, daß
es sich nur um gewerbsmäßige Vermittlung handelt. Alls
die sonstigen Gesahren. die für die Angestellten Mit den
^ )ljs:c Inseraten verbunden sind, braucht heute nicht noch¬
mal) hingewiesen zu werden. Zunächst haben also auch hier
dic Zeitung perleger ihre Existenz gesichert bekommen, und
das ist ja schließlich auch der Hauptgesicht5punkt. der bei
der Schafs ln.^ eines Arbclt^nachweisaesetzes berücksichtigt
werden mich, ^'enn man !o die neuere soziulpoli: sche Gesetze
gebung ^elsoZ^t — und wir babcn demnächst noch m'hr ^u

belichten ,
oann Niuß man jaqen. Es lie^t System darin.

Erhöhte Ärotpreise und Tariflöhne
In letzter Zeit sind durch ein ^achrichtenbureau Mitteile

gen verbreitet worden, wonach die Gewerkschaften eine Pro«
lcitbewcgung gegen die Erhöhung der ^rotprcise eingele,lct
herben sollen. Es wurde wei:er berichtet, daß dic Gewerk¬
schaften den Rucktritt der socialistischen Min iter au^. dem

^eichskabiliett verlangen. saUs der oben erwädnten Forde¬
rung iiicht siattgegcben wird. Zu diesen Mitte.iuigen ge«
wijser Zeltui.gslorrei^oiidc lzen. die sonst seur welii,, fiir die
Arbeltneli'-i,r übrig haben ist zu bemerken, daß sich die Be¬

strebungen dcr freien Gewcrtichos!en. die sich aus der Weige¬
rung der Brotpreise ergeben, keinebwegs in der von jenen
^(Uchrichtendieiist erwähnten RichZui'.g bewegen.
Die s" i i>>ewerkschaften ! n ^

jon vor Monaten Mit

allcr Entschiedenst g^gen die Aushebung .er Zwang^wlrl'
schaf! von l'.clleide Einsprl.ch erhoben, uud in Uebereinstim¬

mung niit diejer Stellung, ahme der Gewerffchasien. bitten

auch die sozialistischen Partien im Reichstag die Beibehal.

tung der bisherigen BewiUjchajtuug gefordert. Die Mehr,
deit des Reichstages ließ sih aber nicht davon abhalten, den

Landwirten durch die <>crstettuug des freien Marktes sur
Getreide, sur ihre Produkte 'R^ltmarktpreise zu sichern. Das

schliesslich beschlossene sogenannte Umltgev.'rfahrcn ist dann

auch in ciner Form angenommen woiden. die für die Kon¬

sumenten kaum andere Wir'una.n >ei igen wird, ols die un-

umschränkle freie Wiets.haft. Die von den Arbeiterparteien
noch geforderten Sicherungen sind gleichfalls abgelehnt wor¬

den- ebenso Hut sich die Mehrheit des Reichstages gesträubt.
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Kollegen! LeÄenKt cler Oder
das Ablieferungssoll im Umlageverfahren auf 4!, Millionen
Tonnen zu erhöhen. Somit bleibt dieses ganze Umlagever¬
fahren weihe Salbe.

.

Nachdem die Reichstagsmehrheit entgegen den vitalsten
Interessen der breiten Konsumentenschicht und lediglich zu-

Gunsten der Landwirtschaft eine geradezu unerhörte Teue¬

rung des Brotgetreides heraufbeschworen hat. wäre es eine

Illusion, den Angestellten und Arbeitern zu erzählen, dah
nunmehr die Gewerkschaften bei sreier Getreidewirtschaft
für eine künstliche Senkung des Brotpreises eintreten
könnten. Die Gewerkschaften haben weder Ursache noch die

Möglichkeit, sie je«t geschaffene Situation zu verwischen,
und es muß deshalb mit den hohen B:otpreisen gerechnet
werden. Dte Aufgabe 5er Gewerkschaften aber besteht jetzt
darin, gegenüber oieser erneuten maßlosen Teuerung eines

der wichtigsten Lebensmittel und der dadurch bedingten
Senkung de? Reallohnes einen entsprechenden Ausgleich in

der Entlohnung zu schaffen. Hn der Zentralarbeitsgemein¬
schaft der gewerblichen und industriellen Arbeitnehmer und

Arbeitgeber Deutschlands hatten bereits vo? einigen Mo¬

naten Verhandlungen wegen Gewährung von Brotzulagen

stattgefunden, und die Arbeitgeber hatten damals die Be¬

rechtigung entsprechender Lohnzuschläge anerkannt, voraus,

gesetzt, daß nicbt bei den übrigen Lebensmitteln und Be¬

darfsartikeln eine erhebliche Verbilligung eintritt. Wenn

man berücksichtigt, daß jetzt neben der Steigerung der Brot¬

preise auch für Mieten, Steuern und eine Reihe von Le¬

bensmitteln ebenfalls ein erheblicher Mehraufwand not¬

wendig ist. so müßten die Unternehmer nach ihrer damaligen
Erklärung nun ohne weiteres für die entsprechenden Zu-

schlüge sein. Die Vertreter der A. D. G. B. und des AfA-
Vundes in der Zentralardeitsgeme:nschaft haben bereits die

eitsmechenden Schritte zu leuen Verhandlungen eingeleitet.
Es bleibt abzuwarten, ob die dringend notwendige Erhöhung
der Tariflöhne und Gehälter auf den Verhandlungswegen
über die Zentralarbeitsgemeinschaften erreicht werden, oder

ob man es auf Unternehmerseite zu Lohnkämpfen kommet

lassen wird.

ttnternehmerterrorismus gegen den

AfA-Aund
Räch unendlich langwierigen Verhandlungen war in Hannover

nach fast einjähriger tacifloser Zeit am 12. Mai !«.>! ein neuer

Tarifvertrag zwischen

1. dem Verband der Hannoverlchen Metallindustriellen, Han¬

nover,

2. dem Industriellen «rbeilgeberverband Hannover.

L. d<m Ardeitgcderveldand der chemischen Industrie. Hannover.

<I. dem Arbeitgederverdand der Tertilindustrie Hannover
einerseits und

1. dem Allgemeinen fre,en Angestelltenbund. Ort-kartell Han¬
nover.

2. dem Sesamtverband deutscher Angeftelltengewerklchaften,
Hannover

Z. dem Hewerkschaftsbund >r Angestellten. Hannover.

zuftandegekommen. Ein halbes Jahr lang hatten die Unter-

„ehmer die «erHandlungen versteppt. Ruchvcm sie am 12. Mai
ZN! ihre Unterschrift zu dem n-'uen Tarif gegeben halten, er-

klarten fte schliesslich, nun hätten noch die M'tgliederversamm-
lungen ihrer einzelnen Verbände den neuen Toris zu genehmigen.
Ztachdem der Tarif vo« den Organilalionen der Unternehmer

«nd der Angebellten unterschrieben wolden war. ist er vom All-

^meinen frei-n Angcslelllenbuno <AjA Bund) gedruckt und den

»rseftellte«, mit einer Kntil übermittelt worden. Es ist selbst-
ve ztandiich, dah der AfA-Bund mit dieset VerofsttUlichung nicht
langer zögern konnte, de sewe Mitglieder lebensogut wie dle

Mitglieder der Unternehv7err«zbände) ein Recht daraus halten, zu

wissen, was bei den lar!g«ie*igen Verhandlungen heraus¬
gekommen sei.
Die bsnnoverschen Unternehmer, die besonders hartnäckig «nd

K«lckl den Angestellten gegenüber find, nahmen jedoch die Tat¬

sache, datz der AfA-Bund den Tarifvertrag dir Öffentlichkeit mit

einer Kritik zugänglich gemacht hatte, zum Anlag. ein?n Keil

ivnschen die Angestellten zu treiben und zu -rklären, fte zögen
ihre Unterschriften, soweit fte sie dem AsA-^und gegeben hätten,
zl iüct. der neue Tariwertrag gelle dementsp.echend nicht sur die

Mitglieder des AfA Bundes. Die Unternehmer hatten mittler-

V'Ne den Tarifvertrag auch drucken lassen u: d ihn auf der näch¬
st, tiend wiedergrgebenen Seite S mit einer Anmerkung verschen:

«. S —

Vie V,,tvagz?-r!el>« sind detüber ei„ig. deß fi^t den V^e«

ftedenden Verkreg die «tißevnetne Vevvtndk'tdteit deini Sketek^
«?veitANHwiit,sw'v, pe«nt?«Gt werden loU. lpte S<ettur.g diei-H
Antt ^es ilegi den ?lkve,t^eveepeevänden ed.

Henne, ex. d«, ,2. «- t«i

V«reee> Nee ->e«»eee?lche«

geSNftvieitee «rSetchzeSev
G4?v«»d z» ->e»«OU«?.

»el>sizg«l>«eU«r>e»d d,e

chemisch«. g»V««vt«.

Vrl>eizge^eeve?ba»h See

Tev<il^»d»ft,ie.

4

»,»>s, S»wD»«iiI

Ge<e«tVteee»U O«»tich«e

A»gLfteil«i «-GeweeNchef ws.
OetO««s!ch»K e>en»FMeT.

«) ->ut1chn.^on4,lee ^.dlunOS-
He^l^en5<v dend

d) Veeb««d Ree VeitttcheM
-^endeie- un^Buvo-^n^^llt«,

tz) Aehsee /^«nchee 5echnike,>
« Nerdond

-11 Tatsch, W<ve'n,,ftefl>««,d

G4Me«Nchef«edu»S
de, A.«ch,§ß-ttbe»,

v« e«iche-7,s5W<»«D A« peeUme« e« « «U^v vsV^Ä«',

ßt«m«»H es, M»§lw4«vV«l<»»«l»«H «» A»^nee« M», C^rife«« ' ilM4« »e«

«»ch «il GLM AN)n,^««e vne» Z>«^,l Ie,M««N ^>che^i«-,e«
Be, Zse-V»«- tzes «e» n^e «»eev«^-U.tz« A^se« »öch, nu,

tzev««bGee«bee »NO s««t, «e« ««lch--« er»,^. eis «5 er d,k„iA

«MH^chi«^«, se«H»> s? H«- « «H«F«, Verw«« >»» CiritV«??,«» Bch
DH? Arb««»,^lch«1, H« lM«»«««-ch,« G,.x»K>« « fFtz»e»H,v

Ische? »»H W«WötMe«öev Wil, O---§--k ...ö ««.

«echr, «WOMt», e—H«ch- Zlef 0-lchi.H b.rst.>.>« .»H GL<Aästs.

WM UU» Lfa »« Ha<^«U«tH«N wen« 4«pL^tz>^. «i^Mvndv^chO«
»eö Us4«>^e«>e« R^«h,r««^ n »«««yelcheHVfk VOrK^KtO, »«H ««, De«,

d-e «^chH U«^x,Kche« E? «elM »i«tz4 vUvskK^OGMr««

K>«rt»n4«. -4s jsch ö«««A fT, »V^Kee« be. ««Mve«.

5-«» MW «»« n«e«> V«<««ö«kv« Nr>»elch^-e« z« ««'«-H»»U.

Das in dieser Anmerkuna der llnternehmeroerdande erwähnte

Rurd'-chreiben der «lrbeilaeber. in dem sie ihre Mitglieder «egeu

de« AfA-Bund scharf machten, hatte folgenden Wortlaut-

Arbeitgeberverdunde de? Hannover^chen Industrie.

Hannover, den 2Z. Mai 1st2t.

Sophi-nst? 7.

Rundschreiben ^H- Rr. l«.

I/2/t.

»« die Mitglieder.

Bett.: Ange*telltentartf.

Die Mitgliederverscmmlung vom 2«. Mai d. I. hat de« in

der Anlage beigefügten am 12. Mai verabredeleu Tarisvertra«
zugüimmt. Der Allgemeine freie Angestelltes'bund. Hannooer.
Ist als Vertragspartet ausgenommen worden, die Kriiizde dafür

erge!>en fich aus einer I'iKnote, dte sich am Eingänge des Ver-

tragis befindet. Hitr unjere Mitglieder ergibt lich folgende Sach-

und Rechtslage, die genau zu beachten ist.

D,r Tarifvertrag hat für die Mitglieder des AsA Bundes

ke nerlet Wirkung. Wir habe-: indes nichts dagegen einzuwenden,
«en,. die aus dem Tarifvertrag sich ergebenden Gehaltssätze und

der Urlaub auch diesen Angestellten dewilligj u>erden. zumal die

^esls.elluna. welche Angest^Ule dem AsA-Bund anaehören. für uns

und den Arbeitgeber schwierig ist. Dagegen dürfen Antrage aus

anderweite Eingruppieuzaa, soweit fte «ach dem Tarif in Betracht

kommen sollte«, «on Angestellten ober der Angistelltenvertretung
nicht entgegengenommen werden.
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iesier-ttMe cl«5 ^«unckes!
Zu einer neue« Eingruppierung darf nur Stellung genommen

werden, wenn der betretende Angestellte oder die Ang stellen
Vertretung den Nachweis erbringt, dag es sich n^cht um e^n Mit
glied des AfA-V«ndes handelt, Ebenso tonnen weder Mllgliedcr
des AfA'Bundes noch dieser selbst die Schlichtung-Helle anrufen.

Hochachtungsvoll
Dr. «. ter Meer. W. Tischbein. Dr. de Harn. C. Uebelen.

Ueber die Brutalität der Unternehmer, die einen verwand

luchte«. sich beleidigt zu fühlen, u« wegen dieser angeblichen Ve-
leidtaung den abgeschlossenen Tarifvertrag zu breche« driu
wir .ei« Wort z« verlieren, s.e ist hinreichend bekannt. Wir heben
«ur hervor, das, nach dem von den Unternehmern selbst mit

unterzeichneten Tarifvertrag die Allgemeinverbindlich«
keit der getroffene« Vereinbarungen beantrag?, werden sollte.
Gleichwohl >aben die Arbeilgcderverbände die W-isung aus. das;
M.igUedcr der dem AsA.Bund «ngeschlos^men Organisationen
von dem Tarife ausgeschlossen lein >olitn (_>,nc ^lllste s'einc>elb:nd>

lichkeitserklärung des Tarifes unter Auss^lus, der Mitglieder des
«i« Bundes ist «der «ndenkdar. ist e«n Wld^rjpruch in 5 > !

?.ndem das Unternehmertum alio de« Tarijoerlrag dem AsA-
Rund gegenüber für null und nichtig crkwrtt. wuide c' . ch ><^i

Gelamtverdand Deutjcher Angc-stclit ,lge 'erk»aften l^'d.g^
Gewerklchaftsdund der Ang^tellt^n l^.dA ^ gegenvbkr taris
brüchig, weil so die >llgemeinr>erbin5< ' ^ ^

möglich gemacht wurde. Demzufolge hätten der Gekam:ve?5and
Deutscher AngesteNtenge-oerk,ch<nt5l: » eöaa,

schastsound der A^estellten I^dA.j gegen d e Uniefnehmer .

trete« muffen, öle taten das aber »icht. sonder« rnranst^lt

gemeinsam «it dem U«teruehmertum eine Hetze gegen dcn AM»
Bund, Gedag «nd GdA waren damit einverstancen, daß die

Unternehmer bei Gehaltscingruppierungcn die Organ!
KnionsjugehSrigkeit der Angestellten ;u prii .n ^erech'

seien. Der Dentfchnationale Handlungsgehitsen^erband ver«

teidiate in fetnec Tierdnndszeitjchrljt ..Deutsche Handclswa t t" ^s«
29 J«n! l»Ll das vorgehen der Unternehmer. Der GdZl über-
«ahm es. für das Vorgehen der Arbeitgeber unter ^en Ange.
ftellte» Propaganda j« machen, indem er die vo« den .Arbeit
gederverdänden der Hunnoversche« Andu^tri^ hcr.nisgegrde,i.en
und mil der oben abgedruckte« Anmerkung versehenen Zarisver-
t? .gsdrlukstücke verbreitete.
7 er AjA ^und hatte allo das gesamte Unternehmertum g ,

n

fich. zu dem stch oerratemcherwcise der Gedug nnd der KdA gesollt
hallen. Es hätte dem AsA Vund nun der Weg ofjengestan^en.
die Unterneb «cr durch einen streik zu zwingen den vereinbarten

Tarifverllsq auznerkennen Dieser Weg m<rr aber <ach ^?age der

Sache nicht ßangbar. weil je der (dedag «nk der GdA aanz ossen-
fichtlich bereit 5?aren. den Unternebmern die erforderliche« Streik'

drecher ^u liefern. Aus diesem törunde war der AsA Bund g->
nötigt, folgende Erklär»»g den Unternehmer« gege«über abzu«
geben

Zwischen
1. dem Verband der Hannovellchen Metallindustrien.

Hannover.
^. be« Industrielle« Arbeitgebern band Hlinnvver
K. de» «rdeitsede»erds«d der cke«fi<de« ^«dnfirie. Hannover.
4 de« Ardeitgebernerdand der Teltilinduflrie Hanno^r

euerseits ««d

de« Allgenlieinen freie« *Z^geftelltc«b«nd. Or!skartell Ha«-
nover. andererseits ist hente folgendes vereinbart wv^de«:

l

Der Allgemein freie Angestelltenbund (Afl) «imml das zur
Herausgmde des TartsverlrOge« >«r die Angestellte« m der hunno
verichen Industrie «cm 1^. «ai lU?l geschriebene Vorwort mit
dem Ausdruck des Bedauerns zurkck.

l>.
Die AfA erklärt, hiinfiighi» Tarifverträge, dle fte mit der han«

«overjchen Industr^c udjchllesit, ohne deren oe^ndere Zusl'knmllng
nicht mit einem Beg'.eittert heraus,u geben

^lm Hinblick «uf die Erklöru«a(« ,0 I «nd II erkennen die
Vlrdeitaebel^verdiude der honnOversche« Industrie de« eru>z!>nien
Industrie Angestelltentaris >^ Mai lö?l «ls reibiswtrkjom
«uch für die Mitglieder des Allgemeinen freien Anaestelllen-
btiudeL a«.

Hannovec, den !». Iu«i lS2l

Verband der Hann«>verschen ?Vewllind«ftriellen.
^iidustrirller Arb5itgeber«rba«d zu Hannooer.
Arbeiigederverbaud der che«ij<beu ^udujtrie.
Ardettgcderoerdand de? Tertilindnstiie.
ANgemeiner sreier Angeftclltendund Honrwoer.

Diese ErMrung bedeutet natürlich nicht, das, der Bund

ftch irgendwie in ieiuec «n ik beschränken letzt. Ste dedeutet nur,
dak das Tarifvertragsdrucktü« selbst ohne eme Polemik heraus¬
gegeben merdcn soll.
Der Vorfall zeigt, vaf, di.: Unternehmer die Zeit ffr gekommen

halten, i« schärfer We,!e zum Angriff gegen die Angestellten
überzugehen Sie ftnd sch au genug, ihre Angriffe gegen die
ein^i^e i'irkUcbe Interessenvertretung der Angestellten gegen
den » f « . Vund. zu richte v Ja. sie stnd sogar lo schlau, bei
die^m ««giiss gegen den «fA-Sund stch d^r Mithllfe des G-oag
und des V>dA zu bedienen.
Bei dem Nornehen der hannoverjäen Unternehmer handelt es

sich »m mehr, als einen An irlts geqe^ den AfA Bund. ?er Ver-
such, vo« den Tarisgehäiler» die »sA.Mitglieder s«sz«schalten.
w^ire. iu? den ,^aU ,e,nes wilingens. nur der Anm«? de^ v^t)Nt^>
b^rucs üdecbaupt gewesen. Jnjo^ern war der Z^rat. den der
Gedag und vie GdA. gegen )en AsA Vund verübten, auch ein sol-
ä,er tte^lli ii)re eigenen ^iitWieder. Akigestellle. lernt aus dic;cm
Vergang. ! ^t Euch nicht :vi >er vom Unternehmertum und seinen
Helservheljern gegeneinande Hetzen'

Zusammenwirken der A.O.G^S.-Orts-
ausfchüsse mit den AfA - Ortskartellen

Nochd?« de, Bev»a»o,tlß be, Zb« i>em Ne«rga«iKtio«,Pl«> z»'
^<Üim»l. tO«»t — d«i V>«S» da,«Ns ««. «»« a»

i.?le^ ei« -MD«chend< Neg«i«»s i« b<« Orga«Uat«iiche« ^zi«K?«-D»
Mtiche» dc» As^ OrtOtartei i«S Sem eV«erftM>lk,k«rte« (Qrl^^.j^^d
i><ö NDTV! ZA tieNen. U« be« Olt^kaNeUk» s«r bi^se «,ee!u»O fMud»
Mche K,ck>tl.«,eM » fteSe«. dlt««e« »ir iu,chN-.heRd eine Dar ^ieng ^lvec
VO«i c,t>laNeK VerU, gt! oNene ».,js« d«e« Di« Kedc?:i««.

Au^ dem gefunden Gedanken, der im Zusammenschluß der Ange-
fteUien d<r cmzeii><n Perus znxige und l!ner Glieoeru^en lag,
uliD i>."r auch schon tn einig<n sreigewerlschasrlichen Ang^jtellten>
verdaiiden in zeinen Anlangen vor dem Kriege festzuslcll n war,
entwickelte sich nach der Revolution die sogenannte ff ach-
l r u p pe n d e w e g u » g. 5 lese stund vor allem bei den ^ohn-
.umpiea. öle im ^rllhjahr l'^l < i,i ^rlli ausgekochte» wurden, mit
im lp^nct. z^ail wu ljHte ei'ren zentralen Zusammenschlug
der i«ch ,^^ct«ri«ppen tzc^rvncten Mitgllesfchasien der Berujsvcc
dö«de «nd ka« js z«r Grü«5«ng s ints «Ze n t ra la » k schu s
jes der Angestellten Grob «Ber lins ssür. diesen
ZenlralausschuK richtete «an ein < :>es Sekretariat et«, w.lchee.
uebe« jeineu Art>elk<n lur dell Ze„:raians^uK selost zugleich auch
e. ie ^reinheitil<i.uug dei del Äsung der de« einzelnen AsA Be:
bänden gcllcUlen Aulual^n herdeijukzr n i Ute Dl ses Sekretariat
biloete dle tKruudtaae. von der aus sich die KejchajtssteUe dee

..Ortskarlrlls iLrosiZl erlitt der Albeitsgemein-
sckast s r e i e r A nae fte l l t e n v e r d u n d e" entwickelte. Die
«rlprunglich ^freie" ^Mrurpcndew^ul n wurde oraanijatori^ch
de^ Eiu^ lo^r^^deu ein^esüU. zuerft und «m sestcsten bei d<5

Oetsgrnvpe Srotz Verliv des zentralverdandes der An-

prstellien ^er Zweck bei Zu^mme, . :ssung der FnAtzrupve«
in <i»em Zentralc.usichuiz wa' <i?'^'.!t und die Arbeit?« ver ber¬
liner Geschaftssteae der «A f "l" erstreckten ftch ««» auf alle Ge¬
biete der Social- und Wirtschaftsxol'tik. Der
Zusammenschluß der ein.^elntn A^Z ^lb.'nde n vrde in Grotz-
Vc^Ii« immvr sefter. ?>ie dr: Haupinerd^nde der ..AfA" wurde»
Air dte Eieh5ltunA «i.i Ansurstalt^ng der 5^schäftsstclle dadurch
besonderes interessiert, da^ sie drei bramtete <Kesci><rst^uhre? in

i^icie haitsstciie enis^nd^a. Angestrebt i nd erreicht wurde

vor allem eine völlige Berinheitlich««i des Darif«
mesens tergestall. dah b^i Ilaris^megunue«, «« dsnen mehrere
AsA H^'diVide gicichz^itig betet!',,: ,,nd. dle oorberelte>de.« und

aussühreuden Arbeiten von >er tkeschastsstelle des Ortslartells
übernommen wcrden. Vesestigt iovrde auch dle «.ierdindung mit den

Vertretungen der Gemein dedehörde«. t7!« Ziel,
an besten Erreichung noch aeurbertet «ird. ist ein für alle Ver-
ltuer AkAsVeri>a«de gleilil^ ästiger Fachgrnppenaus-
bau. Im 5inuc dcs AsA G<danlens w«roe a^ch eine innige
Verbindung mit den ois^ielleu tt^^^chgf^^ der Arbet-
ter-Gewerkstf'afte« gesucht und g^' l^ . ,^

Nachdem die «Art^il^ztmei ijchajt freier Angeftelltenve.dände^
eil« festere Horm lw ..Al g : » s i » e « sreie« An gest ell«
ten bund' erhalte» yuttc. K m i« Verli» zwischen der bewert.

stha^->l «missten Verlinv «»!> U««ege«d und dem O^lstartell
Gil ^ ^erU« des Allgemeinen rvieu A«gkfKLte«du«des ein genau
stimulierter 5! a r t e l l o e r l r a g mit ,olgende« Wortlaut
zu^ta nde.

^Zwlsetben der fKVwerN.d«lftskommilfton Berlins und Um.
g' slend (Orisavssebud des 5,.V.) und de« Allgemeinen
ireien An^fttUkenl,«ud. OrZsikarteil GroK Berlin, wird folgeWk
ves Koct^loerdaltnis geschle.s«en'
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5. Durch die gemeinsame Zusammenfassung der Betriebsräte,
sowie durch das Ineinandergretfien der wirtschaftlichen Inter-
essenvertretung der Angestellten« und Arbeiterschaft ist es not¬

wendig, daß al.ch die in Frage kommenden Organisationen der

Angestellten «nd Arbeiter zur besseren Verständigung durch
gegenleMae Delegationen sich ergänzen.

S. Zu diesem Zweck werden in den Ausschuß der Dewerlschafts-
kommiffon Berlins und Umgegend von dem AfAOrtskartell
zwei Mitglieder desselben standig delegiert. Ebenso delegiert
der Au5jchuK der l^werkschaftskommisston Berlins und Umgegend
zwei seiner Mitglieder in den ArbeitsausschuK des AfA Orts¬
kartells. Zu den Plenarversammlungen beider Körperschaften
werden gegenseitig bis K Personen aus ihren Ausschüssen
delegiert.

. )n solchen Willen, wo in Uebereinstimmung beider Aus-

schusjkörperschaften tle Notwendigkeit vorliegt. köniZen die Dele¬

gierten beider Plenarversammlungen zu ciner zusammengezogen
werden.

4. In Fällen, in )eren sich eine Vorstandekonserenz notwendig
möcht, kann wie in Hiunkt Z verfahren werden, d. h.. datz zu

allgemeinen Borstände Konferenzen sämtliche Vorstände der

beiderseits angeichloijcncn Organisationen zu ciner Sitzung gr-
laöen werden konncn.

In allen Fällen haben sämtliche Anwesenden beratende
und deschliehende Stimme.

i!. ?icier Kartelle r!raq kann beiderseitig am Oulirtal^chlub
bei dreimonatlicher ihrlsiliä^r Kündigung aufgehoben werden.

Ar«. !7r:ckarlell (>.r<'iz ^crlin.

Gewerkjcyaslckommission Berlins und Umgegend.

Dieser Kartellvertrag le.Ne s^on im Frühjahr tl^l das selt.
was einige Zeit spänr zwischen den Vorständen des Allgemeinen
Teutschen l,',cwerkschaZ!5bu!U>cI und des AsA Bundes verci.il, irt

wurde. Er erle ^^rt. vor allem für den Hentralverband 5 r

Angestellten, die Ueberleitung zu den organisatorischen 1>eri)alt.
ni^s n. die die Durchführung dcr r>nungspläne des AfA«
Bundes bringen wird. Was in Berlin geschaffen wurde, und
von dem kein As N-Verband m ^ i,: abgehen kann,
wenn er die Eristenz des « s ?l ^ undes in Berlin
nicht gefährden ryisl, entsprach gewissermaßen vorahnend
dcm Sinn des L 4 des Organisationsverlrages zwischen den beiden

grogen Spitzentörperschnften. Dieser 8 4 lautet wie folgt:
..Entsprechend den im A :i sür die zentrale Zusammenarbeit

geltenden Bestimmungen wird die dauernde örtliche und bezirk«
liche Verbindung durch die gegenseitige.Entsendung von Dele-
gationen iu die beiderseitigen Borstands- und Kortellsitzungen
aewahrleistet. Die Zabl der Delegationsmitalieder wird ört-
lich vereinbart. Die Ortsausschüsse des A. D. E. B. und die
Ortskartelle de<> AfA Bundes, ebenso wie die beiderseitigen Be-
ziils- und ^!andedl)rgnnisut'onen halten regelmählg in bestimm«
H-n Zeitabständen oder von Fall zu Fall gemeinsame Borstands-
sitzungen ab.

Die gleichartigen Industrie- und Fachgruppen der A D E.B¬
und AkA Verba nör s l cn gemeinsame l^ruppenausschüsse bilden

Hund ir. Hand mit ti^ser vert/aasmäsfigen Festigung des Ver¬
hältnisses zwisch<'N den örtlichen Zentralen der freien (Gewerk¬
schaften ging eine Neugestaltung der inneren Orga¬
nisation der Geschä!5stclle. die nach Zabl der ve zretenen
Mitglieder sowohl wie auch nach ihrer Bedeu.^ng als di- gröszte
örtliche AfA Geschäftsstelle angesprochen werden muß. Die von
den drci Hauptverbanden. Zentraloerband der Anaestellten. Bund
der technischen Angestellten und Beamten und Deutscher Werk¬
meister Verband, gestellten hauptamtlichen Geschäftsführer be¬
arbeiten nach einer besonderen Einteilung die verschiedenen Ee-
bicle. Man hat zwei grosze Abteilungen geschaffen:

1. S^ialpolitik.
2. Agitation, Organisation.

Neben der Vereinheitlichung des Dariswelens und des
Fachgruppenau'baues wird jetzt auch nsch eine möglichste
Beremfachuna der Bearbeitung arbeiii>recht!icher Angelegenheiten
angestrebt. Sekretäre werden eingestellt, die besonders aus diesem
Gebiete ;ätig sein und zuch Vertretungen tn arbeitsrechtlichen
Streitigkeiten u. dgl übernehmen sollen. Das Eigenleben
der Einzelverbände soll lurch solche Zentral!-
sierung nicht getötet werden. Vielmehr sollen diese
Emzelgewerkschasten von Arbeiten befreit werden, die die Er>
füllung :h?er -igentlichen Hauptaufgaben beeinträchtigen
konnten, «s ift natürlich selbstverständlich, dak mit dem sich
immer mehr erweiternden Ausgabenkreis auch die entsck-eidenden
Körperschaften des Ortskartells schon rrin zahlcnmäkiq erweitert
«erden müssen, damit genügend Kor,,n islionen usw. gebildet wer-
den könne?-, de vorbereitende Arbeit leisten. Gerade jetzt
steht ein reuerLatzungsentwurs zur Beratung. In den
neuen Satzungen sollen alle Möglichkeiten, die zur Erreichung der
AsA-Ziele dienen, in Richtlinien feste Form finden Auch die ge-
sa.7?:e nnere und äuszere Organisation des vrtskartells soll in
diesen Satzunge« genau abgegrenzt werden, vielleicht wlrd es

möglich sein, in absehbarer Zelt auch diese Satzungen Veröffent¬
lichen, die eine Basis bilden könnte« für dle Eahungsgestaltunß
anderer örtlicher Kartelle des AsA-Bunbes
In der großen Öffentlichkeit und auch in der AfA Oefscnt-

?eit sind oftmals die Arbeite« des ..Ortstorzells Kros; Berlin des

AsA-Bundes" sehr kritisch betrachtet «ordea Aus de« vmstehen-
den kurz zusammenfassenden Darlegunaen peht hervor, dass das

Ortskartcll Grotz-Berlin eimn großen Teil praktischer Arbeit ge¬
leistet hat. die grundlegend auch für andere Ortskartelle jei«
;'ann.

De? N?«,tla«, be. Abkomme", zwische« V D G V. li«, AsA V««d kann r>O,

««serer 5eichäjl,i>,U, bezogen werbe«.

Gruppenausschüffe
?"ie 5:age ber ^achgr«ppe«dild«ng wirb i« nichster Zeit er«eui ei«,

ElSlier^ng nstwendig mache«. Wir erössne« i»it nachstehend«» Artikel

die ^,,rustion «nd er^avter^ baii ««, au, ben «reise« d-r im -^eruie
tehenden ^«Uege« wettere Aeuheiunge« unb A negunge« zugehen

Dt« «edakii««.

In dem Zwischen den Vorständen des Allgemeine^ Deu:.

shen t^ewerkschaslsbundes l^Dl^B.) und dev A^gemei'ien
fr^ <,i AngeslelNenbundes lAjA.) am !2. April li>2l abge.
st)I^l'. ,en Organisaliolivvertrag ist im zwciten Abscitz des

> l bestimmt.

charligcn Industrie und Fachgruppen der

und ^eldcltil>e sollen geineiiiiame Sruppenaus-
sct)üs,'e bilden".

'

ist grundsiNilich als erstrebetisw.rt fest^cle^i. toae

der iv.Ilierbanb der Ang<siellten <Zd'A.> und der Kunc.
d<r t^i>nijct>en Angestellten und Beamten lButadj wiederholt
ii Christen und auch -w Beschlüssen ihrcs Verbands und

? unde^tages gefordert haben.

^.n der vom ZdA. herausgegebenen Schrift: ^Organi-
sutloii^ziel — Orgamsutionssorm" wird gefordert:

..An die Seite von Ortsausschüssen und Ortskartellen
nussen für die einzelnen fachlimen Unteiaruppen der Ge¬

werkschaften für einzelne Industrie-. Berufs- und Berwal-

trni5Hweige besondere Ausschüsse treten. Die Tätigkeit
dc v^erbandsvorställde und Fochgruppensekr .'täre muh ergänzt
werden, nicht nur durch die Bildung von Re ichsaus-
sc) üssen innerhalb der einzelnen Gewerkschaften, son¬
dern auch durch den Zusammentritt von solchen Ausschüssen
sür sämtliche in dieser Fach-. Industrie- ober Berwaltungs-
gruvpe beschäftigten Angestellten und möglichst auch Arbeiter

(; no vielleicht auch Beamten- Der Verf. , in lvesamt-
ausschüssen sllr das ganze Reich

"

Der Butab nahm auf der zweiten Taguns des Bunde Aus¬

schusses am 29. Februar 192V nach einem ij!ortrag von Auf-
Häuser über „Jndustrieverband mit Unterteilung
naih Berufsgruppen oder Berufsverband mit Ii-
dusirie Fachgruppen^, der unter dieser Bezeichnung auch als

besondere Echrifl erschienen ist, eine Entschllestung an. in der
es ü. a. heifzt.-
„Der Butab hält die systematische Vildunz von Industr e-

gruipen iFachgruooen) innerhalb der frei^ewerkschastlichen
Angestellten- und Arbeiterverbände nach einheitlichem Plane
sür bringend ersorderlich. Durch eine innige orgar isatoristbe
Verbindung der gleichartigen ^nduftriegruppen oller fr,!i-
gew rsschastlichen Berufsorgan'.sanonen ist die höchste Ak¬

tionsfähigkeit der Arbeitnehmer eines Btriebes und eines

Jndiistriezweiges gewährleistet.'
Dir vom Mai bis 4. Juni l'i2! in Weimar tagende

erste Berdandstag der Angestellten beschloss nach einem Er¬

trag des Redakteurs Aman über ..Jndustrieverband oder An-

geste ltengewerkschaft" zur Frage der Bildung besonderer
b,rttlpenausschüsse folgendes.'

„Der Berbandstaa anerkennt die unbedingte Notwendigkeit
eines solidarischen Zusammenwirkens aller reigewerkscyaft-
lich organisierten Arbeiter und Angestellten. Die Grundlage
diese, Zusammenarbeit-vbilden innerhalb de; Betriebes die

Betriebsräte und Bertrauenspersonen der im Betriebe ver¬

tretenen Gewerkschaften. Zur Erzielung eines solidarischen
Zusammenwirkens der Arbeiter und Angestellten innerhalb
des Betriebes stnd nach Bedars die Betriebsräte und Ber-

traue tspersonen. tn gleich-r it^ise die der einzelnen In¬
dustrie, Handels-, Gewerbe- oder SKrwoltungvzweige zu
Ausssiüsien zusammenzufassen.
Die Fachgruppen der einzelnen Arbeiter- und Angestellten¬

gewerkschaften stnd nach einheitlichen Grundsätzen zu bilden.
Nur ii Fachgruppen gegliederte und durch diese mit den Ar-
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beitergewerkschaften verbundene Angestelltengewerklckaften
können mit Erfolg für den Gewerkschaftsjzedanken in elnge-
ftelltenkreisen werben und die bestehenden Fachveretne und
Harmonicverbände bekämpfen.
Der Berbcndstag beauftragt den Vorstand, beim ADGB.

und beim AsA-Bund auf eine Ausgestaltung der Oraani-
sationsform der freien Gewerkschaften in diesem Sinne hinzu¬
wirken."

Dic Notwendigkeit und Zweckmähigkeit der Bildung solcher
und ähnlicher organisarorischer Zusammenfassungen ist auch
schon dadurch bewiesen, dah fle sür einzelne Gruppen bereits
bestehe?..
So haben 3 AsA- und 12 ADGB.'Verbände ei, Kartell

der im Hotel-, Restaurant-und Gastwirts-
Gewerbe vertretenen A r b e i t n e h m e r - O r g a -

»Nationen gebildet Angeschlossen sink:
Die Verbände der Hotel-, Restaurant- und Caf^-Angestell¬

ten, der Zentralverband der Angestellten, der Deutsche SVerk-
meister-Verband. der Bund der Technischen Angestellten und
Beamten, der Maschinisten und Heizer, der Holzarbeiter, der
Maler und Lackierer, ber Sattler und Tapezierer, der Trans¬
portarbeiter, der Bekleidungsarbeiter, der Metallarbeiter,
Ser Gärtner und Gärtnereiarbeiter, der Bäcker und Kondi¬
toren, der Berliner Buchdrucker und Schriftgiesser, der Fiel-
scher und der Musiker.
Aufaabe des Kartells ist die Wahrnehmung Gemeinschaft,

licher Interessen, insbesondere die einl^eitliche Führung von

LZirtlchaftskämpfen und die Vertretung der stch aus diesem
Zwecke ergebenden Aufgaben. Das Kartell ist in vier Grup¬
pen gegliedert:
Gruppe I. Gastwirtschaftliche gewerbliche Arbeit¬

nehmer,'
»

ll. Kaufmännische, technische und son¬
stige Angestellte, Geschäftsführer und
fwtelbeamte-

,
M. Handwerker und Arbeite? lloweit

nicht durch Gruppe l vertreten):
»

IV: Musiker.
In den Richtlinien ist u. a. bestimmt, dak bei von d<n be¬

treffenden Organisationen genehmigtem Arlieitsniederlegun
gen das Kartell xu prüfen bat. welche Grup;>en in die Vewe

aung hineinzuzieyen sine. Dic Kartellausgaben siud von den

Organisationen anteilig zu zahlen. Di' Leitung liegt ii den

aus denfänden eines Kartell.Borstandes, den ein Beirat
xartellgruppen zur Seite steht.
Ein Kartell im Baugewerbe gli..'d« rt sich in so!-

gende vier Gruppen!
Gruppe I: Architekten. Ingenieure. Techniker. Kausmän-

nifche Angestellte; t' '

^
II. Voliere, (-chaanmeister. W^rkmistcr.

„
III. Tiesdauarbeiter einschl. Brückendauer, Stein¬

setzer und Asphalteure.
„

IV. Hochbauarbciter einschl. Steinmetze usw.
stulGruppe 1 kommt in Frage . Bund der technischen An.

gestellten und Beamten (Butab) und

Zentralverband der Angestellten

sür Gruppe

sü

(ZdA).
II. Moiier- und Werkmeister Verband, ver¬

treten durch Polierbund'
Gruppe III: Bauarbeiter-Verband. 'Steinsetzer und

Asphalteure. vertreten durch Bau¬
arbeiter Verbalch;

für Gruppe IV: Bauarbeiter. Steinarbe ter. Zimmerer.
Töpfer, Metallardeiter. Holzarbeiter,
Glaser. Dachdecker. Maler und Sattler,
vertreten durch Bauarbeiter-Verband.

Ausgabe des Kartells ift gegenseitige Verständiguna über
alle wtchtigen aewerkschastlichen Unternehmungen und Pflege
ber Solidarität zwischen Kovf- und Handarbeitern.
Für die Arbiter, Anaesieuten und auch die Be a m t e n der

Gemeinde» und wemeit^deverbände tft die V^^^gk-
»trkschastlicheArbettsgemeinschastrommuk
»aler Lrbeitnehner-Verdände (Fata^ gebildet.
Ihr gehören an: der Verband der Gemeinde- uns Staats«
arbetter. der Zentralverband der «ngftellten, der «und der
technischen Angestellten nnd Veamten der Werkmeister,
««band.

Zweck d« Faka ift ». a. Verftändignng «der gemeinsams«

Vorgehen bei Tarifverträgen und Einwirkung au? Vesok«
dungsordnungen. Förderung der Sozialtfterur.g uno Kom-
munalisterung. Ausbreitung des sreigewerkschaftlichen Ge¬
dankens unter d(n Arbeit-in, Angestellten uno Beamten und
Berständiauna über die Al'grenKunz der Werbegetnete.
Es tft ein Zentralvorstar^d gebildet, tn dem die Gemeinde-

und Staatsarbeiter drei Vertreter, der Zentralverband der
Angestellten zwei Vertreter und die übrigen Verbände je
einen Vertreter entsenden.

Eine kartellöhnliche Zusammenfassung ist der
Deutsche Verkehrs-Bund, der aus dem Deutschen
Eisenbahnerverband und dem Deutschen Transportalbeiter.
Verband gebildet worden st Dieser Berkehrsbund wollte
allerdings ein sogenannter ..I n d u ft r i e v e r b a n d" wer-
den und auch Angestellte un) Beamte organisieren. Da, wäre
allerdings nach Annahme der Grundsätze des Organisation«,-
Vertrages durch die Gewerkschaftskongresse unmöglich.
Für die Bekleidungsindustrie und den Tek -

tilhandel ist bei der Verschmelzung mit dem Arbeit-
nehmerverband der Bettei)ungstndustrte und des Texti^
Handels die Bildung eine- Kartells d-r freien Gewerk¬
schaften" beschlossen worden. Ihm gehören an der Zentral-
ve*5and der Angestellten und die Verbände der Bekleidungs¬
arbeiter, Transportarbeiter. Hutmacher. Kürschner, Fabrik¬
arbeiter ^nd Zuschneider. Zweck des Kartells ist Zu ammen-

arbeit bei Lohnbewegungen und Tarisabschlüssen un) Förde-
rung der Werbearbeit in dcr Industriegruppe.
Bei der Verschmelzung des Angestelltenverbandes de«

Buchhandels. Buch, und Zeitungsgewcrbes mit dem Zentral¬
verband der Angestellten wurde vereinbart

>) Der ZdA. erklärt sich bereit, für die Rcichsfachgruppe
Papier in die sofortige Anbahnung eines Kartellvertrags mit
den «raphisltnn Verbänden zwecks Schaffung eines Indr'trie-
kartells des graphischen Gewerbes einzutreter, unter Aus¬
dehnung dieses Kartells auf die übrigen Zweige des Pipier-
faches.
Auhe? diesen bereits bestehenden oder geplanten mehr zen¬

tralen Zusammenfassungen bestehen noch verschiedene örtliche
Verbindungen tn der Metallindustrie und anderen Industrie-
und Gewerbezweigen.

Wesentlich gefördert wird dieses Zusammenwirken durch
die vom «DGB. und AfA-Bund bereits geschaffene Z:??rm-
mensallung der freigewerksckastlichen Betriebsräte. Deren
Organisatwnsaufbau wird aller ZVahrschriniichke.it nach eine
geeignete Grundlage für die zu bildenden Gruppenaucschüsse
bilden.

Durch das Zusammenarbeiten in dies"! Ausschüssen wird
erreicht, dast die Kampfkraft der lreie>! Gewerkschaften in den
einzelnen Industrie. handele-. Gewerbe- oder Verwaltungs-
zweigen erhöht und ein für die Bewegung schädliche^ Gegen-
einanderarbeiten verhindert wird. Die gesammelten prak¬
tischen Erfahrungen werden zeigen, dast auch auf ein ?m ande¬
ren Wege als aus )em des Industrieverbandes ein einheit¬
liches Zusammenarbeiten der gleichartigen Gruppen er.ielr
«erden kann, ohne oast insbesondere für die Angestellten die
unvermeidlichen Schädigungen durch diese Organisationsform
einzutreten brauchen.

Die Organisation der Künstler
Einer Besprechung von Leo Kestenbergs Buch ..MustK

er^ie^ung und Mnfikpslege" vcn Richard Seidel ^) entnehmen
«ir nachstehendes Kapitel'

Kestenberg gibt in seinem Buche mel,.-sach zu verstehen,
dah zur Durchführung seiner ^orZchläge auch die Z"itwirku?lg
der Musiker notwendig ist. un ) er Kellt ihren Oraanisa.'.onen
an Verschiedenen Stellen kon^ete Aufgaben im Rahmen der
neuen Musikerziehung und D usikpsleae.
Im Kapitel über die Vo ksmusikschule stellt Kestenberg

fest, „wer in der Volks.nustklchule das Durchschnittsziel er¬

reicht, «trd leichtere Stücke sür fich spulen und fingen und

vielleicht auch Kammermusik treiben können". Er muh indes
an den Erwecbszweck des heutigen Musiziere und an das
Multtertum l.ls Verussgrupxe denken und tröstlich hinzu,
iöaeu?

s. «7.^ De, Ssjtallft «r. 1«
siehe Restetepte. Die »ewer^ftsdewegnna. «. Vand.

Veite «l8.
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..Aber zu einer Konkurrenz sür den Berussm?Kler wird

der Schüler, der nur in der Volksmusikschule erzogen ift. nie

der Schüler der Volksmusikschule mit ihnen nicht in Wett¬

bewerb treten kann. Eine L.örnng des beruflichen Musik¬
lebens ift von dieser Seite nicht ^u befürchten, eher werden

gerade durch die von )er ^^il^musikschule vermittelte musika¬
lische AKgemeinbildi, '.g der Andrang und dos Interesse für
Konzerte und Musik^e^anstaltungen erl>eblich wachsen, und
die öffentliche Musilsslege wird um viele musikalisch Inter¬
essierte und Empfängliche reicker sein
Auch eine Schädigung der Privatmusiker halt Kestenberg

wohl mit Recht für ausgeschlossen.
Wir baben dargestellt, daß die wirksamste Ü>i'bkrast zur

Durchführung der Buchten Kestenbergs in der Arbeiterklasse
liegt. Wir zweifeln nicht daran, daß die oraanisierte Ar¬

beiterschaft ihr unmittelbares Interesse an solcher Musik¬
erziehung bald erkennen wird, wie sie schon erkannt hat.
dc.g die gsr.ze neue Echule ein Mittel in threm Kam^sc u,n

ihre Vefreiuna werden muß. Wenigstens gilt oas wc.jl für
dte fortgeschrittensten Schichten der Arbeiterklasse. Sie wer-

den zu solidarischer tkemeinschaftsarbeit mit den Musikern
sofort bereit sein, sofern diele ein solches Erziehungsideal der

Arbeiterklasse auck als ihr Hie! anerkennen.

gemeinsamer Kampf hat indes zur VorausseKung die

Organisation der Musiker. Nur eine solche kann Massen zu

gleicher Erkenntnis und Zielsetzung bringen. Auch die

Musiker müssen begreifen, bah ihr Interesse hier überein¬

stimmt mit dem der organisierten, nach eigener Kultur stre¬
benden Arbeiterschaft.
Dus Bündnis zwischen klassenbewußter Arbeiterschaft nnd

reien Angestellten in Handel und Industrie — cin ähnlicher
all —. um das jahrzehntelang gerungen würdist heute
llgeflellt. Es iit zustande gekommen auf dem AUege iiber

die Gewerkschaf^beuegung. Gemeinsame Arbeitnehmer-
tntereffen bildeten die Brücke.

Die Frage ist jetzt. c>b sür das Musikinum und seine orga¬
nisatorischen Bestrebungen, die feit lUl« ebenfalls einen be-
deuttnmen Fortschr tt erkennen lassen gleich gunstige Vor¬
aussetzungen gegeben sind. Borausjetzungen. o,e ein solches
Viindnis auch zwischen Musikern und Arbeitern erhoffen
lassen.
Die Gewertschafisbewegung in ihrer heutigen Form »nd

Entfaltung besteht auf Grund jenes Ärbeitnehmerbewußt-
seins. von de« wir schon sprachen, das l>eißt, aus Grund des

«Neusatzes zwischen ..Arbeitnehmer und Arbeitgeber" und
serner ans dem Bewußtsein der llnabönderlichkeit dieses Ver¬
hältnisses. Dieses Bewußtsein entsteht aus der Erkenntnis,
daß die herrschende und in ihrer Herrschast — technisch öko¬
nomisch geseken — unerschütterliche große Industrie den Ar¬
beitnehmer. Angestellten wie Arbeiter, vollkommen und un¬

abänderlich vo« Besitz der Produktionsmittel trennt, so lange
das Eigentumsrecht unverändert bleibt.
Die Kunst aber wird nie ..große Industrie" werden. Sie

bleit.t. wiederum technisch-ökonomisch gesehen, stets Hand¬
werk.

Am mettten dürfte dos sogar für den Musiker gelten. Beim
Theater kommt das Arbeitnehmerverhättnis des Schau¬
spielers und sein gegensätzliches Verhältnis zum kapita¬
listischen Unternehmer deutlicher zum Ausdruck. Der Schau¬
spieler empfindet auch leichter ein gleiches J.'^resse mit dem
zahlreichen Arbeiterperjonal des Theaters und von hier aus

vielleicht die Brücke zur ideellen Gemeinschaft m" der ge¬
samten Ardeiterklasse «nd allen Angestellten. Dennoch on-

bleibt ihm ein Rest vcn Zönstlerischer Ideologie, gesteigert
durch eine» hockst notwendigen künftlerlschen Ehrgeiz. Im
künstlerischen Element seines Handwerks stndet er eine Zn-
tenffenharmonie mit d, m Direttorentu«. »nd das Streoen
d?s einzelnen noch den Ausstieg zu bevorz.tgter Stellung
t^ögt ebenfalls Vermischung des fiir den Industrie,
arbetter so Karen tkfzensatzes zwischen Kapital »nd Ar,
b?!t *>ei.

Dieser Rest von zünftlersschem. der Handwerkssor» der
Wirtschaft entsprechendem Harmonieglaub« führt die ge¬
werkschaftlich oVßaniAertz» Schauspieler zur Einführung von

»kethoden i» tbre Kewerkschastsbewegung. dte den ziinftl«-

chen Ärklang deutlich erkennen lassen. Die gegenseitige
Verrichtung znr Mitgliedschost in den Organisationen der

Aldei:n.hmer nnd Arbeitgeber ?m Toris«rtras. des Thcatl'r-
s e: e_. st so eiil Merkmal zünstlerischet Ideologie. Es ift
o^s eine Methode, die oon den s«Zgewerkschast!ich organi¬
sierten Arbeitern wodl prcbicrt. aber bald als Mittel tue

siemeinsamen ArsKtutung des Konsumenten erkannt und

oarum abgelehnt w^rd',i ist. Die von ter gleichen Taris-
iiemeln,i!)ajt eingejulrte z:alabgabe ist ein weiterer Aus¬
druck sür die gleiche ^rscheinuilg. denn sie ift nichts anderes
als die auf Uebereinstimmung zwischen Arbeitgebern und
Ai mern beruhende Abwälzung jene, sozialen Pflichten,
d.e der Arbiter Staat und Unternehmer zuweist, auf die

Konsl menten Die Interessengemeinschaft der so^al ge-
tren,!:en ^>roduzentengruppen gegenüber den Konsumenten
ist ell'er ein< enart des Zunftwesens.
Noch schwieriger llegen die Dings snr du Organisation der

Musiker. Bei ihnen ist die Arbeitnehmerstellung und das

gleiche Interesse einer Mehrheit von b>el)altsempsängern
ttenül>er dem einzelnen Unternehmer nvr bei den in Or¬

chesterverlbänden ardeilenden Musikern völlig rein gegeben.
Um sie herum aber wimmeln die Tausende der Zwergunter-
nehmungen, die heute bestehen und morgen der Auslösung
verfallen, dte Massen derer, die eben noch .m Arbeitnehm« r-

verhältnis Musik nachten, um im nächsten Augenblick schM
mit der Violine unter dem Arm ..selbständig" zu sein. Alle
Schäden der Heimarbeit und der Schmutzkonkurrenz, von

denen auch einzelne Arbeiterkategorien und ihre Organi¬
sationen ein Klageiied singen können, zehren am Körper des
Musikertums. Sic rujen im Organisationsieden eine un¬

geheure, die Aktivität der Z^rbände dauernd störende Fluk¬
tuation hervor. Dieje imstande erschweren die gewerkschaft¬
liche Organisation der Musiker und ihren gewerkschaftiichi n

Kampf ungemein. Sie werden aber ten Musikerverbanden
auch besondere, von den Arbclterorganisaticmen nicht einfach
zu übernehmende taktische Gesetze vorschreiben. Eine sorg¬
fältige Untersuchung der sozialen Stellung des Musikers die
wir in den knappen Andeutungen eii.es solchen Artikels nicht
vornehmen können, wird notwendig jcin. »« diese Gesetze zu
sin>. l. Unbedingt erforderlich erscheint um, ferner ein lnnk.

ges ^<erhältnis zwischen den einzelnen Oiganisntionen d<r

verschiedenen Künstlerkatrgorien in Kartell verbanden z» g^e
meinsamer Arbeit.

Wir wollen hier nur noch folgenden Hinweis aus die Ste?-
luni des Kunstlers und ihre Konsequenzen geben. Der
Künstler im allgemeinen wie der Musiker m besonderen ist
als ^'ersönlichkett und als Producent behaltet mit manche«
Eigenarten des Menschen der Zunftzeit. Er ift aber als Pro¬
duzent den freien Marktverhältnissen der kapitalistische!!
Wtrtschast unterworfen. Der Schutz der Zunftregeln fehlt
diesem geborenen Zünstler. Er genießt weder den SchuK vo:

der Schmuhkonkurrenz. die sich hemmungslos betätigen rann,
noch den Schutz beschränkter gewerblicher Freizügigkeit. Jeder
kann ..Meister" sein, jeder kann nach Belieben seine Prelle
machen — wenigstens nach unten. Dieser LUiderspruch ist
der Grund für das soziale Elend des Künstlers und für den

Verfall der Kunst. Darum ^ndet künftlerijl1>e Sehnsucht all-

Huoft in wirtschaftlichem Elend oder tn geistiaer Prostitution,
ln oer würdelosen Anpassung an den herrschenden Markt¬

geschmack.
Im Sprachgebrauch der Modernen Wissenschaft bezeichnet

man einen solchen Zustand, indem man laat: oie Musiker
bilden eine schwer zu organisierende Arv<itnehmergruppe.
Das bedeutet, daß dle soziale Selbsthilfe in solchen Berufen
auf Widerstände skißt. die tn technisch-ökonomischen Um¬

ständen begründet si^d. Zn solchen Fällen pfleat die Ar¬

beiterschaft et» ftärkre. Einsetzen der sozwlen Staatshilfe
zu fordern.

Dieser Weg erscheint »ns snck fllr die Xil»stler gangbar.
Kestenberg macht einen Ansang damit in sei nen Anregungen
über das Prösungslvesen in den von ih« vorgeschlagenen
Schulsorinen. «r schildert ferner sSeiie !0M das Unwesen
der privaten Kmuertngenturen, dte eine besonders rassintert«
Form der ?«ufilnausde«tung darftelen. »n5 sotdert ibre
Ssztnlifter» oder Ko««un«l!fterung, V«ell«ickt tft aver

die Kompliziertheit eines SozislifterungSMrkayreno gar
nicht einmal ersorderlich um z« dem gewll»schien Ziel z»
komisen. «s wäre z» Sberlegen, wie ei»a eins Vingllede-
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rung dcs Agenturbetriebes in das allgemeine öfseiit iche
be tsnachweiswesen und seine Unterteilung c.nter das ^lr-
beil^l'ermlttlungsgesetz vorzunehmen wäre. Au^i en l< c

danken der Musikerkninmeril regt Kestenderg an.

Alle diese Hrci^en bedürfen noch der sorgfältigen ^ rufung.
^ r are eine dankbare ^lnsga!>e für die Künstlerorga,-'sa-
tnnien. durch eingehende Untersuchungen die besond. ren
formen der sozialen Staatshilfe sür da') Musil< rtu!', er.

Mitteln. Wir denken sie uns nicht als Neubelebun^ a .>

d5ni liier Zuns:regeln. sondern a! . moderne lezial^olitlsche
^

l^e. In England ist zur Ui'terdrn'uns, der ^chmutj-
k^niurrenz unter den Arbeitern und zur Zlerhinderu, ^ e kier

!.!!^>u!,rl!chen und unsittlichen '.'I it.-Deutung iiii^rzianlsier-
barer Schichten das Mittel des ^,t'nanny cingewanN
den. Auf l<>riind eines von den betreisenden ^>erl'(?nden und
den Organen der 5to.it. ^eu alt festgesetzten Dar!'-. s^i!)rt / ,

Z^olniamt die taris.s?us>liie Ve:ahl(iiig inr ^ lg'si.ljci:e und
U i^r^dNl'ieüe zu'(N,^ r^h 'i^.Ile'cht sind H.il'n?^
lobnämter in T^erbinduiig m.t den v^n Kestenl'ec'i i

schienen MuiikerZai'' kdar. was zu e,'!s'.I ^.vi ir
tii^ 0e'i un.nittelb^r in werten Kreisen u^rlai'.n
wollen. Sie würden sich allch als ^iistalllsationspunkli' jur
die ourch sie Nicht ul'erjlu' i/. weidende Musikers, ^e^kl^^n't
bewuhreil.

Neuwohl der Vertreter
bei den Rehörden de. Arbeiterversicherung.

Ende Dezember d. 5 laust d' ?ede?K>lt veria,.^crtc Anit5>
dauer der Vertreter bei dcn

'

^er Arbeltervcrsiche7ung ud.
Wenn nicht durch die Geseygedung etwa anders bvjumnn wird,
müssen noch im Laufe dieses I.iKres die Neuwahlen stattfinden.

''inch Mitteilung des Vrbe,l;m,n l-.ns ioii sedcch die Amts«
daucr aiii «icue verlängert werden. Der Grund zur Verlangcning
der Amlsdauer soll in der A''su1,t dastehen, das Wahlvcrscihicn
zu vereinsamn.
Die « ahlen iur die Ausschüsse und V de der Krantcnkasse

sollen jedoch noch im Laufe d I stattfinden auch dci dem
tn Ausstchl genommencn neuen WaKlverjaKren die Vorstände der
Krankenkassen der grundlegende Wahlkörper sür die übrigen ^n-
s!an.;cn Icin lallen, sind diese Wahlen n<m p.rö^ter Bedeutung snr
die .'vlk'nng der Rechte der Versicherten in der ge,anu.n Ar«

deitcrvcrjichelun^
^ch dic u'.^ergewokl^ich lange Amt^p.ri^e sind cr!' ! .be

blicken entstanden ^teu re und wichtigere Ausgaben als in dcr

Virkrteasieit baden diese 7^itan^cn w lesen. Vermutlich werden
grosse nnd besondere Anforderungen an dte neu gemad!:.'n «^1.
l, le?, aejtelli werden nur erinnert an den Erlab bey
Preui,Z>cden Wodlsahrtsminikters vom !!! Jan iar durcb d.n
d c '?l .' ^ sl llicn dcr Krankenkassen de' Beioldun r«

st.llt wurden ^>on den ^'oeruerslcherungc.auii. ru wir^ v r i dt.
dielen Erlasz durch uiul'rcn. odnohl er jeder ge evlichcn P>rund
ent!>ehrt. In rcrllncdciicn anderen ^rcistaot,n wc^^c,, änliche

c ang.kün^i.u. ?as. n>^. !> ! der der Reichs«
v r'i^c^ing>orc>nui.g abgewehrt werden könn so!l aus andere
?t<rile t '.rch andere Mi.icl ncrnnrkiicht wcrd^? "^.'e,, alle diese
versuche mukz scldstoerstandlich in der scbari'st'n 5trlli, ^

gen>m,n>?n r^erden. da e > iii) hierbei um eine Ei lsldrnnkun^ der
^ '!'n? .'swaliunfl der «rankenkaije dand.it D .'

"
'er in den

Auc.'>chüli'u und liorjtänden mn^,-,, dic t^cwad daiar l> c!c,' daß
be im! a<t>druck n^'Nen diese und adi'ülbe B^t'cdli,s ^cn eintrete:'..
( '

m i en vi'N gewerksch<^tlil^em «e,.':st e^sullt se'"
Der 1'rmin zu? ''ornakmc der A^dl ist noch nicht sesl ' '.Kt.
Siidveutschland tt?id die Wadlcn ,edoch bereits im Gange E,

ist deshalb notwendig, dasj sas, rt iidcrull mn den ^^orarbetlen
d^i^tt begonnen wird

erfolgten die Borbcreitutig<n zur ZvaKl iii.d deren
Dur b^ drung durch die Ortsausschüsse des rsllgemci,,„ 7Vul!ck,en
Kewerkscl ^^t>>bundes ^cl den ?^ umadien hat die ^rdereitun.r
und Durchslibrunq der Zlladl g. ,n. iz,ja,n '^urck die s"rl au^nsse
des A D B und die Ort-kurtelle des AsA Bundes zu er«
s»!aen t5s ist deadalb notia. dak sofort alle Vork^l rurg n ac-
trossen werden, um den Wahlen einen günstigen An^ganH siir die
ireiaewerkschaftlicde Är!'^tki tn„cr'c. ^aiina iu ficherii Bora«^-
sethunn daiii ist. 0'ilj ke! ,c >5tini„ ,crsplitteri ng .„kritk. ^lüe

rslkche. Listen N'ch politischer Richtung din alisi„Vkcliin. müsi^n
unterbunden werben llin d<i^ zu errei«ben. ilt n^ln e"dl". dai^ die
Ort«ikttrteII.' der IsA lidcr !l . emeinsame ^ist^n mit dcn ^rl
ausschussen des « D. G. P. ai isiellen und ,ur deren ?^ht Mit
alle,,, Nachdruck wirkei.

Zur Neugestaltung der Angestelltenverficherung
Die Verhandlungen dcs Reichstags und des Lojialpokitiscken

Ausschusses über dn ?i'ovclle zur Angcstcllicnoerjicherung sini i

der gesamten Angeslelltenslhaft mit lebhaslem Interesse vertilgt
worden. Die Versuche der bürgerlichen Parteien, als d.r.n
Sprecher vor allem die ..^ngestelltenoeltreter Thicl und ^uml>ach
auftraten die Naoelle im Eiltempo durihgupeStiche,,, scht".t."t.n
an dcm energischen Wlvc stunde der '.'l^corc,..l.n A^l'häuser.
Giebel. Koch und Karsten, die auch verhindern ki>in!.n da^. '

äge fest-
estclll^n-

dann die R^0''lle

es beabsichtigt war. gerade^ unertr.i'ül l^he Ve
lZ'sei^: wurden, ohne g!.'ich^ttig die Leistungen der A
versichcrung zu erhöhen. In der Velun^ wurdi
bis nun 5>c5dst verto U un,) nur die nact nden Aen^
beschlaiicn

^, ?as ^cich .^crlich. rungsgesetz für Angestellte nein
"

>.
"

.r

19tt t^eichs-Gej.!>!!. 5 u.lrd rn< l .ändert
1. Im !j l '.'Ili » w rd das W.ll ..ia.^'.chntausend" durch

,.d:cikigta."send" er

L. Im K wird am ^< lusse ^ua

Klasse K r<m mehr als .> d, . l"^<Ki M
Klan.' !. v^?t mc!,r al. l'i' n ^ ^ t ^nui M.
Klasse >l vo r metr als l'. t«X! M.

Z. K l.^l ^ii^ r l Al'i :i roird g.'str cken.
< Am K >Ll Abl. l Satz l werden die Worte ..j.doch

Manner watM'ar" gcjti c^.

5. Z>r <5 17^.' erhält am ^i)l l.'se des Äbi. l soigc, :cn Zusatz:
^,i (e.ekal'.sklai'c l<

In lr.ck'l: I. 40.- "Z'l

In ffehalt.klanc !l M.
U e d e r g a n g s d e s- in m u n g

,^ur Angestellte, die mit einem > ilnc'arl eitsverd ist doi'
dr als t.'><'^n Pt. aus t5rurd des Arükcl..' !! '.!ir l rc' li".^

pslichtig werden, ohne dere ts eine laus'nde Anwal. /..'N a .z
'^ r.r Pili erung zu h.ld. i l''i'lii'^ r'ick'crkt'>, iü'^ 'n d'c

dis de^ Versicher l' etzes für An^ ie mit
d<r Pi.'^.^^ entwrcchcnde Vnwendt l ^n
krafztreten di.ses Gesetzes ab l.ius. n

Die Aenderungen des An^l'skell?. r'i^^ rllngs^.'s t.e^ treten
n^t Wirkung n^m t. August 19'.'! ac, ^ ^7^^
Äus sssund der Reich.tag'.beschluisc. die inzwischen ^i'ch dcn

Neichsrat bestätigt wordcn s: id. haben ad l ^iicn.lt l!'_'! in der
AnMelltenncrs'.^cruiig folgende ^ohnkl^ien und V'.i.r
t^' ltUilg
Klcssr ^ bis ZU ^0 Vk.
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gestellten eine Verzehnfachen« der Beiträge in den unterster.

tU^^n und eine j'crsechs. und Vervierjachung de? Beiträge ,n

den öderen Klassen zugemutet. Diese ungeheure ^.tra

erböbung begründet d^s Direktorium de? Reichsv rsl^erungs-
anstalt sur Anaest^llte am tZ Juni l92t u a. wie so.gt.«

„Richtig ist vielmehr, bah die R. f. A. künstigdin. um der In.
vk.'idenverficherunx nicht nachzugeben, abgemessene Leistnnacn
gewähren will, die der Entwertung d«s Geldes weniastenc

einigermaßen anglpapt find" Dazu ist nun zu sagen, bah die

Angestelltenverficherung noch n, dr ewmal in ibre eigentlichen
Rentenleistungen eingetreten t^t nnd nach der Gewinn und

Zierlustrechnung für das Jahr Z9?<! noch nicht t ^ Millionen

Mark an Renten eewährt bat. be! c.ne? Beitragseinnahme von

4l9 Millionen Merk im
"

^r. Dc?ac^en zahlt die Invaliden-
Versicherung an Renten und Beihil 1 >M Millionen Mark.

D muß berücksichtigt werden. d<H die gegenwärtigen Bei¬

träge in der Aagestelltenversicherung bereits setzt schon in der

len Klasse dreimal böher sind als die de? ^.nvalidenve?.
Körung, während sie nach der Vorlebe in Zukunft ech/mal
böber sein würden.

Wie reimt sich das olles Zusammen ??it deni so pompös an¬

gekündigten ver^icherungstechnischei Bi1anzube?schusz von 13

Milliarden, der nach Änlich: d. le>ewerfschasksbundes der An-

gestellten und des De?:tlchnationalen Z-andlungsgedilfen-Ber-
bandes die M^aücikeit ;ur RentenerhoKung g,dt

' Warum bat

das Reichsarbeitsministerium dem Rlchstaze darüber keine

Unterlagen zuoeheri ls's^en? Es fehlt überhaupt jede einwand¬

freie rechnerische Unterlage.
Es geht daher a:s keinen I^ll an. den beteiligten Versilber¬

ten von oben he ab eine bischer noch gar nicht begründete
schwere Belastung ausuidürdcn. ohne ihne« irgendwie Zeit '.ur

Stellungnahme zu geben. Der AjA Vund erwartet daher von

allen Parteion. do'z sie nrb der beai iichtioten Durchpeitschung
der Vorlage noch ror der Sommerpause wiverletzen.

Inzwischen sind die f^rmanieverbändZe? di: sich ne^ch heute mit

aller Lrrcsi sür die A^echterboltung der Sonde^oersicherung ein«

fetzen, im ganzen Lard^ d.imit hausieren gegangen, dak die 5>al«

tung un Kellegen im Reichstag lediglich von parteipolitischen
Rücksichten diktiert sei.
Als Erwiderung ouf ^i?s? Verlegenheitsphrasen haben wir

folgende ?ntgegn«q verbreite

Bon Kreisen, die dem Direktorium der Reichsversicherungs.
anfta t ^ür Angebe Ite nahestehen werden übe? die AngefteN.
tenverncherung D^?!t.'llungen verbreitet, zu deren Berichtigung
wir folgendes mitteilen!

I Die versicherungstechnische Bilanz de? Angestellte '.Versiche¬
rung sollte schon vcr ^'konulen gedruckt werden. Das ist bis

heute noch nicht Geschehen. Es gibt dasür nur eine Erklärung,
man sedcu; die öffcrtlict.e Kritik Das wird verständlich, wenn

man weiss dast das Direktorium de? Reichsversicherung^anstal!
fii? ?'nieftellte das Ergebnis der versicherungstechnischen Bilanz
im ?koyemder 1<M verc'^n?iichtc und das Reichsarbeitsmini-

sterium dagegen am l? Februar 1<r>l. also nach drei Monaten,
mitteilte, die versrcherungstechni^che Bilanz sei noch gar nicht ab.

gei^l ^n. Die knn Rentenemvlän^rn aus de? Angestellte«.
Versicherung nunmehr vom Reichstage gewährten Beihilfen sind
den Sozialrentnern der Invalidenversicherung schon längst ge-

w5brt. Es ift also eine Irreführung. w'NN die beschlossene«
Beihilfen zur Anpesteütenversich rung als eine besondere
Leistung hingestellt «erden.

L. Alle Rechenku, nn:cke dlskuti'ren die Datsache nicht aus

der ^k.Zt d«K nach den « sichten d'r Novelle ,um Angestellten-

verlickerungsgesetz die S^eitroae ii der untersten Klasse das

zehnfache, in den anderen Klassen das acht, und sechsfache und
in den oberen Klagen das vierfache der bisherigen Beitrage

ausmachen. Die beabsichtigte Bcitr^gserhöhunk bis S« M.

monatlich fall: ums? lehr ins Gericht, da durch die Geldent.

Wertung die oerhältr ismoszige Velastung der Angestellten noch
großer geworden ift.

Z. Wir wünschen das privatkap talistische Prinzip des Prä¬
miendurchschnittsverfahrens abgehst zu sehen durch das Princip
einer ausreichenden sczialen Fürsorge. Das erstere bedi.gt Kobe

Beiträge, niedrigere Leistungen u> d dagegen di? Ansammlung
eines Milltardenvermögens Wenn das Reichsarbeitsminin
rium den Angestellten die Ansammlung eines solchen Militär-

denvermSqens damit schmackhaft machen will, indem es durch
die Presse verkündet, datz das Geld den Gemeinden zu indu.

ftriellen Zwecken sB^sserleitunaen. Entwäfferunaen usw.^ ge¬
stehen und in Hnpotteken angelegt wird, so besitzen wir dafür
kein Verständnis da im allgemeinen aus V^asserleltungsrohren
keine Renten fliehen

4. Wir wMen. dotz dte Anhänger dee Sonderverftcherung
Aber die Bestrebungen des Direktoriums wie des Reithsarbeits.
mkntfterium laufend sebr gut unterrichtet waren. Dagegen tft
es «icht wahr, datz orch die frelgewerkschaftltche« Angestellten-

orcdittnationen 'mmer von ihm unterrichtet worden sind. Das

Reichsardeitsministerium hat uns vielmehr noch unter dem

!i Airil mitgeteilt, datz auch den Organisationen des AfA-
Bundes beim Herausdringe« des Gesetzentwurfes vorher ?«r

üungnadme Gelegenbeit gegeben werde« sollte. Das ist

nicbt seschehe«. der Entwurf ift vielmehr unter Umgebung des

Rcichswirtschaft^rates nach Verabschiedung dnrch den Reichsrat

sol^rt dem Reichstage zugegangen.
7ie Behauptungen, der Widerstar d des AsA.Vundes

Gegen die Novelle sei von parteipolitischen Rücksichten diktiert

gewesen, ift schon deshalb hinfällig, weil 5er Vertogungsantrag
interfraktionell von dem Zentrum, der Deutsch Demokratischen

P.irte, und den beiden sozialistischen Pa-teien gemeinsam ge¬

stellt und von allen Parteien des Reichstage« angenomnen wurde.

Auch im Reiche hab?« unsere Kollegen in öffentlichen und MN-

gliederve?Za?nmlung.n ;ne Reuaestaltung de? Angestelltenvernche-
rung Stellung genommen, wir lasten nathstehend einige Ber-

^mmlungsberichte folge«.

Grotz.Berti«.
Die Grotz Berliner Kollegenschast besatzte ftch in einee «ui b<.

suchten Versammlung eingehend «it der Novelle zum Angeftellte«.
nersicherungsgesetz. Räch Referaten. d«e von dem Kollege« Paul
Lange und den Relchstaasabaeordnete» A«fhöufer «»d
Giebel erstattet wurde«, stimmte die Velsammlung nachsteche««
den Entschließungen zu.

Entschließung.
?ie am « Juli t^'l im Deutschen Hos tn Berlin versammel¬

ten Angestellten protestieren gegen die dem Reichstag vor-

lie^ nde Novelle zum Angestelltenoersicherungsgesetz. Ste lehne«
?s ad. sich ohne tatsächliche Unterlagen für die unbedingte Slot-
wendigkeit höherer Beitröge «eue ««ertriglich^ Lasten auf¬
bürden zu lossen. damlt die Angestellteirersnhe"ung als Son>

derversicherung mit ihrem ungeheuren kostspielige« Berwal.
^inxsapparat erdalten dlcibt. Zu eine? Zeit, wo ein Susgleich
der ^Halter mit den gesteigerten Koste« der Lebenshaltung d> i

weitem noch nicht erreicht tft. wo die Unternehmer Vielmehr
versuchen, die Löhne und GeHalter abzubauen, wäre es u»ver.

antwortlich. die Leb«N5kaltu«g der Angestellteu durch «erab.

schiedung der Stovelle i« dieser Form uoch unerträglicher zu
machen.
Die Erfahrung hat gezeigt, daß dte Znvakjlxnversicherun-z ihren

Versicheren bei we, ntlich geringeren Beiträge« «eit höbers
Leistungen al) die Angestelltenverftcherung gewährt. Auch die

Verwaltun^skoste« der Invalidenversicherung bnd geringer.
Das Verhältnis wird dei einer Zusammenlegung noch günstiger
werden, da ber umständliche und kostspielige Verwaltungs-
apparat der Angestelltenverficherung dann überflüssig wird.

Angesichts dieser Tutiache» fordern «e Angestellte« den

N< chstag auf. zu beschließen!
Die Reich^regierung zu ersuche«, spätestens bis Ende dieses

Jahres de« Reichstag einen Gesetzentwurf zugehen zu lagen,
der unter AKibruna der von den Angestellten erworbenen
Rechte die Verschmelzung de? Angestellten, mit de? Invaliden¬
versicherung dringt mit dem bisherigen Princip des Pra-
m enduechschnittsversahrens bricht und d^n Versicherten eine

makgebende Mitwirkung sichert.
e Angestellten fordern serner. dotz die bereits um mehrere

Jahre verschleppten Neuwahlen zu Vl« Korperschafte« be,

Anaestelltenverftcherung mit größter Beschleunigung durch¬

geführt werde«.

Entschließung
Die Versammlung vom «. Juli !'>'.'i ist ter Ansicht, basz der

Ausbau der Reichsoer<icherungsanfta!t einer grundlegenden
Reuordnung bedarf. Insbesondere ftnd die Vesuanisse des

Direktoriums ejnnlscknänken und Berussstellen fl<sen desie«
Entscheidung« zu schaben Dem gegenwärtigen Direktorium,

das durch seine vorrevolutionäre Einsetzung sowie snne Hand¬
lungen schwer belüftet ist. spricht fte jedes tgertrauen ab ^ e

sordert ^ir die Tierstcherten meiteftgehe«d?s Selbftdestimm«ngs-
recht und EinsluK auf die demokratisch aufzub"«e«de Ber«>alli!na.
Des Heilverfahren ist noch «irklich soziale« Gesichtspunkte«

umzugestalten.
Die Versammlung ersucht die beteiligten Beebönde und die

poetischen Paetelen. ftch für die Durchführen« dieser Maß¬
nahmen sofort und «it allen Mittel« einsetze«.

G e ra.

In stark besuchter Angestelltcnverfammluilg referierte am

< Juni der Kollege Hrttz S ih e Sd eBerlin Sbe? di, neue Ro.

velle zur UngeftelltenverftcherunA. I« aussöhrlicher Darstellung
Sber die Vorgeschichte derselben legte der Refei'ent dar. wie man

die Angeftelltenschaft «m Narrenselle z« führe t beabsichtigt Er

geitzelte «weiter in scharfe« Wsrte« d!e Verwiiltv«g der A s A.

wie «uch dte Bettragseo«tenftlh?«ng. Vo« all«« diesen Mängel«
wird durch die Novelle auch nicht et« einiger beseitigt oder auch
«ur gemildert. Das «aukelsplel zwischen Abschluß und Richtad-
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schluh der derncherungstechnijchen Bilanz kennzeichnet dcr Referent
ebenfalls gedühreild.
Der Geschäftsführer des D. H. V. V r e i > i n g . versuch« siir d?e

Sonderversleherung ein« Lanze iu orechen. indem er dir 4>e>:
teile der Angestelltenversichcrung gegenüber der Inoalider.versiche-
rung vortrug. Geschäftsführer Pepplcr vom G d. A. schloß sich deu

Ausführungen Preisings an und versuchte Misijtande del den Orts-

krank?nkassen zu konstruieren. Seine Ausführungen waren aber
von keinerlei Sachkenntnis getrübt. Unsere Kollegen Viertel
und Schröder schenkten den Vertretern der Harmoniercrdande
nichts und vermochten ihre Angrine mtt Leichtigkeit zuruckzu
weisen. Sie wiesen daraus hin. daß es. wie bereits von zeber auch
furderhin unser Ziel ist. einen Ausbau der Invalidenversicherung
bzw. eine Vereinheitlichung dcr gesamten Sozialversicherung her¬
beizuführen.

Kollege Schröder warnte die Angestelltenschaft. sich nict>t durch
das winken mit dem roten Tuche kopfscheu machen zu lasten und

forderte ;um Schluß auf. mitzukämpfen und mitzustrei -

tenfür einecusreichende^ursorges Krallet oh N'

u«dEehaltsempsiingergeg:n alleWechselsälle
des Ledeus. Die Versammlung nahm dann einc im Weiche.i
Sinne wie oben gefaxte Entschließung an.

C h e m n t tz.
In einer von ungefähr IbM Personen besuchten Angeftell enoer-

sammlung. dte am 5. Juli im Kausmänuischen Vereinshause tn

Ehemnitz ftattsand, referierte der Kollege Fritz Schröder- Berlin
ilber das Thema ..Ein Raubzug auf die Taschen dcr Angestellten".
Der Referent verwies vor allem auf die einseitige Behandlung bei
der Information über die geplanten Aenderungen rn der Bnge«
stelltenversicherung gegenüber dem H. d A. und K k. A

. die so
frühzeitig informiert worden waren, dah fie ihre Ortsgruppen ein-

gehend durch Rundschreiben informieren und den Entwurf in ;lllcr-

dings ..geschlossenen" Versammlungen guthcißcn lassen könn«

ten. Man hatte also beabsichtigt, die ruad Mitglieder des

AsA'Bundes auszuschließen uud den Entwurs im Reichstag durch¬
zupeitschen und noch vor den Ferien zu verabschieden. Kollege
Schröder despricyt dann noch das eigenartige Spiel der Zierren
Thiel und Lambach. der Vcrtretr des D. S. B. und 2)ill^ieder
der Stinnesxartet. die unter Mithilfe der bürgerlich.!! Parteien
versuchten, die Conderversicherung erneut zu verankern > ^ch die

Wachsamkeit und den energischen Widerstand de» AsA Bundes

bzw. unserer Kollegen im Parlament tonnten die Angeflehten
vor weiteren Schädigungen bewahrt bleiben.

Kollege Schröder schildert dann weiter die Entstehung der Tilge¬
st ell ten Versicherung und das eigenartige Verhalten der Harmonie«
verdandler und geht dann weiter aus d.e ..Selbstverwaltung" der

R f A. und das unglückliche Beitrauslontensystcm ein. Dei: von

tbm angesübrte Fall, wonach das Direktorium de? R f A. um

Pf. einen Prozeß geführt hat. der M. Unkosten verursachte,
die natürlich von den Geldern der Angestellten gedeckt wurden,

erzeugte bei den Versammlungsteilnehmern helle Entrüstn,v>
Die gut verlaufene Versammlung schloß mit der Annahme einer

Einschließung im Sinne der oben Vorgegebenen.

5. Derbanbstag des

Zentraiverbandes der Angestellte«*) sesech^

Daß auch di-. Frage, ob kapitalistische oder sozialistische Wirt«

schaftsordnung eine erhebliche Rolle bet den Beratungen spielte,
«t selbstverständlich, wewinnbeteiligung bnd Klein Aktie wurden

entschiede» verworfen, und Mail bekannte ftch nach .'iuem ^iortrag
von Kolleacn Giebel durcb die !< la nde Eut^chlievuug einnutig
zum wirtschastlichen Sozialtsmus
Die Entwicklung der kapitalistischen Wirtschaft hat. ovscho,, fte

den Ertrag der «enlchluchen Arbeitskraft gewaltia steigerte, nur

krnger die Besitzlosigkeit der Arbeitnehmer iu Erscheinung treten

las^n. Mit der >io,ezentration des Kapitals steigerte stch dic Zahl
der VeflKlofen. Der Arbeitsprozeß wurde mechanisiert Den
Arbeitnehmern blieb, losgelöst vo.z allen Produkiion^nntteln. nur

die Arbeitskrast als einziges Besitztum. Die Arbeitskraft w^rde
zur Ware Die daraus entstanden« Sorge um die Existenz raubt
v-m Besitzlosen die wahre Lebensfreude uud verkümmert ihm die

Anteilnahme an der Kultur.
Geaen diese Auswirkungen der kapitalistischen Wir^schaftsu>eile

kämpfen die gewerkschaftlichen Organisationen mit Erfolg. Sie
könne« jedoch dte Ausdeutung de? menschliche« Arbeitskraft durch
de« kapitalistischen Eigentümer der Produkttonsmittel nur mil«

dern. nicht aufhebe«
Der Masse der arbeitenden Volksgenossen ftedt eine kleine -shl

Kapitalsgewaltiger als Eigentümer der ausslylaagedenden Pro¬
duktionsmittel gegeniider. Diese Vtacht der Kapllalsgewalngeu

*j Ci'h« auch «r 7 be« «itteil«ngsdl«Ites.

kann nnr durch eine Umwandlung der Profitwirtsch^ft in die
soualistische Veoarfswirtschc ft besei:igt werden.

D^r erste Verbandstag dcs Zeniiaioerbandes der Angestellten
bekennt fich ans alledem zur sozialistischen Wirtschaftsordnung,
deren Berwirklichiing adhäilgig ist von dcr wirtschaftll!>n Ent¬

wicklung
^n diesem UniwandlungsprozeK f.jl t den Angestellten cin< ihrer

besonderen Stellung im Wirtschaftsleben entsprechende bedeu¬

tungsvolle Aufgabe zu.
Für die Durchführung dei sozialsst.schen Wirtschaftsform ist die

Ersetzung der ardeilenden Klassen iozialistisch denkenden i^ed
fühlenden Menschcn notwendig An diescr Erziequn^sardelt 'nit.

zuwirten. ist einc willige Ausgabe der gewerks^aftllch^n Organi¬
sationen.

Jeder Versuch, dte Arbeitnehmer durch Gewinnbeteiligung.
Kleinaktie u. dgl über ihre Zlrbeitnehmeri^teres^en zu täuschen und
fte unter Vorspiegelung ein.s angeblichen Mitbesitzes von idrcm

eigentlichen Ziel abzulenken, muß entschieden zurückgewiesen werde«.

Odwohl die Fr^e InduNlie ^ erdand oe>r B^r^i*. ^aanis<n,on
für oie Verbände des AkA-Vundes e den ist durch die Ad-

macdung mit dem ^lD^^.. so nahm rncb der T'erba?^ ^ ,^ ach
hierzu Stellung und stimmte dem nachsolgenoen Antrage des

Referenten Aman zu

^>tehr noch als bei verjch edenen Arbeiterzrupven ist bei de«

Angestellten die Beruiszugehörigkeit maggebend iur d.il gcuzerk-
schajtlichen Zuwmmemchlug. ?l. der sozialen der

AilgesleUlen. ,dre Zlellung nl ^ .ii und die weftal-
tung ihres Aroeltsrecytsr^rhi'.tnisses erfordert die beruji:che Zu-
sainln.tt'assung in Angestellte i^ewerkichanen.
Dle Anaestellten ju^ien sick vor allem a^s Angehörige der An-

aesre!ltenl«lcht und nicht dauernd als Ang-doriae einer Indu«
stri^ruppe odcr eines Verwal:ungszmeic.'S. nuder«

wechseln ln einen anderen A>!r'.,chaj!Sjwerg Halle lv rch'u.>
rung der Organ.'Utionsiorm des Ind ulrieoerbandcs Wechsel
dcr GewcrkichajtSjugehorigkei' zur Folge.
Durch Induftricverdande würden d.e AngcilelItcngeVerk!chanen

nutzlos zerriji.n. irzrc Mitgll der in den emeelnen Indu lri '.>er-

danden untergehen. Dadurch wurde der geistige Lu^mm.nhang
zwischen dcn einzelnen Berufsgruppen der An>zesi l zerstört,
ab<r al ch der Kampf gegen die in der An^ejteUiendelveglmg noch
bestehe, den Aarmonieverband,' ecjchwerk u iö uilwlrksa« aemacht.
Sowthl iüc die dringend no-wend'^e ^tu klalun

, arbeit als

auch die Vertretung der wieischallllche» Forderungen der Ange-
steUtes, stnd die Il5dustrle«r5ande un^eelonel. Dcr ^erdands«

tag lehnt deshalb die Bildung von Indai.rieverd^nd< l ^! ^r

di> Anaestellten schädlich und lin^zweckma^ig ad

De? Verdondsteig anerkennt jedoch die unbedingte vendig-
keit ein?s solidarischen Zujam nenn irkens aller sreigew^ks^a^llich
or^.^l,lie?ten Arbeiter und Ange'lcUte.l l<>r er

>ammenarde'!t bilden innerl,ald '

o dic Betriebsräte
: nd Bertrcuen.'personlN der iin Betriebe vertretenen Gewerkschaf¬
ten. Zur Erzielung eines solidarischen Zusammen?;?, ?en. der
Arbeiter r nd Angestellten mnerkald des P ^d nack> Be¬
darf die 54!r'>ed<'ie.te und ^erirauensperionen. in g!.-^ e

dve der einzelne!. Indunne. Handels., bewerbe- oder Verwul-

tU«gszVeige zu Aus-Hussen ziz>amme,i>u'a ,en.

5ic ^achzruvz>ett der ein !nen Ard<i!cr und A: N-

M«per?schuit.n find nach einh<lillc^en ^r 'icn zu d '

ili fiachgruppe» gegliederte und durch diese Mit den Arbeiterge-
wcrkschasten verbundene Angtstellt .en t anen m.t

Erfolg für den il5>c«cv^chaftsgerank< n ^n Ang nellic, '

n werden
und die bestehenden Fachvereine und Haimon everdande dekun.^sen.
Der Verdandstag deau^tra., d. ? ind. beim '.'!^ und

beim AvA Bund aus eine Ausgestaltung d<r Organi'..ll ormdee

sreien tbewerkschasi^n in dteseri Sinne d:n uwirkeii.

Die Stellung zu den Arde tsgemeinschaften ist im ZdA be¬
reits durch den ^rdandclag des Zentral Verbundes d '

kungsgehiljeu rn Nürnberg u, d du'.ch die Beiratsdcichlune klar

formuliert worden, ^iach eiilein Rcs-rat Hausherr und en^eben*
0^5 sachlicher Diskussion wu?d,s sollender Antrag angep>mmen!
Der Berdandstag i,t der An icht. daß die Frage der A'dc

meinschaftcn nicht vom grundsätzlichen, sondern vom Z.v. .'i >

keil skan<>punkt aus beurteilt wevden mu?z

le disb-rige lakilikeit d^?r ^irdeitsaemelnschasten ha? ! i

baß sie ibre Aufgabe, am Wiederaufbau des Wiri '^astsle'oens
mi^uwirten. nicht erfüllen konren. Sie waren insbesondere dazu

berufen, die Uederfuhrung der tt.iegs in die Friedenswirisch^ it

im Interesse der Allgemeinheit ^u ermog!ll:)<n Ferner txrl^en d:e

Unternehmer die j^rpslicht^wge« des Abkommens vom 15. 5io->
?>emder l^l« nicht eingehalten. Sie "'egünstjg-'N beute wiederum
die wirtschastssriedlichen Pereilie. halten v'i lariio.rir<. i li

'
:

ein und erkennen Schiedssprüche der Cchlichir.ig^u^chu < nicht
an. Die gleichberechtigte Mitwirkung der Arbeiter, u^.d Ange.
stelltenröte in den Betrieben wird von deil Unternehmern mit

allen Mitteln dekiienpst. selbst die geringen Rechte aus dem Be-

triebsrütegesetz suchen ste einzuschränken Aus dielen (5run). n de«

auftragt der Hierdandstag den dandsvoistand. mit den: Al?

meinen freien Angestelltenound uno d AN,^m nien 7 en
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Gcwcrlschastsbund ^r?:eut in Verbindung ;u treten, um dcn ge-
metasainen Austritt aus dcn Arbeitc^.'meinsc astcn i'l bewirken.

D^r berdandstag fordert abcr weiter, dag mit Beschleunigung
r in ^ !'..> ^'ldi. ^ nn<> " 5.r ^c.^'!'er'..i i'n z verjprock>nett gc-
sei^zchen Vertretungen der Arbeiter und A.ige'eilten in Arbeiter-

und Wirtscha'isräte i g.^clv<.''en werden u-i> ersucht den Verbands«

vorstand. allen zust^idi^^n Kör^r'^.^'!eii auf Erledigung
dieier -.'arbi iten /.l drangen.
? r ^.^'rbandstag nahm außerdem nach Stellung ,u den Sa<>un-

gen des Verbands sowohl als auch zu d.n der Pei'iion^kasje. nadm

die Wahl des Verdandsbeirates vor und die Delegationen zmn

Internationalen Kon.^rejj und der sl'nstlgen Körperschc sten des

Perbandes. Die bisherigen Vorstandsmitglieder wurden ein¬

st mmiq wiedergewählt und beschlossen, dasz die Schriftleiter in

Zukunft Sitz und Stimme im Bcrbandsvorstand haben sollen.
Tamit gehört der 1. berdandstag des Zent?alverdandes der

Angestellten dcr Geschichte dcr sre^gewcr!Ichaj:lichen Angestellten
bewzung an. Wen?-, es auch oit zu harten Auseinandersetzungen
kam. so waren doch alle Delegierten von dcm Wunsche beseelt,
der Or^an.sation zu dienen und die Bewegung zu festigen. Die

Beschluß des Zcnt^alrcrdandcs der Angestellten wcrden nicht
ohne Wirkung bleiben auch auf die übrige jreizewerkschasiiich«
Angcstclltenberoeguui!.

Tschechoslowakei
General uci^ der Vemkdeamien in Tschecklcn

Der Generalstreik der Bankbeamten in der Tschechoslowakei,
an d m mehr als l7 ji>i) Angestellte beteilig; nnd. dauert mit un-

verm.lwer.'er Starke 'ort. Zahlreiche 'Prokuristen und Direktoren-

Stellvertreter haben 'sich den Streikenden angelch-ossen. Dcr Han>
delsverkedr stocke völlig: die Börse ist lahmgelegt. Kurse wcrden

nicht mehr festgesetzt Die S^amtensct>ast dcr Sparkassen, des staat¬
lichen ^lotenlmnluis '.owie der Posticheitämte? steht zum sofortigen
Eintri:t in den Kam?? bereit, ialls die ^.e eine K^erschärsung
des Streiks erforderlich machen sollte. Das Kampfobjekt ist ein

reni ide llcs. Es bandelt nch um die Ausdehnung des Milde

stim.l'ungsrechtes der Angestellten dci ^ieueinstellungen. Bersetzun-
gen. Veior^erungen u rd Enllanungcn. wie es sich in den deut-

schen Insulin ^eit mehr als 1^ Jahren glänzend bewahrt hat.
aus dic tjchechijchen <xi>lt.n. Weil ccr ^rdand der tschechi-
sct«n Bantlcllungcn d.eks M".:>enimnM,uv:recht verw^Wertc. lla<

ten dic ''lnsestellten der tschechischen Initüute gejchlosien in den
Streik. Die Ängejtell'.enschaft der deutschen Institute, organi¬
siert im Erbend oer ^nt- ^nd Spas'an.nb.amten in der tschecho¬

slowakischen Republik, erklärte c>n kr.'iie:.den t! che ch ischen
Kollegen ihre Syl,:pa.'hke und verhängte über die Konten der
Ixl!re!k:cn ^nkcn die ^pcrrc. Ieizt bedrohte der Verbat der

deutschen Banken die An^ sollten, l>ie sich weigern wollten. Str<i5'
arbeit zu lösten, m r Äusiperri ilg. Als Antwort darauf
trat die gesamte Ang. telltcnschaft der deutschen Banken n Prag
z^o der P:ovin^ geschlissen in dcn l^neraljtreik. Die Solidarität
ver Streikenden ist glanzend. kdrecher sind nicht vorhanden.
Die beiden Schulter ai Zchulter ka.npsenden Organisationen der

deutschen und der tschechischen Bankbearrten haben ibre nationalen

Gegensätze beiscitegelext Sie sind aus eine längere Dauer des

Kampfes finanziell gierend vorbereitet und der Solidarität der

industriellen Arbeiterschaft, die in dem Kampi der Bankbeamten
das entscheidende Treffen um die Schassung eines Betliebvräte-
ge'et.es in der Tschechoslowakei !'^!. sicher. Angesichts der Tat.
lache, das, die Banrbealilenschaft in der Tschechoslowakei über die

schlagkräftigste Organisation verfügt, die überhaupt denkbar ist
— alle Beamten vom stello. Direktor bis z:m letzten Bureau,
bur'chen sind oder organisiert —. kann der Ausgang des Kampfes
nicht zweifelhaft sein.

Die dritte Söule der fretgewertschaftlichen
Arbeitnehmerbewegung

Zwischen den Spitjeiiergc?nisationen der Arbeiter. Angestellten
und Beamten wird Zeit längerer Zeit verhandelt mit dem Ziele,
auch die Beamten in die freigewerk^chailliche Arbeitnehmer-
dewegung einzugliedern. Das Ergebnis der »Verhandlungen ift
der folgende Entwurf ciner

Vereinbarung)
Zur wirksamen Nertrel.mg der gemeinsam-n Ii:eressen der Ar¬

beiter. Angestellten und Beamten vereinbaren die unterzeichneten
S^it^norgci?: ^tioncn univr Wahrung ihrer voller Selbständigkeit
und unter Ausschluss al er parteipolitischen und religiösen Be-

prebungen folgende Abmachungen.

^ Die d. . .organisationen vclpflich:.n sich i.nd die

tti.^schloijeiien 'verbände, in d<r ^'Nahkung der gemeinjamen

«/leiiiiehmcrlr.kere',^i zujainmci^uwlrkeii.
^ : .Nation h^t ihr eigenes Piogiamm selber durch-

^ i ^>ei^lu,' über gemci,name Ha, dlungen ,d aus dem

^<^e der '^erstandiguner Nerleizuiuhreii
' ^llle be:eil' ^c,i verbände ertcnncn ihren or^anisator jck'en

;,tund g^'gciiseitig an und werden sich jcdcs agitatorii^<n

uno orgar.i alorijchen e^ingrisss in die M Zglicdschajt eines an«

deren beie, i Verbandes enthalten, ^rgunisatorijl.,. ^trel-

^l^;eilen sollen im Wege gütlicher Schlichtung behoben, be¬

stehende U, stim-nigkeiten baldigst beseitig, werden.

7le bete,listen Verbände stehen aus >em Bo>n der demo¬

kratisch rep lblikanischen Verfassung des Deutschen Reiches. Sie

verp'Iichier sich, jeder Verletzung und jcd.'r ungesetzlichen Aen¬

derung dies.'r Vcrsanung im Ncich und in d.'n Ländern geschloijen

"Ugegenzulretcn. abcr icde politis6^e und religiöse Ueberzeugung

in ihren ^'itgliederlreiien unbestritten zu dulden

4. Für die Stellungnahme zu wirtschastspolitischen Fragen

un) eine gemeinsam, e' ' ^vir:.:n.'. a", ^ > r . '.d'^-politik durch

die Beamten. Angestellten' und Arbeiterl>erbande ist richtung«
aebend die Lage, der Mitglieder als Arbeitnehmer und ^>cr.

braucher.
Erster Erundsutz in der Wirtschaftspolitik soll lein, dasz stcts

das Allgemeinwohl dcn Privatlntcrcssen voranzustellen ist

>. Diese Vereinbarung gilt auch für die örtliche und beürk.

lichc Gliederung der oe!«iligten Spitzenorganisalionen. sowie

für die Fachgruppen der angeschlossenen Verbände, soweit Be¬

amte. Ang. stellte und Arbeiter in Betrübe^ und Verwaltungen

den gleichen Arbeit^ "rn unterstehen.
Die esüscheidend.n ^örperschajien dcs A. D. G. B.. des -

Bundes und dcs Deut chcn Pcamtcnbundcs werden nunmehr in

ihren demn .chsl stattsln^enden Auslchuhtagunicn zu dieser U^er ln«

barung Znllung ii^hnen und über deren Annahme des'>l^..^.i.
Kommt diese !Nda..ung zur Annahme, so ist damit die "B nD

sür e meinsame und wirksame Hn'el< 'I'no<rtretuna der '^r-

bell<r. Angestellten und Beamtca geschaffen und die noch fehlende

dri- .e der sreigewerkschaftlichen Ardcitnchmerd. w gun:i er«

richtet.

Bücherei des ^lrbeitsrechl. berausgeaebcn von '^ra''< it

Dr Snrup una ^kinist.rialrct Dr. O. A^e!gert. Band 1

Verordnung be - kaZjnahmen gege.rüher Betriebsabbrüchen und

slille^ ln.v n. Preis !2 ». Band besetz über die Betriebs-

dzlanz und die Betriebsgewinn« und o.r^astrechnuii,,. Pr is

12 M Verlag vo.. Reimar hobbin«. Berlin S^> ^i

Arbeitsrecht und Wirtschastsriite. In dem Heft der S: ktt-

garter ,!ei!jchrist ..Arbeitsrech!' behandelt der Herausgeber Dr.

Potthosf in München den Aufbau und die Ausgaben des tn Art.

i'.. dcr Vereisung vorgesehenen Ratesystems und empfiehlt, die

^virtschosl^rate vor allem aus Ardeitsverwaltung zuzuschneiden,
da sür sozialwirtschaftliche Ausgaben die Borbedingunaen nicht

gegeben find. Selbstverwaltung im Ardeitsrechte durch Ueber¬

tragung der Verordnungs« und Aufsichtsbesuaime betr. Arbeiter-

lchuU. Arbeitszeit usw von den staatlichen Beyorden aus die W'.rt»

schastsrate. Ein höchst interessanter Aufsatz !)es Rechtsanwaltes

t)r. 5>erzseld zeigt die juri^side Verwandlschaf: zwischen Betriebs«

rat und Kommar.ditgesell.chast. Der frühere preuszische Finanz,
miiiister legt seine Plane über die Teilnahme aller Arbeitenden

an der Produktion und Leitung dar. der sriihere österreichische

Minister Dr. Renner schildert das englische lbiZdenwesen, das eine

neue Art von praktischem Sozialismus darstellt.

«Eine Einsübrnng in die sozialistische »ekinkeawelt." Unter

diesem Titel erschier soeben, von Hans Hackmack verfaßt, das

funkte Heft der bekannten sozialistischen Iusendschriftsammlung
^Proletarische Iuzend". In der Broschüre siiden die Arbeiter«

jugendlichen Wegweiser, die ihnen die Sitasze ii zukunstverheihen-
t <s Land zeigen. Herade der längste preletaris,he Rachuiuchs wnd

b.er durch i"ieressanie Gesoruche gefesselt und ermuntert, durch

Welterjorschen z>l,n vollen Verständnis der sozialistischen Arbeiter,

bewegunz zu kommen. D^s He't sollte in den weitesten Kreii.n

des prenetarischen Nachwu^ es perdreitet werden. Es ilt zu de.

^ied-n zum Preise von Mk. Z.5« vom kierlag ...'Veiheit'. Berlin

E Breite ^trahe «/g. Organisationen erbolt.'n bei Partie,
beziigen Preisermafzigung.

Die xreutzischen Besoldungsgesetze, wie sie seit Dezember 1920

gelten, sind von dem Minlsterialreserenten. lb<heimrat Dr. Ery-

tbropel. in einer soeben bei H. ^v. Maller. ^er'..n SW.t^. in

zweiter Auslage erschienenen Ausgabe gründlich l:nd vollständig
erläutert worden. Die neue Auslage umsaht elschcpsend alle für

die Dienst- u^d die Verjorgungsbezüge der preußischen unmittel-
baren Staatsbeamten und Leyrer in Betracht kommenden Be¬

stimmungen. Sie wird bei der Berechnung und Festsetzung der

(beHalter und Pensionen gute Dienste leisten.
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Die Valuta
^Keine Ursache ohne Wirrung?" Die Ursache D ber Weltkrieg,

eine setner Wickungen Luhert ftch tn dein ötande der Valuta.
Valuta ist der Wert des Geldes oder der Segen«ert, den man fiir
cine bestimmte Eu«me Gelde, e-halt. Wenn der Zettunzsleser
von dem ..Ausverkauf Deutschlands" oder der «Annäherung der
Warenpreise an die Weltmarktpreise* liest, oder wenn cr auf
Worte wie^Inflation". »Deflation' oi>er Levalvotion" stöhl so
sind dies Vorgänge oder Bezeichnungen, oie eng mit dein Be«
griff Valuta '.uiammenhängen

Was versteht man nun unt:r Valuta? Vor dem Kriege hatte
die Deutsche Reichsmark ..ein n Wert von !v« Psg.- Dies ist
natürlich zahleumätzig auch heule noch so. aber ?ö c «0 solcher
Rcichspjennige erhi.lt man vor dem Kriege, erneu schwnzer
Franken oder einen französische» Frank, /sl.r Psg. g^d es eine
österreichische Krone, für 170 Psg. einen holländischen dulden, kür
21S Pig. einen russischen Rubel, sür rund <M Bfg. einen amerika¬
nischen Dollar, siir rund Psg. ein englnctMs Pfund vder in
allen Fällen den entsprechenden Gegenwert in Waren isw.

LKun man vor dem Kriege nicht mehr für 8l> PZg. einen fran
zwischen Frank erhielt, sondern dafür «t Psg. bezahlen muhte,
eiue Differenz von l Pfg. die dei den damiligen Verhaltnissen
geradezu ungeheuerlich gewesen wäre un? bei einem gesunden
Staatswesen unmoal.ch war lin ^l<^rtlichkeit genügte sci ^n die
Beränder ng der Valuta um

'
,« oder Pfg.. uln tne schwer¬

wiegendsten Folgen hervorzurufend dann war dies d.ir. .rück-

zuführen, datz ein Staat von einem anderen Staate bedeutend
mehr Waren bezogen hatte, als von ihm an diesen Ztaat geliefert
wurden, so datz dte Differenz durch tdoldzah lungen au5gegN5 i

werden mutzte. Sofort wurde dann von der Zentralkote^ank
des betreffende» Staates mtt einer Erhöhung des Tl konts ge
antwortet, nm den Kreditbedarf der eigenen Bevölkerung einzu-
schranken und das ausländische Kapital ^u veranlassen, wegen des
erhöhten Zinsfutzes sein Geld de, dem Staut auzuleae». der diele
Finanztransaktion vorgenommen halte. Aus diese Art rnd Weise
wurde die Stuollitöt der Valuta iinme^ wieder hergestellt Unter
Diskont versteht man de« Zinsfuß, »elcher <ür die ^iwnspruch»
nähme vo« Kredit lgeliehenes t5eld) an dre Banken bezahlt
werden mutz. Stabilität bedeutet Sleichmotzigkeit. ipn. re Festi¬
gung. Vor dem Kriege standen also die Keldjorten der einzelnen
Staaten zueinander in einem seften Verhältnis. welchßO sich im

allgemeinen überhaupt nich: wesentlich ändern tonnte, da in
solchen Fällen sosort, wie vorungeiührt. ldegenkwtzaahmen er«

griffen wurden. Dies hat stch wahrend und insbesondere nach
dem Weltkriege grundlegend aea^erl D e Schulden. Sie jeder
Staat des Krieges wegen machen muhte, der 4Ajährige ^eerlaus
der Industrie fast der gauzeu Welt, die Berg^lKKungen aller
Staaten s^r iNrc Rentenzuhlunge» uud die VerpMchtukigen. die
insbesondere Deutschland ji.r die Wiedergutmachung übernehme
mutzte, haben zu einer z ündle senden, vor dem Kriege niemals
tur möglich gehaltenen ^erand rurg aller Keldoerhaltr isse und
Aller AKidrung<>s»ste?»e tueinauder ge'ührt Dem Namen nach it
Alles geblieben wi,t es war. ,n Wirflichkeit ift dagegen alles VO«
tHrund auf anseru geworden.

A« 1 ^uil 5HN mutzten »ir sür eiueu schweizer Franken nicht
mehr 5N Pjg.. sondern 12.^ Psg. beruhten, sur einen fr«lDöstschen
Frank nicht «ehr «0 Psg^ sondern i^<« Psg.. für einen Holle ndischen
dulden nicht mehr 170 Pfg sondern 2t >., Pf^. für eine« a«ertka-
n ichen Dollar nicht mehr <?0 Pig. so?.dern .^«2 P!g. wr em

englisches Psund ^icht «ehr 2UU0 P g. sondern 27 920 ^sg. Da«
gege« brauchten wir für eine österreichiiche Krone n^e medr
« Pfg. sondern nur noch ll Pfg. zu bezahlen, und e!n< iwlnlsche
Vart konnte« wir sogar schon für Weniger Als Z Pfg. haben.
Also alles ist grundlegend aus den Kopf gestellt und g." nicht
«ehr mit den früheren Verhältnisen in irgendeiner A5eise zu
vergleich.«.

Am 1^ Vkai hoben wir uns bekanntlich bereit erklärt,
die Wiederantmachung^sorderunaen der Entente anzuerkennen.
Zsn diesem Tage kostete uns beispielsweise ei« schweizer Franken
statt «0 Pf, ttlb Pkg.. A« I. Juli .oftete nns iedoch der Khweijer
Franke«, «ie bereits vorher Angeführt, l2b» Pf».' a« ti. Vkai
«»Kten «i, ttr einen »«erirantschen Dollar flott 4:« Pfg.
«2« «fg. Kühlen. »«h«nd wir am t. Auli dos«, bereits Wieder
74« Pf. bezahlen mntzie». Diese verschlechtern»» ko«»t daher,
datz »ir bis zum S1 AuMft 1»2t eins «illiards Koldmark

AN die Entente Abfuhren müssen, und das Reich g^zwungcl. tft,
täglich cn. 10 Millionen Gold mark Devisen onfzutaufen.
Devisen stnd Zahlungsanweisungen auf auslunmsche Vankplatze.
»selche deutschen Lieferanten übermittelt werden für Ne.ch dem
Ausland gelieferte WareT. Bekanntlich gibt vn^ das Ausland
sür unser Papiergeld überhaupt nichts. Wir können nur ein¬
fühlen, wenn wir Zl5are» gegen Waren tauschen oder aber wenn
wir den Kegenwert für unsere Waren m Zahlung geben. Der
deutsche Staat kann der Enteuie die eize Milliarde Kolpmark
auch nicht in Papierschci i n deutscher Reietlswähnma zahle n-
dern er nug sich ZahlunqsanweifunK-n (Devisen) aus ausländische
Bankplätze beschaffen. D.eje Z ^sanwcisungen hätten nor-

malerweise dazu gedient. Rohstosfe. wie Baumwolle. Aupser oder
Ledensmlltel. aus dem «isl^nde zu beziehen. Diese Möglichkett
wird uns durch dic Erfüllung dcr Cn^nieiorderunge« ii? die
Folge außerdem noch bedi utenö erschwert.

Im Jahre 1920 «ar de^ Stand dcr Valuta aber tei!:>ii, noch
ungünstiger als letzt. Wir mutzten l9^>« im ungünk' 'teil Falle
für einen holländischen Sulden ita:? 17e) Pj. 4200 P^ . ju. eiuen

schweizer Franken statt K« P' ! '
^ i ^incn a«her -chen

Dollar statt Pf. 10.'^.' ^>f. bezahlen.
Was sind nun die Folgen dieser Zustände?

Es kann schon vorweg gci werden, datz auch
diese Entwicklung jast au.'schließlich zugunsten
des Kapitalismus und restlos zum schaden l>er
Arbeitnehmer ausjchlägt. Um dies kla«. >u machen.
Kien l.!e BertziUniffe in d'r Teztilindustrie heraugEgogeu. die ss
die Grundlage für das Z^ekleioungsg w.rbe bil^n. Wahrend
des Krieges stockte die Einfuhr von Baumwolle und auch von

'e iau'trallicije Schafwolle) fast vollkommen. Die verd.ni5cnen
Bestaune wurden in erster Vinie sür Heeres-.wccke ?xrwati)t. die
Beookker'.lng unterlag einer schar-en ^.Ni''n'erung. d:e ktion
ging bedeutend zurück, di.' Ar'oe'it^Iongkeit war sehr groiv Räch
dem Kriege war cs nn'olgc des BoHkotts Deutschland nichl i > ohne
weiteres m<^!!ch. di^ f^!^.ende Baum'.^.lle U!id Wolle e )ren,
um den Ui.geheuren B.dai' der deutschen Bevelkeru i > .n.
Tro^dem waren im ^.ttlaitde immerhin no.h bcdeu^ >^er
an ^ertigsobrikaten. i>^Idjad7!katett uno < 5:. .n ^.l>en.
welche die deutsche Bvoikerung gern uu genommen dat.e. Aber
infolge der ungeheuer in die Höhe get? -enen Preise «ich: 2u,.
nehmi-n ^nnt^. An der ^eradietjung der Vieije hottei die
deutsche« Tertiliadrikan^e i k in :l i Intereise. denn sk tonnten
ia durch den Ausocrkauf De«t!ch!akds. durch dze Ausruuulnnz det
ager sur das Austand vie mehr verdienen. Als dies jemals ber
ill gewesen wäre, wenn !ie ihre Waren i» Inlande Verkauft

hotten, und fte konnten außerdem trotz des uu^evcur-« Iietzr-
Verdienstes die ausländische Kot'ku re,ez noch unterbiete i. s>ier
se^zt eben die katastrophale Wirkung der

Valutaverhältnisse ein Nehmen wir an. ein Anzng.
der im Frieden ^>0 Äiarl l;ekostel Hit k !te:e nach o> ^ ?>ii ge
tu Deutschlcnd ll«b bis 1.^-0 Mail a'je ldi in! '«iel
Als im Frieden Der Fabrikant, der diese?«. Anzug bei dem un-

guri:igs:^n Stand der Valuta iur l^> ^i".k^: isch de? I^^ci.z
vcrtn^.t hone, was vor dem Kriege «8 Mark deutscher R'lchH-
»ohrung entjxUOcher' Hot. delum bei !lm»echsl»ng dieser KV Fran¬
ken ,n olge der ValutAdisserenz t«0 «Ark. Atlo glot: das
«^fgetx «ie im Frieden. Da aber auch in de, Schweiz Mittler¬
weile Alles im Preise gestiei^n Mox. brauchte der deutsche Fahrt-
kant die Ware sa »icht f>? ltk) Franke«, sondern er konnte ste
vielleicht zu l50 Franken verkouseu Er war dann im«er noch
billiger als der Schweizer Fabrikant ^nd hatte «ehr als d«
AHnche Als im Frieden eingeuoinuzen. WHrend er als ' qürsrizen-
falls im In?ande se,ne <i<apk t: - des Frieden ^.i ^s

Verkoujen konnte, erhielt >r dieselbe A!are im Ausland mehr
Als «MAI soviel Dn-e «wAeprUAK RAtionAlgefihl der kapita¬
listischen Icxtlifad- ^ i^cn hat natürlich dvn A<eg noch dcm
Auslande gewäd . ^>o dobe. die «edürfmße des deutsche« A^olkeO
o» KleiduiG «^«. dtteben. war den Fabrikauten Aleichgtt^tig.
Run bat aber alles se'i,,' Grenzen, »»d «ch vie Äiger ber

Textiliadrikanten «urden einmal leer. I-H wirite der Stand
der :a in umgekehrte« öinne Um weiter ^u sabrizieVen.
mutzte Baumwolle und Wole einoeführt werde». Ein Quuutnm
Baumwolle, das im Frieden vielleicht l DAßl« 4W Ps gekostet
hatte, kostete dei dem un<ü«Mg>en Stand des Ialzres 1S2Ü
tUZV Pf. «utzerdem konnte selbst für diesen Preis uicht ge»d
Baumwolle bezogen werden weil zu nnsere De»isen in der HauPö»
snche gebraucht »urden. um das notweudige Setrew« skr unser«
Ernährung heranz»dekonmieii. und «ir einen ofseneM Kredit t«
Auslande bekanntlich in grWerem «tas.stabe nicht besitzen Ea
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wäre den Tertilfabrikanten. wenn sie aus ihre unberechtigten und

nngc^chtfertigten hohen Profite oerzichiet hätten, wohl möglich
gewesen, die Produktion trotz alledem tn Gang zu bringen. Einen

Klchen Idealismus aufzubringen, kann man jedoch von keinem

KapitaZMen verlangen.

Eine weitere Folgewirkung des Valutastandes trat nun ein.

Das ausländische Kapital lieferte den deutschen Teztilfabrikantcn
Baumwolle und WoJe: dicse fertigten daraus Bekleidung und

Wö,chc und lieferten diese Waren wieder an das Ausland zurück.
Der amerikanische Arbeiter hat beispielsweise A! Dollar Wochen-

lohn. Das wäre dei dcm ungünstigsten Stand d^x deutschen
Valuta IV20 ea. «7l» Mark pro Woche. ?^ach dem Stand der

Valuta am 1. Juli r^ärcn es 27lM Mark pro Woche. Nun muh
man allcrdi'HS berücksichtigen, dag die Lebensverhaltniffe in

Amerika auf der Basis des Dollars nach amerikanischer Valuta

sich ausbauen, so dafz der amerikanische Arbeiter in Amerika selbst

nich: ein Herrenlcben führen kann, wenn er Zg Dollar pro Woche
verdient, sondern cs eebt ihm tatsächlich nicht sehr viel besser als

leimn deutschen Kollegen. Dcr deutsche Arbeiter erhält fedoch im

Höchlt-'alle 30« Mark :)ro Woche, und der deutsche Fabrikant k." a

also die Veredelung der V^?mwolle oder der Wolle für die

amerikanischen Fabrikanten rncl billiger vornehmen, als dies dem

amerikanischen Fabrikanten selbst möglich ist.

Un^cr Verhältnis zu Oesterreich liegt ahnlich. Ner öster¬

reichische Fabrikant kmn im Verhältnis zum deutschen Fabri-
kanten wiederum billiger liesern. was nur nicht so in Erscheinung
tritt, da ^:e österreichijche Industrie nicht leistungsfähig genug ist.

Immerhin hat Ctinnes durch die Nebernahme der Hälfte des

Aktienkapitals 5er Alwinen Montangelcllschaft in Oesterreich diese

Verhülln sle schon auszunutzen verstanden. Mit Hilfe dieser Ber¬

edelnngsg-Zschäfte für das Ausland haben also die deutschen Dextil-
sabrikanten ungeb?ur.' Gewinne e >ielcn können. Re^cn iehr dohcn

Abschreibungen RüÄtellungen. Ausgabe von neuen Aktien zn

niedrigen Kursen hab.-n die deutschen Icrtiifabriken im Durch,

schnitt eine Dividende verteilen können, die über 25 Prozent liegt.

S Firmen haben SS Prozent.
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Dividende verteilt.

Roch nie hat dte deutsche Textilindustrie solch ungeheure Ge«

Vtnne erzielen können. Dabei mub man auch berücksichtige», daß
dteße Vewinne ans einer bedeutend eingeschränkten Produktion
herausgewirtschaftet wurden. Alles dies ist möglich gewesen durch
die Ausnutzung der Balulaverdöltnisse. Daneben spielen die

Arbeitnehme? in der deutschen Z>xtil und Bekleidungsindustrie«
eine bedauernswerte Rolle. Die Arbeitslosigkeit unter ihnen M

ungeheuer grob, und wöhr<>nd die Entwicklung der Verhältnisse
de» Unternehmern geredez« die Gewinne tn den Schoß scheffelt,
leiden die Arbeitnehmer unter denselben Verhältnisen nn-

geheure No..

Was wöre nun zu tu.l. um diesen Zuständen entgegenzuwirken?
Unter normalen Verhältnissen, in Wirklichkett gibt es heute keine

normalen Verhältnisse meh^ aber unter der Boraussehung. datz
Deutschland innerhalb ieiner Grenzen tn der Lage wäre, seine
Verhältnisse zu regeln, und viir nicht auch die Wiedergutmachungs¬
forderunzen der Entente, sondern „nur" dte Zinsen für unsere

eigenen Kriegsschulden "owk die Renten skr die Kriegsverletzte«
urrd -Hinterbliebenen aufzuklingen hatten, wäre notwendig, daß,
beginnend mit der Sozicilisierung der Bodenschätze, nach und nach
ein Industriezweig nach dem anderen sozialisiert würde, um die

Unternehmergewinne auszuschalten, durch eine Verbesserung der

Kabrikattonsmethoden die Produktionskosten herabzusetzen, durch
Verbtlligung der Verkaufspreise den Konsum zu beven. durch
diesen vermehrten Zonsrm die Arbeitslosigkeit nach und nach zu
beseitigen und infolge der Ausschaltung des llnternehmergewinns
urrd der Herabdrückung der Produktionskosten und der Verkaufs¬

preis den Geldumlauf vermindern. Auf diese Art
»nd Weise würde stch u.rsere Valuta innerlich festigen,
das Geld würde wieder mehr Wert Hoden, an Stelle der so»
genannten ..Inflation" (Aufblähung des Geldumlaufs) würde bis

„Deflation" (Zurückgehen des Geldumlaufs) treten

Wir haben jedoch leider anker unseren eigenen ungeheuren
Schulden noch die Wiedcrgutmachungskosten auszubringen und
werden daher die Gesundung herbeiführen müssen, indem wir dle

vorangeführten Maßnahinen zwar auch durchführen, aber dle

Wirkung nicht uns selbst zugute kommt, sondern hieraus die Mittel

fslr dte Wiedergutmachung gewonnen werkn, während wir uns

nach wie vor einschränken, auf notwendige iZebensbedKrfnisse veve

lichten müssen, soweit «ir dies nicht schen längst unter dem

Zwang der Verhältnisse getan haben, «ber Immerhin, eine Gs-
sundungsmöglichkeit wäre innerhalb einer gewissen Spanne Zeit
auch unter diesen Verhältnissen gegeben.

Lerder geschieht nichts auf diesem Wege. Wir hören viel, datz
die Regierung beabsichtigt, die Goldwerte mit Beschla-z zu be¬

legen, man will auf den Besitz der Agrarier Hypotheken lege«
und sich mit Aktienanteilen an den industriellen Unternehmungen
beteiligen, um mit Hilfe der Hypotheken zinsen u^> der Dividenden
die notwendigen Steuersumn'.en aufzubringen Das alles^ind abes
,^r m^ani?che Maßnahmen. Die Kapitalisten werden dann
eben so kalkulieren, das, neben deu Zinsen Dividenden auf
die Staatsanteile noch soviel Prosit herausbringt, datz auch die

kapitalistischen Aktionäre keine Einbuße erleiden. Die ganze Last
der Ausbringung dcr Schulden wird so wiederum au' die Schul¬
tern der Arbeitnehmer abgewälzt. Die Agrarier operieren jetzt
sehr viel mit dcr Anpassung der Preise fbr ihre Produkte an

die Weltmarktpreise. 5adu7ch soll angebl.ch eine Klärung der

Verhältnisse herbeigeführt werden. In ZIttrklichkeit tft diese
Forderung, was dcn Agrariern sicher auch bekannt ist. eine wirt¬

schaftliche Unmöglichkeit, denn wenn wir in Deutschland unsers
Preise den Weltmarktpreisen nahern. dann werden sich die Folgen
der Inflation sAusblShung) unseres Geldes noch bedeutend stärker
als vivber geltend machen, unsere Notenpress.'n werden lag und
Nacht laufen müs,en. unser Papiergelduml lus ins Unendliche
steigen, die Valuta wird weiter im katastrophalen Maßstabe
sinken, und die Differenz, die wir glauben eben überbrückt z»
haben, wird sich in zahlenmäßig höheren Gelde
regtonen von ncuem. nur mit noch verheerenderer Wirkung
ergeben. Beispielsweise kostete die Tonne Reggen
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Der Weltmarktpreis betragt 2"l«—5100 Mark. Uns«« Agrarier,
die also erst jetzt den Preis für den Roggen um «00—700 Vart
erhöht haben, ur^d denen diese Maßnahme Milliarden einbringt,
wollen den Preis um weitere ca. !V00 Mark höher schrauben,
um weiter un-zezahlte Milliarden einzustecken Dann wird ihrs
heute vorgeschobene Parole. Anpassung an d?n Weltmarktpreis,
jedoch keineswegs durchgeführt sein, denn nach dieser Transaktion
wird unsere Valuta von neuem sinken und ter Weltmarktpreis
für Rvggen wird dann nicht wie jetzt Z10V M.. sondern vielleicht
«00 M. betragen. Wir habe« also die alt' Differenz von neuem,
nur weiden di^ Arbeitnehmer wiederum die Leidtragenden sein. die.
soweit ste auf bestimmte Bezi/ge angewiesen sind und diese nicht
verbessern können, noch mehr in Rot Braten aber große Kämpfe
führen müssen, um ihren Reallohn (die Kaufk;aft des von ihnen
verdienten Geldes) aus der bisherigen Höhe zu erhalten. Mit
dem weiteren Sinken unserer Valuta, welches durch diese Maß¬
nahmen herbeigeführt wird, wird es urn aber suck immer schweres
gemucht. unsere Wiet<rgutmachungsforderungen zu erfüllen. d«nR
das müssen wir in Gold mark tun. und je schlechter unsere va-

piermark steht, je mehr Po p t e r Millionen haben wir auszuB
bringen.

Die deutschen Arbeitnehmer dürften angesichts dieser Entwick-
luna eigentlich an gor nichts weiter mehr denken, als diesen Zu¬
ständen mit aller Energie entgegenzutreten. Die parteipolitische
Zerrissenheit mühte sofort aufhören. Alle Arbeitnehmer sollte«
sich restlos ihren Organisationen anschlichen. Die «anze Arbeiter¬
klasse müßte wie ein Mann dastehen und die Profttorgien des

Kapitals ui6> dte Ra^bzüge der Agrarier »nmönlich machen.

Jeder, «elcher die vora«geführten Ausführungen aufmerksav!
gelesen hat. wird zugeben, bah die Verhältnisse ungeheuer schwier
rig und verwickelt sind, so dost man ihnen mit !sZarolen «ie .Dik¬
tatur des Proletariats" oder „Hoch lebe di« Weltrevolution"
nicht bekommen kann, um so weniger, als stch die Entwicklung
nicht innerhalb der Grenzen Deutschlands, sondern innerhalb der

noch durchaus kapitalistisch beetnflukten Welt ablpielt. Aber wenn

wir einig waren wenn wir uns das Willen aneigneten, das zur

Beherrschung dieser Fragen nötig ist. würden v>ir jetzt schon viel

zur Gesundung der Verhältnisse beitragen und lach und nach die

Regelung vollkommen in unsere Hand nebmen können. Zer¬
splittern wir weiter unsere Krast innerhalb der Arbeiterklasse,

statt uns endlich mit vereinten Kräften dem Kapitalismus und
den Großagrariern entgegenzustemmen. dann ill tatsächlich nicht
abzusehen, wohin im Lause der Entwicklung !>le Arbeiterklasse
noch geraten «trd. Cl. Rörpel.
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